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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 3 Minuten 
Präsident Dr.  Martin . Strimitzer: Ich 

e r ö f f n e d ie 525.  Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 524. Sitzung des 
Bundesrates vom 1 5 .  Dezember 1 989 ist aufgele­
gen, unbeanstandet geblieben und gi l t  daher  als 
genehmigt. 

K r  a n  k gemeldet haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Dkfm. Dr. Frauscher, Arbe ite r ,  
Dr. Wabl und Theodora Konecny. 

E n t s eh u I d i g t haben sich d ie Mitglieder 
des Bundesrates Agnes Schierhuber und Her­
mann Pramendorfer. 

Ich begrüße den im Hause ersc hienenen Herrn 
Bundesminister für Gesundheit und öffentli chen 
Dienst Ing. Ettl (allgemeiner Beifall), der in Ver­
tretung des sich auf Dienstreise befindenden 
Herrn Bundesministers für Arbeit und Soziales 
erschienen ist, u nd als Tiroler darf ich woh l  mit 
besonderer Freude den Herrn Landeshauptmann 
von Tirol, Dipl . - Ing. Dr. Alois Part! ,  begrüßen .  
(Allgemeiner BeifaLL.) 

Einlauf 

Präsident: E ingelangt sind Schreiben des Zwei­
ten Präsidenten des Oberösterreichisc hen Landta­
ges und des Präsidenten des Steiermärkischen 
Landtages betreffend Mandatsveränderungen im 
Bundesrat. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle-
sung dieser Schreiben.  

Schriftführerin Grete Pirchegger: 

"Sehr geehrter Herr P räsident! 

Im Nachhang zu meinem Schreiben vom 
20. Dezember 1 989 darf ich Ihnen mittei len, daß 
in der Landtagssitzung am 23. Jänner 1 990 

Peter Rieser,  Bürgermeister der Gemeinde 
Amering, geboren 5.  7. 1950, wohnhaft in 8742 
Obdach, Obdachegg Nr. 1 9  

zum Ersatzmitglied anstelle des zum Mitg lied 
aufgerückten Ing. Alfred Wahl in den Bundesrat 
gewählt  wurde. 

Ich b itte um gefällige Ken ntnisnahme. 

Mit herzl ichen Grüßen 

Wegart" 

"An die Parlamentsdirektion 

Das Mitglied des Bundesrates Erwin Köstler 
hat mit Wirkung vom 3 1 .  Dezember 1 989 sein  
Mandat zurückgelegt. 

Der Klub der ÖVP-Landtagsabgeordneten 
Oberösterreichs hat mitgetei lt ,  daß der Ersatz­
mann des B u ndesrates E rwin Köstler, Herr Dr. 
Hans Wöckinger, 43 1 2  Ried i .  d. Riedmark 1 40, 
ex lege in den Bundesrat nachrücken wird. Die 
Wahl eines neuen Ersatzmannes wird gemäß § 4 1  
Abs. 2 der Landtagsgeschäftsordnung a u f  die Ta­
gesordnung der Landtagssitzung am 1 9. Jänner 
1990 gesetzt werden. 

Der Wortlaut der Verzichtserklärung und das 
Ergebnis der Wahl wird noch geso ndert bekannt­
gegeben werden.  

Der Landtagsdirektor:  

Dr .  Pesendorfer" 

"An die Parlamentsd irektion 

Der Oberösterreich ische Landtag hat in seiner 
Sitzung am 1 9. Jänner 1990 gemäß Artikel 35 
Abs. 1 des B undes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1 929 und Artikel 22 des Oberöster­
reic hischen Landes-Verfassungsgesetzes 1 97 1  
eine Neuwahl  durchgeführt. 

Es wurde gewählt: 

Als Ersatzmitglied: an erster Stelle: Karl 
Weichselbaumer, geboren 26. März 1 933, Vize­
präsident der Landwi rtschaftskammer für Ober­
österreich, Wansch 1 , 4322 Rec hberg. 

In der Anlage wird e ine Ablichtung der Ver­
ziehtserklärung des Bundesrates Erwin Köstler 
zur gefälligen Kenntnisnahme übermittelt .  

Der Zweite Präsident: 

Ferdinand Reisinger" 

Präsident: Ich danke der Frau Schriftführerin .  

Angelobung 

Präsident: Die neuen Bundesräte sind im Hau­
se anwesend. Ich werde daher sogleich die Ange­
lobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel d urch die 
Frau Schriftführer in  wird die Angelobung mit 
den Worten " Ich gelobe" zu leisten sein .  

Ich ersuche d ie  Frau Schriftführerin um Verle­
sung der Gelöbnisformel und anschl ießend um 
den Namensaufruf. (Schriftführerin Grete 
P i re h e g g e r  verliest die Gelöbnisformel. -
Die Bundesräte lng. Alfred W a  h I und Dr. Hans 
W ö c k in g e r  leisten die Angelobung mit den 
Worten .,lch gelobe".) 
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Präsident 

Ich begrüße die neuen Bundesräte h iemit herz­
l ich  in unserer Mitte. (Allgemeiner Beifall.) 

Antrittsansprache des Präsidenten 

9JJ9 
Präsident Dr. Mart in Strimitzer: Herr B undes­

minister!  Herr Landeshauptmann !  Meine Damen 
u nd Herren! Hohes Haus! Es gehört zu der, wie 
ich meine. guten Tradition dieses Hauses, daß der 
von der Bundesverfassung zum Präsidenten der 
Länderkammer berufene Vertreter jenes Bundes­
landes, welches gemäß alphabetischer Reihenfol­
ge den Vorsitzenden zu stel len  hat, eine Antritts­
rede hält, in der er seine Vorstellungen über die 
Amtsführung beziehungsweise über die Stellung 
des Bundesrates in Theorie und Praxis darlegt. 
Ich möchte diese Tradition nicht unterbrechen: 
erlauben Sie mir daher folgende Bemerkungen. 

Zunächst: Ich bin nicht so vermessen, anneh­
men zu wollen, daß die Anwesenheit höchster Re­
präsentanten des B undeslandes Tirol und einiger 
ehemaliger Bundesräte bei dieser heutigen Sit­
zung, mit Herrn Landeshauptmann Dr. Part\' 
dem Herrn Landtagspräsidenten Dr. ReissigL 
Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter lng. Ma­
der, Herrn Landtagsvizepräsidenten Mag. LeitL 
dem Herrn Landesamtsdirektor Dr. Gstrein an 
der Spitze bloß der Tatsache der Übernahme der 
Präsidentenfunktion durch mich gilt . Wir alle 
dürfen daraus aber wohl sch l ießen. daß das Bun­
desland Tirol den aktuellen föderalistischen Fra­
gen dieser Republ ik,  der Einbindung der Bundes­
länder in den Wil lensb ildungsprozeß des Bundes­
staates und der k ünftigen Entwicklung im Zu­
sammenhang mit der Europäischen Integration. 
d ie nicht ohne Auswirkungen auf die Kompetenz­
lage der Bundesländer bleiben wird , größte Auf­
merksamkeit zuwendet. 

Ich betrachte die Anwesen heit der Tiroler Da­
men u nd Herren einerseits als ein Bekenntnis des 
Gliedstaates Tirol zum Gesamtstaat Österreich .  
andererseits aber auch a ls  berechtigte Manifesta­
tion eines föderal ismusbewußten Bundeslandes 
für seine Eigenstaatl ichkeit; eine Manifestation .  
d ie schon von meinen bedeutenden Tiroler Vor­
gängern als Vorsitzende des Bundesrates, Dr. 
Brugger, Ing. Mader und Dr.  Schwaiger immer 
wieder unterstrichen worden ist. 

Meine Damen und Herren !  Ich glaube, es kann 
allen in  Politik und Gesetzgebung dieser Repu­
blik Tätigen nicht schaden, wenn man sich in die­
sem Zusammenhang in E rinnerung ruft , daß so­
wohl beim Festakt aus Anlaß der 40jährigen Wie­
derkehr der ersten Länderkonferenz am 24. Sep­
tember 1 985 im Niederösterre ichischen Landhaus 
als auch im Rahmen der in  diesem Hohen Hause 
am 4. Mai 1 988 veranstal teten Enquete "Födera­
l ismus und Parlamentarismus" aufgrund h istori-

scher Fakten unwidersproc hen zum Ausdruck ge­
kommen ist: 

Die Staatsgründung der Republik Österreich 
nach dem Ersten Weltkrieg ist ausschl ie ßlich da­
durch bewirkt worden,  daß souveräne Bundeslän­
der durch ausdrückliche oder konkludente Hand­
lungen freiwil l ig ihren Beitritt zum B undesstaat 
Österreich erklärt haben.  

Der gro ße Staatskanzler Dr.  Karl Renner hat 
das in der 3. Sitzung der Prov isorischen National­
versammlung am 1 2 . 1 1 . 1 9 1 8  mit folgendem 
wörtl ichen Zitat bestätigt: 

"Die Grundlagen unserer staatlichen Tätigkeit 
sind die Länder. d ie im freien Entsch luß i hren 
Beitritt zum Staate Deutsch-Österreich vol lzogen 
haben."  

1 945 sind es  wieder die  Länder gewesen ,  welche 
die Zweite Republ ik erst aus der Taufe gehoben 
haben; lassen Sie mich den unvergeßlichen Tiro­
ler Landeshauptmann Eduard Wallnöfer mit ei­
ner Aussage zur Situation von 1 945 zitieren: 

"Nur in einem demonstrativen Bekenntnis der 
Bundesländer zur Einheit  Österre ichs sahen d ie 
damaligen Staatsmänner die einmalige Gelegen­
heit, der gesamten Welt und den Besatzungs­
mächten zu zeigen. daß sich d ie Österreicher  e in­
mütig und geschlossen zum gemeinsamen Vater­
!Jnd bekennen und gewil lt  sind, den e igenen Staat 
wieder aufzubauen und in eigener Verantwortung 
zu führen." 

. 

�ur etwa 1 4  Tage nach der historischen Län­
derkonferenz vom 24. September 1 945, nämlich 
am 9. O ktober 1 945, hat die einzige damals in 
Österreich schon bestandene demokratische Län­
dervertretung, nämlich die Tiroler Landesver­
samm lung, festgehalten - ich zitiere -: 

. ,Die provisorische Tiroler Landesversammlung 
hält u nverbrüchl ich daran fest, daß Österreich 
aus dem freiwil l igen B und der selbständigen B u n­
desländer hervorgegangen ist und daß die Staats­
regieru ng nur die Rechte in Anspruch nehmen 
und an sich ziehen darf, die durch die rechtsgültig 
beschlossene B undesverfassung in  die Zuständig­
keit des Bundes übertragen sind." 

Und weiter in derselben Entschl ießung: 

"Die provisorische Tiroler Landesversamm lung 
und das Tiro ler  Volk werden es nie und nimmer 
dulden ,  daß dem Land Tiro l ,  nachdem es das Joch 
des zentralistischen P reußenturns abgeschüttelt 
hat, nun das Joch einer zentralistischen Regie­
rung a uferlegt wird." 

Meine Damen und Herren!  Ich möchte mic h  
nicht zu lange mit der Vergangenheit beschäfti­
gen , ich habe es aber für notwendig erachtet, die-
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se D inge k urz in Erinnerung zu rufen,  weil man 
in  der Gegenwart oft den Eindruck hat, als ob der 
B undesstaat Österreich sich n icht meh r  mit der 
nötigen Intensität der Tatsache bewußt ist, daß er 
seine Existenz den Gliedstaaten verdankt. 

Wenn man sich zum Beispiel die mühse ligen 
Verhandlungen über die Erfüllung der Länder­
w ünsche, d ie von den Landeshauptleuten in den 
Länderförderungskatalogen, zu letzt in jenem von 
1 985. einstimmig formuliert beziehungsweise ver­
absch iedet worden sind, vor Augen füh rt, fragt 
man sich oft, ob es wirklich Rechtens - im Sinne 
von .,gerecht" - sein kann, daß der Bund seine 
i hm zweifellos legal - im Sinne .. von in  der 
Rechtsordnung begründet" zu kommende 
Macht eher in dem S inne einsetzt , Länderforde­
rungen zu verwässern oder auf die lange Bank zu 
schieben, als ihnen - dem bundesstaatl ichen 
Prinzip gemäß - so weit und so rasch als mögl ich 
entgegenzukommen.  

Ich  habe das jetzt bewußt absichtlich so hart 
formuliert, verkenne aber andererseits ausdrück­
l ich nicht,  daß in einer Reihe wesentlicher Fragen 
in den letzten 1 5  Jahren echte Fortsc hritte erzielt 
worden sind und daß auf Seiten einiger führender 
Repräsentanten des Bundesstaates, angefangen 
beim Herrn Bundeskanzler, über den Herrn Vize­
kanzler und Föderalismusminister, bis zu den se i­
nerzeit für die Verhandlungen mit den Bundes­
ländern zuständigen Ministern Dr. Neisser und 
Dr. Löschnak viel guter Wil le in diese Verhand­
lungen eingebracht worden ist . 

Andererseits steht fest, daß - um Herrn Vize­
präsidenten Prof. Dr. Schambeck zu zitieren -
zwei Drittel der Länderforderungen noch uner­
füllt sind u nd,  wie ich selbst mir gelegentlich der 
Bu ndesratsberatungen über den entsprechenden 
Beschluß des Nationalrates zu  sagen erlaubt habe, 
etwa die B undes-Verfassungsgesetz-Novelle 1 988 
sicher zwar als große Verfassungs-, aber höch­
stens a ls  kleine Föderalismus-Novelle in  die Ge­
schichte e ingehen wird. 

Mit dem Vorsitzenden des Aussch usses für 
Verfassung und Föderalismus, Kollegen Bundes­
rat Jürgen Weiss, bin ich trotzdem einer Mei­
nung, daß diese Novelle 1 98 8  - ungeachtet der 
Tatsache, daß im Gegenzug zur Erfül lung von 
Länderwü nschen, zum Beispiel auf dem so wich­
tigen Gebiet der Wohnbauförderung, die Länder 
auf Kompetenzen, vor allem im Umweltbereich, 
verzichten haben müssen ;  e in  Umstand aller­
dings, der in  einem kooperativen Bundesstaat 
aber nicht der Logik entbehrt - entgegen der 
Meinung des Institutes für Föderal ismusfor­
sch ung in  Innsbruck zu Recht die Zustimmung 
des Bundesrates gefunden hat,  und zwar deswe­
gen ,  weil  schl ießlich auch die Landeshauptmän­
ner-Konferenz selbst, die ich gerne als "nicht in­
stitutionalisierten Wächter der  Bundesstaatl ich-

keit" bezeichnen möchte, dem Kompeten zab­
tausch zugestimmt hat. 

Damit soll keinesfalls am Wert der Aussagen 
des genannten von den B undesländern Vorarl­
berg, Tirol und Salzburg getragenen wissenschaft­
l ichen Instituts mit Sitz in Innsbruck gerüttelt 
werden.  Im Gegenteil :  Ich möchte gerne sagen 
dürfen ,  daß,  wen n  es dieses Institut n ic ht schon 
gäbe, d ie Errichtung eines solchen sogar gefor­
dert werden mü ßte; ja lassen Sie mich festhalten. 
daß ich fest davon überzeugt bin,  daß das Institut 
mit seinen wissenschaftl ichen und praktischen 
rv'litarbe itern und mit seinen Publikationen in ge­
radezu hervorragender Weise die ihm gestellte 
Aufgabe zur Vertretung und Pflege der Idee des 
Föderalismus in der Bevölkerung erfüllt .  

Aber zurück zur Verfassungsrechtslage. Es ist 
von keinem auch nur ansatzweise föderalistisch 
beseelten Verfassungsrechtler bestritten, daß die 
Gewichte der geltenden Kompetenzauftei lung 
zwischen dem Bund und den Ländern ungleich 
zugunsten des B undes verteilt sind, sodaß man 
durchaus davon sprechen kann, daß der österrei­
chische Bundesstaat in  Wirkl ichkeit ein " unech­
ter" beziehungsweise ein solcher "eigener P rä­
gung" ist, dem im Gegensatz zu den "echten" 
Bundesstaaten inhaltlich ausgeprägte unitaristi­
sche Züge anhaften .  

Eine Verbesserung des Zustandes ist unzweifel­
haft durch die B undes-Verfassungsgesetz-Novel­
len 1 974, 1984, und 1 988 erfolgt, wobei die No­
vellen der achtziger Jahre nicht zuletzt auch 
durch die Vol ksabstimmung der Vorarlberger 
über die 1 0  Pun kte zur Stärkung der Länder und 
Gemeinden, durch die e instimmig von a l len 
Landtagsparteien  verabschiedete Förderalismus­
resolution des Tiroler Landtages von 1 983, die 
1988 sogar urgiert wurde, die Föderalismusreso­
lution 1 985 des Niederösterreichischen Landtages 
und durch  wiederholte E ntschließungen des Bun­
desrates selbst init iiert beziehungsweise unter­
stützt worden sind. 

Seit 1 988 ist aber leider wieder "Funksti l le" 
eingetreten, obwohl im Koalitionsübereinkom­
men der derzeitigen Bundesregierung ausdrück­
l ich die Absicht bekundet worden ist, die Gesprä­
che über den Forderungskatalog der Bundeslän­
der zügig fortzuführen. Dies hat etwa die Vorarl­
berger Landesregierung veranlaßt, am 1 7 . Jänner 
1 989 an die Bundesregierung mit dem Ersuchen 
heranzutreten, wen igstens acht weitere Teilschrit­
te zur Föderalismusreform, die großteils schon 
Gegenstand von Erörterungen bezüglich des Lan­
desforderungskataloges gewesen sind, einer vor­
rangigen Lösung zuzuführen. Darüber hinaus ha­
ben die Landeshauptmänner-Konferenz bezie­
hungsweise das sogenannte kleine Komitee und 
die Verbindungsstelle der österreichischen Bun­
desländer - diese beiden zuletzt genannten Ein-
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richtungen können in ihrer Bedeutung für die 
österreich ische Bundesstaatlichkeit ebenfalls 
n icht hoch genug eingeschätzt werden - i mmer 
wieder auf d ie Erfül lung der offenen Länderfor­
derungen gedrängt. 

Mit Ausnahme von substantiellen Lösungen im 
Bereich des Mietrechts, wo eine Einigung u nmit­
telbar bevorzustehen scheint. sind aber Fort­
schritte we iterhin nicht erkennbar, wenn  ich da­
von absehe. daß - im Gegenzug zur vom Land­
wirtschaftsminister gewünschte n Verbund lichung 
des landwirtsc haftlichen Betriebsmitte lwesens -
den Ländern Kompetenzen im Bereich des Bo­
denrechts bezieh ungsweise bei der verwaltungs­
behördlichen Regelung des Grundverkehrs zuge­
standen werden sol len .  

Ich möchte m ich nicht  im Detai l  mit a l len noch 
offenen Länderforderungen beschäftigen; dies 
würde den vorgegebenen Rahmen sprengen .  
Schwerpunktmäßig sei aber festgehalten.  daß 
etwa das Verlangen der Länder nach Erweiterung 
der Entscheidungsbefugnis des Landeshauptman­
nes im Bereich der Auftragsverwaltung in Form 
einer Adaptierung des Artikels 104 Bundes-Ver­
fassungsgesetz beziehungsweise in Form der Er­
lassung einer  Musterverordnung nicht nur nicht 
u nbil lig, sondern für einen Staat , der den Namen 
"Bundesstaat" für sich in Anspruch nehmen will ,  
sogar selbstverständl ich  sein muß .  

Es ist auf Dauer unerträglich - und wird von 
der Bevölkerung in Zeiten, in denen zu Recht von 
der öffentlichen Hand große Spargesinnung ver­
langt wird, umso wen iger verstanden - ,  wenn 
etwa Baudienststellen der Länder, die auftrags des 
Bundes einen Hochbau zu vollziehen haben.  nach 
Absegn ung eines Projektes durch die zuständige 
B undesdienststelle und Genehmigung der finan­
ziellen Mittel über jede einzelne Phase der Bau­
durchführung, über jede noch so geringfügige 
P lanabweich ung, über al le Aufwandstangenten 
und so weiter zu berichten und dann noch zu ge­
wärtigen haben ,  daß Beamte der Zentralstellen 
selbstverständlich nicht n ur Dienstreisen zur Be­
sichtigung des Roh- und Fertigbaues vornehmen, 
sondern auch noch laufend Detailwe isungen er­
tei len. 

Meine Damen und Herren! Das Kontrollrecht 
und die Grundrichtlinienkompetenz des Bundes 
haben natürlich auch bei der Auftragsverwaltung 
außer Streit zu stehen ;  darüber kann es keine Dis­
kussion geben .  E iner Verdoppelung des Bürokra­
t ismus, wie sie heute vielfach geübt wird , ist aber 
schärfster Kampf anzusagen .  

Ähnlich verhält es  sich mit der  geforderten Zu­
ständigkeit der Landeshauptmänner für die eisen­
bahnrechtliche Genehmigung aller Liftanlagen. 
Es ist lächerlich - verzei hen Sie mir diesen har­
ten Ausdruck, aber ich wiederhole ihn: es ist lä-

cherlieh -, daß dem Landeshauptmann  zwar zu­
gemutet wird, sich bei den techn ischen Details für 
Einzelsessel l ifte auszukennen - für deren Bewi l­
ligung ist er nämlich jetzt schon zuständig -, bei 
den Mehr-Personen-Sessell iften sol l  es aber zur 
Betriebsbewil l igung einer Kommission der Zen­
tralstel len bedürfen. 

Hier steht das Föderal ismusbewu ßtsein der 
ZentralstelIen wirklich auf dem Prüfstand! Ich 
bin sogar der Me inung, daß man den Bundeslän­
dern ohne weiteres auch die volle Kompetenz für 
Bundesstraßen und Seilbahnen überlassen kön n­
te. Der B u ndesrat wird sich zu überlegen haben .  
ob er nicht zur  Durchsetzung der  noc h offenen, 
vor al lem aktuellsten Forderungen der Bundes­
länder auch heuer wieder vo n se inem Entschl ieß­
ungs- beziehungsweise dringlichen Anfragerecht 
Gebrauch machen sollte. Natürlich bedürfte es in 
allen FäHen der Kompetenzverlagerung vom 
Bund auf die Länder auch der entsprechenden 
Dotierung. Denn eine Kompetenz ohne d ie finan­
zielle Möglichkeit, sie auch nützen zu können,  ist 
ihres S innes entleert. 

Nicht akzeptabel für die B undesländer ist na­
türlich auch ,  daß immer wieder durch Bundesge­
setze oder durch Verwaltungsmaßnahmen des 
Bundes d ie den Ländern zugesicherten Einnah­
men eine Schmälerung erfahren .  Hier bedarf es 
einer verfassungsgesetzlichen Absicherung der 
Gebietskörperschaften,  einer Absicherung, d ie 
ebenfal ls durch den Bundesrat im Wege der Ein­
räumung e ines Zustimmungsrechtes zu allen 
steuerpol itischen Maßnahmen des B undes mi t  
nachteiligen Auswirkungen auf die Gebietskör­
perschaften erfo lgen könnte. 

Stichwort Bundesrat: Erlauben Sie mir , meine 
Damen u nd Herren,  zu diesem Thema bewußt 
nur ein paar pragmatische Gedanken. Wen n  in 
den letzten Tagen, Wochen und Monaten - oft 
auch angeregt von neu in dieses Haus e ingetrete­
nen Kollegin nen u nd Kollegen - in den Medien 
von der mangelnden Kompetenz  des B undesrates 
gesprochen beziehungsweise diese manchmal so­
gar wen iger bedauert als belächelt  und wenn laut­
hals die Reform oder bei Nichtreform die Auflas­
sung des Bundesrates gefordert wird, so habe ich 
manchmal den Eindruck - ich sage das wirkl ich 
ohne polemischen Beigeschmack -, daß diejeni­
gen ,  welche die sogenannte "Aufwertung des 
Bundesrates" verlangen, die Fortentwicklung sei­
ner konstitutionel len Stellung in den letzten Jah­
ren teilweise offenbar übersehen haben müssen .  

Denn unbeschadet der Tatsache, daß manche 
Verfassu ngsväter von 1 920 den Bun desrat, der,  
wie Sie wissen ,  gemäß Artikel 24 Bundes-Verfas­
sungsgesetz die Gesetzgebung des B undes ge­
meinsam mit dem Nationalrat a usübt, absichtlich 
an Einfl u ß  "kurzhalten" haben wollen ,  hat d iese 
Institution - dank der Arbeit  vieler in den letz-
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ten Jahren - doch wahrhaftig u ngeheuer viel an 
Profil gewonnen. Ich erinnere nur an die Bundes­
Verfassungsgesetz-Novelle 1 984 in Verbindung 
mit der neuen Geschäftsordnung, welche der 
Länderkammer fo lgende Befugnisse eingeräumt 
hat: 

das Zustimmungsrecht - also n icht das bloße 
Einspruchsrecht - des Bundesrates zu Beschlüs­
sen des Nationalrates, welche E inschränkungen 
der Kompetenzen der Länder in Gesetzgebung 
und Vollziehung vorsehen, 

das Tei lnahme- und Rederecht der Landes­
hauptmänner in den Sitzungen des B undesrates. 

die Einführung einer Fragestunde, 

die Möglichkeit der Abhaltung parlamentari­
scher Enqueten,  

d ie Zuerkennung des Stimmrechtes für den 
Vorsitzenden, 

d ie Institutionalisierung des bisher nur infor­
mell bestandenen Koordinierungsausschusses als 
Präsidialkonferenz, 

d ie Verankerung der Fraktionen in  der Ge­
schäftsordnung,  

d ie Möglichkeit der Einbringung von Anfragen 
und Selbständigen Anträgen von Bundesräten 
auch außerhalb einer Sitzung. 

Es wurde ein erheblicher Ausbau der Minder­
heitsrechte vorgenommen; über Verlangen von 
fünf Bundesräten kann es zur Durchführung ei­
ner Debatte über Erklärungen von Mitgl iedern 
der Bundesregierung zu nicht in Verhandlung 
stehenden Gegenständen ,  

zur  Behandlung einer Anfrage a l s  dringlich und 

zur Besprechung einer schriftlichen Anfragebe­
antwortung kommen. 

Ich erinnere an die Bundes-Verfassungsgesetz­
Novelle vom 22. Juni 1 988, mit der 

ein Drittel der M itglieder des Bundesrates die 
Möglichkeit zur Anfechtung von B undesgesetzen 
vor dem Verfassungsgerichtshof erhalten hat, 

die Ordnungsbefugnisse des Präsidenten erwei­
tert worden sind und 

die Schaffung einer ausdrück lichen Kostener­
satzregelung für die Tei lnehmer einer parlamen­
tarischen Enquete erfolgt ist. 

Oder ich erinnere an die Bundes-Verfassungs­
gesetz-Novelle vom 29. November 1 988, in  der 
dem Bundesrat das Zustimmungsrecht zu Staats­
verträgen eingeräumt worden ist, soweit sie Ange-

legenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches 
der Länder regeln.  

Oder ich erinnere an die Änderung u nserer 
nunmehr auf Gesetzesstufe stehenden Geschäfts­
ordnung vom 20. Apri l  1989, laut der 

dem Präsidenten des Bundesrates auch die 
Wahrnehmung internationaler parlamentarischer 
Beziehungen obliegt, 

Staatssekretäre mit  Zustimmung des zuständi­
gen Ressortle iters auch bei dessen Anwesenheit 
im Plenum und in den Ausschüssen das Wort er­
greifen können oder 

Enqueten auch für Medienvertreter zugänglich 
gemacht worden sind. 

Ich denke, daß sich aus dieser Aufzählung zwei 
Schlu ßfolgerungen ableiten lassen: Erstens sind 
wir Bundesräte jenen Damen und Herre n Dank 
schuldig, die an d ieser kontinuierlichen Reform 
des Bundesrates mitgewirkt haben - stel lvertre­
tend für die vielen Kollegen erwähne ich nament­
l ic h  Prof. Dr. Schambeck, Dr. Frauscher sowie 
die Vizepräsidenten Schipani und Strutzenberger 
- ,  und zweitens meine ich, hätten wir alle viel­
leicht mehr dazu beitragen können, d ie Länder­
kammer unter Hinwe is auf d iese Fortschritte in 
bezug auf ihre verfassungsrechtliche Ste l lung 
stärker in das Bewußtsein der Bevölkerung zu 
rücken. 

Ich bin mit nicht unbedeutenden Mitgliedern 
dieses Hauses der Meinung, daß ein gewisses In­
formationsdefizit der Bevölkerung und - erlau­
ben S ie mir das zu sagen - auch der Medien 
nicht schuldlos am bestehenden Image des B un­
desrates ist. Erst gestern habe ich mit dem Herrn 
Präsidenten des Nationalrates, dem ich für se ine 
Aufgeschlossenheit danke, vereinbaren können, 
daß auch Vertreter des Bundesrates an der Her­
stel lung neuer schrift l icher u nd audiovisueller 
Unterlagen über das österreichische Parlament 
mitwi rken werden. D abei wird es uns sicher gel in­
gen ,  die Rolle des B undesrates in das Licht, das 
ihm konstitutionell z u kommt, zu rücken. 

Wenn manchmal argumentiert wird , der Bun­
desrat sei  lediglich der parteipol itische Abklatsch 
der Nationalratsmehrheit und keinesfalls eine Re­
präsentanz  der Länder, so darf nicht übersehen 
werden ,  daß die Zusammensetzung des B undes­
rates immerhi n  von den Mehrheitsverhältnissen 
der Summe der Landtage geprägt ist. Er ist auch 
insofern Ausdruck der Machtvertei lung zwischen 
dem B und und den Ländern, als natürlich ohne 
wei teres die Möglichkeit gegeben ist, daß sich d ie 
Stärke der Parteienlandschaft auf Bundes- und 
Landesebene währen d  einer Gesetzgebungsperio­
de des Nationalrates erheblich verändern und da­
mit voneinander abweichen kann. Im übrigen er-
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folgt auch die Wil lensbildung in  den Ländern ne­
ben sachpolitischen nach partei politischen Not­
wendigkeiten . Und weil entsprechend der Bun­
desverfassung d ie Länderrepräsentanz im Bun­
desrat auf den Parteiproporz abgestel lt ist ,  ist das 
Stimmverhalten der Bundesräte damit natürl ich 
in der Regel logisch vorgegeben.  Aber - und das 
möchte ich gerne besonders angemerkt wissen -
es ist keine Landesregierung - jetzt schon - ge­
hindert, den Bu ndesräten ihres Bundeslandes un­
geachtet der Freiheit des Mandats aus besonde­
rem Landesinteresse heraus in  bestim mten Fäl len 
ein best immtes Stimmverhalten in der Länder­
kammer zu empfehlen. 

Meine Damen und Herren !  Unbesc hadet der 
bisher igen Erfolge kann es aber keinem Zweifel 
unterl iegen. daß die Reform des Bundesrates i n  
Richtung seiner Festigung i m  Gefüge der öster­
reichischen Bundesgesetzgebung weitergehen 
muß.  Ich betrachte das auch als persönliches An­
l iegen für die Zeit  meiner Vorsitzführung und 
habe schon in der ersten Präsidialkonferenz 1 990 
an al le im Bundesrat vertretenen Fraktionen -
ich wiederhole: an al le im Bundesrat vertretenen 
Fraktionen - die Bitte geric htet, Mandatare zu 
benennen ,  we lche im Rahmen einer Arbeitsgrup­
pe Vorschläge für e ine entsprechende Gesetzes in­
it iative des Bundesrates se lbst erstatten sollen .  
Die erste Sitzung dieser Arbeitsgru ppe ist berei ts 
für 2 1 .  Februar 1 990 anberaumt. 

Kursorisch meine ich, daß dem Bundesrat d ie  
Mögl ichkeit eingeräumt werden sol l ,  i n  a l l  jenen 
Fällen, i n  denen der Nat ionalrat einen Gesetzes­
beschluß faßt, der formal nicht seinen e igenen in­
haltlichen Vorstel lungen entspricht, d iesen Geset­
zesbeschluß selbständig korrigieren zu können ,  
ohne daß - wie bisher - vom Bundesrat e in  
Einspruch erhoben und erst wieder e in neuer Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates gefaßt werden 
muß. Es ist nicht e inzusehen, daß die Bundesre­
gierung, also d ie Exekutive, im Rahmen der Wie­
derverlautbarung von Bundesgesetzen gemäß Ar­
tikel 49a des Bundes-Verfassungsgesetzes be­
stimmte Richtigste l lungen vornehmen darf, die­
ses Recht einer gesetzgebenden Körperschaft wie 
dem Bundesrat aber vorenthalten werden soll .  

Ich könnte mir des weiteren vorste llen, daß die 
schon früher ins Auge gefaßte Normierung eines 
Minderheitsrechtes für ein Drittel der B undesräte 
zur Ausübung der Gesetzesinitiative weiter ver­
folgt und daß dem Bundesrat das Recht einge­
räumt wird, die D urchführung nicht nur einer 
Volksabstimmung gemä ß Artikel 44 B-VG, son ­
dern auch einer Volksbefragung verlangen z u  
können. 

B undesstaatlichem Gedankengut entspräche es 
schon längst , dem Bundesrat nicht nur das Zu­
stimmungsrecht be i  Änderung der F inanzverfas­
sung, sondern auch beim Abschluß des Finanz-

ausgleiches e inzuräumen, auch wenn es sich bei 
letzterem lediglich um ein einfaches Bundesge­
setz handelt. 

Zum Schluß kom mend, meine Damen und 
Herren ,  lasse n  Sie mich sagen,  daß im Zusam­
menhang mit dem österreichischen Antrag auf 
Beitritt zu den EG u nd mit den für den Fall des 
Beitritts notwendig werdenden Transformation 
des EG-Rechts in d ie innerstaatl iche Rechtsord­
nung der Ste l lenwert der gesamten Bundes- und 
Landesgesetzgebung zwangsläufig eine Verände­
rung erfahren wird . Es ist daher nicht nur not­
we ndig, wie bereits dankenswerterweise vorgese­
hen, sich im Rahmen ei ner Arbeitsgruppe Gedan­
ken über eine Totalreform der Kompetenzvertei­
lung zwischen dem Bund und den Ländern unter 
Berücksichtigung der überstaatl ichen Befugnisse 
der EG zu machen, sondern auch gründlich zu 
überlegen, wie die Transformation des EG­
Rechts in Österreich erfolgen so ll .  

Im Hinblick darauf, daß es sich bei den Rege­
lungen der EG um einen ständigen Rechtsfluß 
handelt, ist es einigermaßen schwer vorstellbar, 
daß für diese Transformation aussch ließlich die 
nur zwei bis dreimal pro Jahr  tagende Landes­
hauptmänner-Konferenz, die rechtlich bekannt­
lich e ine freiwil l ige Arbeitsgemeinschaft ist, als 
verfassungsrechtlich rechtssetzendes Organ insti­
tutional isiert wird. - Als E inschub vermerkt sei ,  
daß ich es aber für sehr zweckmäßig hielte, das 
Einvernehmen zwischen Landeshauptmänner­
Konferenz und B undesratspräsidium enger zu ge­
stalten ,  als d ies b isher der Fall gewesen ist. 

Es sollte nach meiner Ansicht' trotz der unter­
schiedlichen S trukturen hier wie dort in Anleh­
nung an die in der Bundesrepubl ik  Deutschland 
schon bestehende EG-Kammer auch in Öster­
reich ein Weg gefunden werden ,  welcher die Ein­
bindung der Länderkammer in  d iesen Proze ß er­
mögl ic ht .  Wege, die zu dieser Möglichkeit führen, 
gibt es viele. Welcher letztl ich beschritten wird, 
sollte jedenfal ls nicht ohne genaue Prüfung aller 
Umstände überhastet festgelegt werden. Ich 
könnte mir in diesem Zusammenhang - ich be­
tone d iese drei letzten Worte : "in d iesem Zusam­
menhang" - sogar eine B indung des Bundesrats­
mandats an die Länderwünsche vorstellen. 

Darf ich zu dieser F rage immmerhin einen wis­
senschaftlichen Mitarbeiter des Innsbrucker Fö­
deralismusinstituts, nämlich Dr. Burtscher, z itie­
ren, der wört l ich gemeint hat: 

"Abgesehen von der Verpflichtung zur Infor­
mation und Konsultation der Länder bedarf es im 
EG-Entscheidungsprozeß eines i nstitutionalisier­
ten Beteil igungsverfahrens. Denkbar wäre, daß in 
diesem Verfahren dem Bundesrat die zentrale 
Rolle des Sachwalters der Länder zukommt, der 
für e ine Koordin ierung der unter U mständen di-
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vergierenden Länderinteressen und damit für e in 
geschlossenes Auftreten gegenüber der Bundesre­
gierung in den d ie Länder betreffenden EG-Fra­
gen zu sorgen hätte. Diese Lösung" - so mein t  
der Genannte wört l ic h  weiter - "würde zumin­
dest indirekt, näml ich über d ie Beste l lung der 
Bundesräte, auch den Landtagen ein gewisses in­
nerstaatliches Mitspracherecht in  EG-Angelegen­
heiten e inräumen." 

Ich bitte absch lie ßend Sie al le, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren ,  auch in den kommen­
den Wochen und Monaten - mögen diese auch 
von verstärktem Werben um Wählerst immen 
mitgeprägt sein -, den Weg des Dialogs in die­
sem Hohen Hause n icht z u  verlassen .  Papst Jo­
hannes Paul II .  hat in  e iner Botschaft vom 29. Ju­
ni 1986 gesagt - ich zitiere wörtlich - :  

"Im Dialog ist der Wille enthalten,  unter Re­
spektierung der Versch iedenheiten zusammen in  
Richtung eines gemeinsamen Zieles vorzugehen." 

Gemeinsames Ziel für uns alle heißt nach wie 
vor: Österreich!  

Ich bedanke mich sehr herzl ich für Ihre freund­
l iche Aufmerksamkeit. (Allgemeiner Beifall. -
Landeshauplmann Dipl.-Ing. Dr. P a r  c l be­
glilck�\/ill1schl den P räsidenten per Handschlag.) 
9.40 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Meine Damen und Herren !  Hohes 
Haus! Eingelangt sind weiters zwei Schreiben des 
Bundeskanzleramtes betreffend Ministerve rtre­
tungen. 

Ich ersuche d ie Frau Schriftführerin um Verle­
sung d ieser Schreiben .  

Schriftführerin Grete Pirchegger: 

"An den Präsidenten des B undesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 1 9. Jänner 
1990, Zl .  1 005-05/24, folgende Entschl ie ßung ge­
faßt:  

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des B undesmin i ­
sters für Arbeit und Soziales Dr.  Walter Geppert 
innerhalb des Zeitraumes vom 28. Jänner b is 
2. Feber 1 990 den Bundesminister für Gesund­
heit und öffentlichen Dienst Ing. Harald Ettl mit  
der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich m it dem Ersuchen um 
gefäl lige Kenntnisnahme M ittei lung zu machen. 

Für den Bundeskanz ler 

Dr. Wiesmül ler 

M i nisterialrat" 

Das zweite Schreiben: 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 1 6. Jänner 
1990, Z1. 1 005- 1 2/ 1 5 , folgende Entsch l ießung ge­
faßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Wissenschaft und Forschung Dr. Erhard 
Busek am 17. und 18 .  Jänner 1990 sowie am 1 .  
und 2. Feber 1 990 den Bundesminister für wirt­
schaftl iche Angelegenheiten Dr. Wolfgang Schüs­
sel mi t  der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefäl l ige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen .  

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmüller 

Ministerialrat" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind ferner zwölf Anfragebeantwor­
tungen,  die den Anfragestellern übermittelt wur­
den . 

Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl­
tigt und auch an alle übrigen Mitgl ieder des Bun­
desrates verteilt .  

Die eingelangten Berichte der .Bundesregierung 
über den Stand der österre ichischen Integrations­
po l it ik und über die innere Sicherheit in Öster­
reich (Sicherheitsbericht 1 988) habe ich dem Au­
ßenpol itischen Ausschuß beziehungsweise dem 
Rechtsausschuß zur Vorberatung zugewiesen. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund e ines mir zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich, die Debatte über die 
Punkte 7 u nd 8 der Tagesordn ung unter einem 
abzuführen. 

Die P unkte 7 und 8 betreffen 

e in Zusatzabkommen zum Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und der Europäi­
schen W irtschaftsgemeinschaft betreffend die Be­
seitigung bestehender und Verhinderung neuer 
mengenmäßiger Beschränkungen bei der Ausfuhr 
sowie von Maßnahmen gleicher Wirkung samt 
gemeinsamer Erklärung der Vertragsparteien und 

einen Briefwechsel zwischen der Republ ik 
Österreich und der E uropäischen Wirtschaftsge­
meinschaft über die Transponierung des Zuge­
ständnisses betreffend " Wasserkäse" in das Har-
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monisierte System zur Bezeichnung und Kodie­
rung der Waren.  

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatte über diese Tagesordnungspunkte ein 
Einwand? - Es ist dies nicht der Fall .  Wir wer­
den daher in diesem S inne vorgehen. 

Eingelangt sind ferner jene Beschlüsse des Na­
tionalrates. die Gegenstand der heutigen Tages­
ordnung sind. 

Ich habe diese Besc hlüsse sowie den bereits frü­
her e ingelangten und zugewiesenen Bericht über 
die soziale Lage 1988 den in Betracht kommen­
den Ausschüssen zur Vorberatung zugewiesen .  

Die Ausschüsse haben diese Vorlagen einer 
Vorberatung unterzogen und schrift l iche Aus­
sch ußberichte erstattet. 

Ich habe alle d iese Vorlagen auf die Tagesord­
nung der heutigen Sitzung gestellt. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- Dies ist nicht der Fall. 

1. Punkt: Bericht über die soziale Lage 1988 (111-
91 sowie 3805iBR der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung ein und ge langen zum 1 .  Punkt :  Bericht 
über die soziale Lage 1 988. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Kar! 
Schlögl übernommen. Ich bitte ihn um den Be­
richt. 

Berichterstatter Karl Schlögl: Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herrenl Der gegenständliche 
Bericht ist in drei Te ile gegliedert. Der erste Teil  
enthält eine Zusammenfassung der wichtigsten 
Ergebnisse und die sozialpolitische Vorschau. 
Der zweite Teil ist der Sozialbericht. der d ie Ab­
schnitte ,.Die Arbeitsmarktlage 1988" , "Arbeits­
zeitdaten" , "Entwicklung und Verte ilung der 
Einkommen", " Die Entwicklung der österreich i­
sehen Sozialversicherung" umfaßt. Der dritte Teil 
enthält den Tätigkeitsbericht des B undesministe­
riums für Arbe it und Soziales. Schließlich ist auch 
noch ein Anhang beigeschlossen ,  der Beiträge der 
Interessenvertretungen enthält. 

Im Vorwort des Bundesministers für Arbeit 
und Soziales wird darauf hingewiesen,  daß der 
Rückgang der Arbeitslosigkeit von 5,6 P rozent 
auf 5,3 Prozent angesichts des hohen Wirtschafts­
wachstums von real 4 ,2  Prozent als eher beschei­
den anzusehen ist. Die wesentl iche Ursache dafür 
l iegt darin, daß den P roblemgruppen u nter den 
Arbeitslosen ein stetig steigendes Gewicht zu­
kommt. Auf das Fünftel der Arbeitslosen mit der 
längsten Dauer der Arbeitslosigkeit entfäl lt  die 
Hälfte aller Arbeitslosentage. Ohne einen Ausbau 

der aktiven Arbeitsmarktpolitik wird es deshalb 
nach Auffassung des Sozialministers auch in ei­
nem Konjunkturhoch nicht möglich sein ,  die Ar­
beitslosenquote wesentlich zu senken. 

Weiters wird im Vorwort des Ministers festge­
stellt. daß d ie Früchte des Wirtschaftsaufschwun­
ges 1 988 den sozialen Gruppen im u nterschiedli­
chen Ausmaß zugute kamen:  Die unvertei lten 
Gewinne der Kapitalgesellschaften stiegen um 
14,3 Prozent, d ie sonstigen Einkünfte alls Besitz 
lind Unternehmung um 1 2  Prozent, während die 
Steigerung der Lohn- und Gehaltseinkommen 
nur 3A P rozent betrug. Trotz des erhöhten Be­
schäftigungsstandes sank die unberein igte Lohn­
quote von 72,8 Prozent im Jahre 1987 auf 
7 1  Prozent im Jahre 1988. Die bereinigte Lohn­
quote hat nun ein N iveau erreicht. daß unter dem 
des Jahres 1 970 l iegt. 

Ferner wird im Vorwort des Bundesministers 
darauf hingewiesen, daß in der Öffentlichkeit da­
von ausgegangen wird, daß e ine gro ße Pensions­
reform noch ausständig ist und dabei übersehen 
wird , daß es durch d ie Pensionsreforme n der Jah­
re 1 985 und 1 988 im ASVG-Bereich zwischen 
1 98 5  und 1 995 zu e iner Entlastung von mehr als 
200 Mil l iarden Schi ll ing kommen wird. 

Weiters wird im Vorwort des Ministers festge­
stel lt. daß trotz der um fünf Jahre differierenden 
gesetzl ichen Mögl ichkeiten des Pensionseintritts 
für Frauen und Männer Frauen nur weniger als 
ein halbes Jahr früher in den Ruhestand treten: 
1 988 betrug das durchschnittliche Pensionsan­
fal lsalter bei Alters-Invaliditätspensionen bei 
Män ner 58,5 und bei Frauen 58 , 1  Jahre.  

Aus der Zusammenfassung der wichtigsten Er­
gebnisse geht hervor, daß gegenüber 1 987  die 
Zah l  der Arbeitslosen auf 1 58 63 1 - im Ver­
gleich dazu im Vorjahr: 164 000 - gesunken ist. 
Dies ist seit 1980 die erstmalige Abnahme der Ar­
beitslosenzahl. Der Rückgang der Arbeitslosigkeit 
betraf mit Ausnahme der 40- bis 49jährigen alle 
Altersgruppen, wobei  die größten Rückgänge 
zum Teil demographisch und erwerbsquotenbe­
dingt auf die 1 5- bis 1 8jährigen - minus 
1 6, 7  Prozent - und die 1 9- b is 24jährigen - mi­
nus 9 Prozent - entfielen .  Während es bei den 
niedrigen Ausbi ldungsstufen einen Rückgang der 
Arbeitslosenzahlen gab, kam es nach wie vor zu 
einer Zunahme bei den höheren Bildungsniveaus 
also bei Absolvierung von AHS, BHS und univer­
sitärer Ausbildung. 

H insichtl ich der branchenspezifischen Beson­
derheiten zeigte s ich ,  daß im Pri mär- u nd Sekun­
därsektor ein Rückgang der Arbeitslosigkeit ein­
trat und im Dienstleistungsbereich ein Anstieg 
der Arbeitslosigkeit zu beobachten war. 1 988 be­
zogen 280 6 1 1 Männer und 1 82 885 F rauen zu­
mindest einmal Arbeitslosengeld und/oder Not-
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standshilfe. Von diesen i nsgesamt 463 496 von 
der Arbeitslosigkeit Betroffenen bezogen 
1 7 , 1  Prozent, das sind 42 63 1 Männer und 
36 737 Frauen, länger als sechs Monate Leistun­
gen aus der Arbeitslosenversicherung. O bwohl  
damit die Zah l  der Langzeitarbeitslosen gegen­
über dem Vorjahr um 4 953, das 5,9 P rozent, 
sank ,  l iegt diese Zahl  noch deutlich über dem Ni­
veau des Jahres 1 986 beziehungsweise der Jahre 
zuvo r.  1 988 betrug das mittlere Arbeitslosengeld 
für Frauen 4- 8 1 6  S und für Männer 7 085 S. Der 
mittlere Notstandshilfebezug betrug bei F rauen 
4 1 69 S und bei Männern 5 608 S .  Die genannten 
Werte schließen bereits a l le famil ienabhängigen 
Leistu nge n der Arbeitsversicherung ein. 

1 988 stieg d ie Ausländerbeschäftigung um rund 
3 500 Beschäftigte oder 2,4 Prozent. Die Auslän­
derbeschäftigung lag dennoch um zirka 24  000 
unter dem Niveau des Jahres 1 980. Ebenso lag 
der Ausländeranteil an den Beschäftigten mit 
5,4 P rozent k napp einen Prozentpunkt unter je­
nem des Jahres 1 980. Am stärksten stieg d ie Zahl 
der Arbeitskräfte aus der Türkei, nämlich um 
1 559, das s ind 4,8 Prozent, und die Gesamtzahl 
betrug nunmehr 34 205. Die Zah l  der aus der 
Bundesrepubl ik Deutsch land kommenden Be­
schäft igten erhöhte sich um rund 400 auf 1 1  984. 
Die Ausländerbeschäftigung aus Jugoslawien 
stieg um 0,7 P rozent, das sind 605 Personen .  Die 
j ugoslawischen Staatsbürger stellen zwar mit 
83 1 08 nach wie vor eindeutig die grö ßte Gruppe 
dar, ihr Ante i l  an der Ausländerbeschäftigung ist 
jedoch se it 1 980 von 66 Prozent auf 55 P rozent 
geschrumpft . Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, 
daß in den letzten Jahren jährlich etwa 1 500 ju­
goslawische Staatsbürger in Österreich eingebür­
gert wurden. 

Zur Einkommensentwicklung und - vertei lung 
wird in  der zusammenfassenden Darstel lung be­
merkt, daß die Kaufkraft der verfügbaren persön­
lichen Einkommen unter Berücksichtigung der 
Preisste igerung um 3 ,2  P rozent angestiegen ist, 
die Kaufkraft a us dem Netto-Masseneinkommen 
allerdings nur um 0,7 Prozent anstieg. Die Tarif­
löhne der Angestellten erhöhten sich durch­
schnittlich um 2 ,4 Prozent, jene der Arbeiter um 
2,8 Prozent und d ie Schemagehälter  im öffentli­
chen D ienst wurden um 1 ,2 Prozent angehoben.  
Der durchsc hnittliche Brutto-Stundenverdienst 
eines Industriearbeiters betrug im September 
1 988 84,2 1 S, der Stundenlohn eines Facharbei­
ters lag bei 96,0 1 S ,  ein qualifizierter angelernter 
Arbeiter verdien te 80,53 S und ein Hilfsarbeiter 
mit leichter Tätigkeit 65,75 S. 

Über die E ntwic klung der sozialen Sicherheit 
wird im Sozialbericht bemerkt, daß die Ausgaben 
für soziale Wohlfahrt 1 988 430 Mi lliarden Schi l­
l ing betrugen und sich gegenüber dem Vorjahr 
um 4, 1 Prozent vermehrt haben. 

Vor allem durch die ste igende Beschäftigung 
und den Rückgang der Arbeitslosigkeit wuchsen 
die Sozialausgaben langsamer als das Brutto-In­
landsprodu kt, sodaß erstmals seit vielen Jahren 
e in  Rückgang der Sozialquote zu beobachten war. 
Diese lag 1 988 nur einen halben Prozentpunkt 
höher als vor zehn Jahren. Die Gesamteinnah­
men in der Sozialversicheru ng stiegen u m  
4 , 4  Prozent und die Gesamtausgaben nahmen um 
4,5 Prozent zu.  Die Steigerung der Beiträge des 
Bu ndes bl ieb mit 3 ,9 Prozent hinter dem Zu­
wachs der übrigen E innahmen zurück. Der Anteil 
der Sozialversicherung am Brutto-lnlandspro­
dukt sank um 0,2 Prozentpunkte auf 1 6, 1  Pro­
zent. Die Ausgaben der Krankenversicherung 
stiegen um 8 P rozent auf 65,079 Mil l iarden Schil­
l ing, somit doppelt so hoch wie die Ausgaben der 
Sozialversicherung als Ganzes. D ie Gesamtausga­
ben in der Pensionsversicherung werden voraus­
sichtlich 1 75,548 Mi l l iarden Schil l ing betragen. 
Die durchschn ittliche Neuzugangspension betrug 
im Jahre 1 988 bei Frauen 6 000 S und bei Män­
ner 1 1  83 1 S .  1 988 bezogen 258 22 1 Pen­
sionisten, das sind 1 5,4 Prozent aller Pensioni­
sten, eine Ausgleichszulage. Bei der Pensionsver­
sicherung der Angestellten betrug dieser Anteil  
2,7 Prozent, bei der Pensionsversicherung der 
Bauern hingegen 33,9 Prozent. D ie Zahl der Aus­
gleichszulagenbezieher sinkt jedoch weiter: 1 978 
gab es noc h 339 622 Ausgleichszulagenbezieher.  

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung am 30. Jänner 1 990 in 
Verhandlung genommen u nd einstimmig be­
sc h lossen, den gegenständl ichen - vom Bundes­
minister für Arbeit u nd Soziales vorgelegten -
Bericht über die soz iale Lage 1 988 zur Kenntnis 
z u  nehmen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Sozial­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wol1e beschl ießen: 

Der Bericht über die Soziale Lage 1 988 (Ill-
9 1/BR) wird zur Kenntnis genommen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter. 

Wir gehen in die Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
S iegfried Sattlberger. Ich erteile ihm dieses. 

9.55 
Bundesrat Siegfried Sattlberger (ÖVP, Ober­

österreich):  Herr P räsident! Herr Bundesmin i­
ster !  Herr Landeshauptmann!  Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren!  Hoher Bundesrat! Der 
Bericht zur sozialen Lage im Jahre 1 988 steht 
heute zur Diskussion.  Gestatten Sie mir, daß ich, 
bevor ich meine eigentlichen Feststellungen tref­
fe, doch zwei Bemerkungen zu machen. 
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Der Bericht zur  sozialen Lage in Österreich ist 
wirk lich sehr umfangreich, u nd ich stehe nicht an, 
das hier zu sagen. Er ist  ausführlich ,  er ist ordent­
lich erstellt ,  und er ist ein wirkl iches Nachschlage­
werk für versch iedene Daten ,  für Fakten und Sa­
chen, die wir in unserem alltäglichen Leben b rau­
chen. Ich stehe auch nicht an . hiermit dem Bun­
desminister für  Arbeit und Soziales und den zu­
ständigen Beamten sehr herzl ich zu danken. da ß 
dieser Bericht so erstellt wurde. 

E ine zweite Feststellung - das sei aber nicht 
e ine Krit ik ,  sondern das sei  e infach eine Feststel­
lung zu d iesem sozialen Bericht - ist doch. da ß 
wir erst jetzt im Jahre 1990 d iesen Bericht d isku­
tieren, das hei ßt. der Nationalrat hat sich im De­
zember 1 989 damit beschäftigt und der Bundesrat 
beschäftigt sich am 1 .  Februar 1990 mit diesem 
Bericht. Ich meine nur, daß es sinnvoll wäre, die­
se Berichte doch in kürzeren Abständen zu erstel­
len und daß wir d iese Berich te doch eher früher 
diskutieren sollten .  denn in  der Zwischenzeit hat 
sich auf sozialem Gebiet sicherl ich  sehr  viel geän­
dert. 

Ich möchte nun speziell auf einige Dinge einge­
hen. Es wäre verlockend. d ieses Buc h  mit vielen 
hundert Seiten durchzuarbe iten ,  aber gestatten 
Sie mir,  nur e in ige Dinge herauszunehmen. 

Ein erster Bereich - er wurde bereits vom 
Herrn Berichterstatter angeschnitten - betrifft 
die Sicherungen der Pensionsversicherung, also 
die Zahlungen zur finanziel len Unterstützung der 
Pensionsversicheru ng, und vor allen Dingen die 
Krankenanstaltenfinanzierung, die eine sehr 
schwere Belastung darstel l t .  Ich werde später 
noch auf diese Belastung, die speziel l die Gemein­
den sehr stark tr ifft, zurückkommen. 

Im Zuge der guten Wirtschaftspo litik, die diese 
Koalitionsregierung betreibt , ist es gelungen,  bei 
den Pensionen eine Erhöhung um zirka 8 P ro­
zent gegenüber jenen vom Jahre 1 988 zu errei­
chen. Damit wurde sozusagen eine Angleichung 
herbeigeführt. 

Aber auch d ie n iedrige I nflationsrate, d ie der­
zeit bei 3 Prozent l iegt, ist bemerkenswert. Ich 
glaube, es ist ein Verdienst der Bundesregierung, 
daß die Inflationsrate nicht höher ausgefallen ist. 

Gestatten Sie mir aber a uch zu sagen, Herr 
Bundesminister - denn das fällt auch in den So­
zialbereich, in Ihr  Ressort h inein - , daß mir 
schon bewußt ist, daß gezielte Umweltpolitik und 
Gesundheitspolit ik sehr notwendig s ind,  aber fol­
gendes dürfen wir nicht vergessen: Die Sozialpoli­
tik - und ich betone das besonders - in unserem 
Lande spielt für die arbeitende Bevölkerung eine 
gro ße Rolle, und sie wird in Zukunft noch eine 
größere Rolle spielen. 

Wenn wir in  d iesem Bericht über die soziale 
Lage die Kapitel "Arbeit" und "Soziales" etwas 
zerpflücken - wobei das nicht als Kritik zu ver­
stehen ist, sondern nur als eine Feststel lung; ich 
glaube, man kann aus diesem Bericht Schlüsse 
ziehen, wie es 1 990 oder in späteren Jahren wei­
tergehen könnte -, dann muß man doch sagen, 
daß eine Verlagerung oder eine E insparung bei 
den Subventionen und bei den Unterstützungen 
erfolgen muß.  Ich meine damit. daß im Jahre 
1 988 die Ansätze im Arbeitsmarktbereich und in 
der Arbeitsmarktförderung von den Mitteln her 
noch richtig waren, aber daß das vielleicht für das 
Jahr 1 990 und für spätere Jahre nicht mehr  zu­
trifft . 

Natürlich gibt es bei uns in  Österreich - und 
das sei hier gar nicht verschwiegen - noch die 
sogenannte Armut, wobei man diese Armut nicht 
so verstehen kann. daß jeder arm ist. Aber ich 
glaube, daß wir vom Finanziellen her uns doch 
überlegen müßten , wie wir diese Armut, die in 
den Familienbereich h ineinspielt, besser in  den 
Griff bekommen. 

Eine zweite Armut,  die mir sehr am Herzen 
liegt, ist das Problem - und das ist im Bericht ja 
ausführlich erwähnt - der Langzeitarbeitslo ig­
keit bei älteren Arbeitnehmern . Und h ier muß 
man offen und ehrlich zugestehen. daß d ieses 
Problem im besonderen natürlich die Frauen be­
trifft. 

Da ich aus Oberösterreich komme, möchte ich 
vor al lem über die Arbeitslosigkeit in  Oberöster­
reich und speziell in unserem Bezi rk  ein paar 
Worte verl ieren.  

Ich glaube , es geht e infach nicht  an,  daß die 
Arbeitslosenrate bei den Langzeitarbeitslosen,  
aber auch bei den Jugendlichen - der Berichter­
statter hat das schon erwähnt - ,  also bei den 1 9-
bis 25jährigen ,  fast konstant bleibt. Bei uns in 
Oberösterreich wirkt es sich etwas positiv aus, 
daß wir eine gute Wirtschaftsförderung von sei­
ten des Landes haben, aber das Problem der ar­
beitslosen 19- bis 25jährigen haben wir leider 
auch noch nicht in den Griff bekommen. 

Es ist so, daß in diesem Bereich der Langzeitar­
beitslosen, aber auch der Nichtbeschäftigten bei 
der Handhabung der Arbeitsmarktförderung, 
aber auch der sogenannten Subventionen und 
Unterstützungen - und da komme ich bereits 
zur Arbeitsmarktverwaltung und zur Arbeits­
marktförderung - ein Umdenken erfolgen sol l .  
Es geht ja nicht  nur u m  die  materielle Abgeltung, 
sondern es ist das auch ein psychologisches P ro­
blem. Auf der einen Seite schauen wir auf die 
Betreuung der älteren Generation, auf der ande­
ren Seite wird sie faktisch  von der Arbeitswel t  ab­
geschoben. Wir brauchen daher in d iesem Be­
reich e ine aktivere Arbeitsmarktpolitik und - ge-
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staltung, und es ist notwendig, bei d iesen Förde­
rungen diese Dinge doch etwas genauer anzu­
schauen. 

Nun zum Bereich der Förderungen .  Wir wis­
sen ,  daß der  Bundesminister für Arbeit und 
Soziales derzeit einen Betrag in der Höhe von zir­
ka 5 Mil l iarden Sch i l l ing im Rahmen der "Aktion 
8000" zur Verfügung hat: das ist fast doppelt so 
viel wie für d ie Arbeitsmarktverwaltung .  Wir wis­
se n bitte - und es sei mir  gestattet, das hier zu  
sagen -,  daß  die Arbeitsmarktverwaltung, daß 
unsere Kolleginnen u nd Kollegen. d ie  dort arbei­
ten. überfordert sind und bereits im Dezember 
1989 mit einem Warnstreik begonnen haben .  
Und  jetzt, so  höre ic h - ich  hoffe. daß das nicht 
ganz stimmt, Herr B u ndesminister, vielleicht 
können Sie m i r  dann Auskunft darüber .geben - ,  
d ürfen i n  d iesem Bereich auch keine Uberstun­
den mehr gemacht werden, und jetzt soll sogar -
ab heute oder se it gestern - bei der  Arbeits­
marktverwaltung ein k undenfreier Tag - ein 
kundenfreier  Tag, man höre !  - eingeführt wer­
den. 

Herr Bundesminister !  Dagegen muß ich mich 
öffentlich verwahren.  Die Arbeitsmarktverwal­
tung ist ein Dienstleistungsbereich. Wir haben 
sehr ,  sehr lange auch über Ladenschlußzeiten und 
verschiedene andere Dinge gesprochen, ich glau­
be, es ist daher notwend ig, daß wir e ine Regelung 
finden,  daß die Arbeitsmarktverwaltungen nicht 
auf diesen e inen kundenfreien Tag angewiesen 
sind,  sondern dem Bürger oder der Bürger in wäh­
rend der  gan zen Woche zur  Verfügung stehen. 

Ich würde daher b itten - ich wei ß  schon, da ß 
das v ie l  Geld kostet, das ist mir bewu ßt, aber es 
wird das notwendig sein - ,  da eine U mschich­
tung vorzunehmen. 

U nd nun zur "Aktion 8000" , die auf der Seite 
427 des Berichtes sehr ausführlich behandelt 
wird . D iese " Aktion 8 000" - ich gestehe das e in 
- war ,  a ls  s ie  eingeführt wurde, eine positive Ak­
tion und ist heute noch eine positive Aktion. Aber 
man sol lte doch sich überlegen und überprüfen, 
Herr Bundesminister,  welche Vereine, welche In­
stitutionen, welche F irmen in den Genuß dieser 
"Aktion 8000" kommen. 

Ich möchte hier gar nichts anderes anschnei­
den, sondern ich möchte mich ,  Herr B undesmin i­
ster, nur mit  der Liste der Förderungen - ich 
habe diese sehr genau durchgesehen - beschäfti ­
gen ,  mit  d iesen 1 6  000 Förderungen, d ie den ver­
schiedensten Vereinen zukommen. Ich werde kei­
nen Verein namentli c h  nennen, aber ich glaube , 
es m u ß  möglich sein ,  diese über 1 6  000 Förde­
rungen zumindest e inmal zu überprüfen, und 
zwar dahin gehend zu überprüfen, ob nicht die 
Möglichkeit besteht, in gewissen Bereichen Ein­
sparungen vorzunehmen, zu prüfen, ob der Ein-

satz von Mittel n  der Arbeitsmarktförderung dort 
überhaupt noch sinnvoll ist. 

Das hei ßt nicht, daß ich für eine Einste l lung 
d ieser "Aktion 8000" b in .  Im Gegenteil :  Ich 
möchte, daß diese erhalten wird, nur glaube ich, 
es ist angebracht, diese Aktion zu überprüfen. 

Ein Zweites, b itte sehr,  gestatten Sie mir, in 
d iesem Zusammenhang zu erwähnen, das ist d ie 
von der Arbeitsmarktförderung bis zum Jahre 
1988 gewährleistete sogenannte Leh rausbildungs­
beihilfe. Ich habe das bereits erwähnt - und auch 
in der Begrü ßu ngsrede unseres Präsidenten wur­
de die Bürokratisierung angeschnitten - ,  und ich 
scheue mich nicht,  auch hier zu sagen,  daß man, 
was die Lehrausbildungsbeihilfe betrifft, e inen 
bürokratischen Apparat aufz ieht, der  meiner 
Meinung nach n icht notwendig ist. Ich habe bei 
der Kammervol lversamm lung in Oberösterre ich  
bere its über dieses Problem gesprochen, und  S ie 
gestatten mir ,  Hoher Bundesrat, daß ich das auch 
h ier anschneide. 

Wir haben zwei Bereiche der Lehrlingsausbil­
dung: Wir haben den Bereich des Jahrgangslehr­
l ings, der einmal  oder zweimal in der Woche in 
die Berufsschule fährt, und wir haben jenen Lehr­
l ing,  der sechs Wochen, acht Wochen oder zwölf 
Woc hen die Lehrausbildung macht. Seinerzei t  hat 
es noch Arbeitsmarktförderu ngsmittel insoferne 
gegeben, daß ein Lehrl ing, wenn er d ie Berufs­
sch ule für sechs Wochen bis zu zwölf Wochen 
besucht hat, aus d iesen M itte ln der Arbeitsmarkt­
förderung eine Förderung beanspruchen ko nnte .  

Das ist abgeschafft worden,  wei l  man gesagt 
hat, jene Lehrl inge, d ie heute nur jahrgangsmäß ig 
geführt werden, haben diese Möglichkeit nicht -
sie benötigen diese auch n icht - ,  aber jene, d ie 
die turnusmäßige Ausbi ldung haben, die bekom­
men die Förderung. Da muß ich schon sagen, daß 
das zwei Paar Schuhe sind. Auf der einen Seite 
wissen wir, daß d ie Lehrl ingsentschäd igung zur 
Gänze für die Berufsausbildung in den Berufs­
schulen hergenom men wird - den anderen Tei l  
bezahlt der Unternehmer -,  aber dem Lehrl ing 
bleibt in  diesen e in ,  zwe i  oder drei Monaten n icht 
einmal ein Taschengeld. Ich habe das so vergli­
chen: Beim Sozialhilfeverband ist es so, daß den 
Pensionisten,  so l lten sie in einem Altersheim se in, 
mindestens 20 Prozent der gesamten Pension 
ble iben .  Ich will h ier nicht, Herr Bundesminister, 
einen Prozentsatz aufstellen, aber ich glaube, 
wenn dem Lehr ling in  der turnusmäß ig geführten 
Berufsausbi ldung  etwas genommen wird, dann 
soll ihm zumindest das bleiben, worauf andere 
auch einen Anspruch haben. 

Ich würde daher im Zusammenhan g  mit dieser 
"Aktion 8000" und d�r Lehrausbildung noch ein­
mal ersuchen, eine Uberprüfung vorzunehmen, 
um dann wieder diese Dinge e inzuführen. 
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U nd zur Förderung selbst. Es heißt im Gesetz, 
daß im ersten Lehrjahr in den ersten zwei Mona­
ten um diese Lehrausbi ldungsbeih ilfe angesucht 
werden muß - nicht soll ,  kann ,  sondern muß. 
Jetzt ist es aber so, daß es im ersten Jahr so sein 
kann ,  daß beide Elternteile verdienen und über 
die Richtgrenze hinauskommen ,  sodaß der Lehr­
ling keinen Anspruc h auf diesen Fahrkostenzu­
schuß  oder auf diese Lehrausb ildungsbeihi lfe hat. 
Die Eltern gehen daher nicht schon im ersten 
Jahr zur Arbeitsmarktförderung, um den Antrag 
zu stellen, sondern kommen erst im zweiten oder 
dri tten Jahr. wenn eben eine soziale oder finan­
zielle Verschlechterung eingetreten ist. Aber · 
dann haben sie keinen Anspruch mehr. we i l  sie ja 
nicht in  den ersten zwei Monaten des ersten Lehr­
jahres, also in der Probezeit, darum angesucht ha­
ben .  

I ch  glaube , man  kön nte das so machen, wie es 
in den Arbeiterkammern Oberösterreichs - und 
ich glaube, auch übe ra l l  in Österreich - ist. daß 
man während eines ganzen Jahres ansuchen kann, 
Herr Bundesminister, das ist keine Verbürokrati­
sierung, aber es wäre auf alle Fälle eine Verbesse­
rung für Eltern und Lehrlinge gegeben ,  wenn je­
derzeit angesucht werden kann. Ob die Voraus­
setzungen dann gegeben sind oder nicht, ist bitte 
eine zweite Frage. 

Mir  ist momentan nicht ganz bewußt und ge­
läufig - vielleicht können Sie mir dann Ausku nft 
darüber geben, Herr Bu ndesminister - , wieviel 
Prozent der in der .,Aktion 8000" Besc häftigten 
dann weiter im Berufsleben verbleiben oder dann 
auf einen ordentlichen Platz vermitte lt werden 
können. - Ich glaube, das wäre seh r wichtig zu 
wissen. 

S ie wissen aber auch,  daß aus Mitteln der Ar­
beitsmarktförderung nicht nur die " Aktion 
8000" , sondern auch - und das, glaube ich, ist 
sehr  notwendig - die F i rmen gefördert werden.  
Die Fi rmen sol lten gefördert werden,  wenn sie 
bereit sind, für einzelne Arbe itskräfte Arbeits­
plätze zu schaffen.  Das sollte man nicht ganz von 
der Hand weisen und sagen, die können keine 
Förderung bekommen,  sondern ich glaube, es ist 
notwendig, diese Förderung auch Kleinst- und 
Kleinbetriebe n  zukommen zu lassen .  

Wenn i n  Zukunft d ie Grenzen Europas noch 
mehr geöffnet werden, wenn es zu einem freien 
Warenaustausch und zu einem freien A rbeits­
markt kommt, dann m u ß  von seiten des B undes­
ministeriums ein Umdenken in den Förderungs­
richtlinien in bezug auf die Arbeitsämter und Ar­
beitsmarktverwaltung erfolgen .  Es sol lte nic ht ein 
Gießkannenprinzip angewendet werden, bei dem 
man jeden einzelnen fördert, sondern ich glaube, 
man muß sich diese Förderungen genauestens an­
sehen. 

Nun ein paar Worte zu den Pensionsversiche­
rungen und zum Krankenanstaltenbereich .  Herr 
Bundesminister, wir wissen,  daß mit 3 1 .  1 2 . 1 990 
der Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds 
ausläuft. Das heißt m it anderen Worten , wir sind 
auf den F inanzausgleic h, der zwar verlängert bis 
zum Jahr 1 992 wurde, angewiesen ,  i n  dessen Rah­
men die F inanzierung der Krankenanstalten getä­
tigt wird, das heißt aber auch - und das möchte 
ich schon erwähnen, Herr Bundesminister - ,  daß 
die Gemeinden die Bezah lung der restlichen Ko­
sten. die in den Krankenanstalten-Zusammenar­
beitsfonds hineingehen, wieder bezahlen müssen.  
Ich nenne hier das Beispiel einer kleinen Gemein­
de mit zirka 4 000 Einwohnern, die derzeit einen 
Krankenanstaltenbeitrag von 280 000 S zu leisten 
hat. Sol lte es bis zum 31. 12. keine Lösung geben, 
dann würde der Betrag für diese Gemeinde auf 
333 000 S anwachsen.  Das heißt mit anderen 
Worten, wir bezahlen indirekt das Gesundheitssy­
stem. 

Herr Bundesminister!  Ich würde schon ersu­
chen, hier rasch eine Lösung zu finden. Ich kann 
mir schon vorstellen, daß das vie lleicht nicht 
mehr  in dieser Legislaturperiode zu bewältigen 
ist. aber trotzdem: Ansatzpunkte m üssen gefun­
den werden .  denn sonst ist das Krankenhauswe­
sen nicht mehr finanzierbar. 

Ich möchte mich jetzt n icht sosehr  mit der 
35-Stunde n-Woche auch im Dienstleistungsbe­
trieb beschäftigen - dazu wird Kollege Drochter 
sicherlich noch etwas sagen - ,  aber ich glaube, 
auch dieses Problem dürfen wir nicht ganz aus 
den Augen verlieren, denn auch dadurch werden 
ei nfach die Krankenhäuser fast nicht mehr finan­
zierbar se in .  

Es so l lte nicht heißen: Wenn du arm b ist, 
kannst du dir das Krankenhaus oder in Zukunft 
sogar den Arzt nicht meh r  leisten ! ,  sondern es 
so llte so sein, daß jeder die Möglichkeit hat, in ein 
Krankenhaus zu gehen bezieh ungsweise einen 
Arzt aufzusuchen. Ich bin schon der Auffassung, 
daß diese Problematik auch in den Bereich der 
sozialen Frage und der sozialen Lage fäl lt. 

Zum Abschluß zur Sozia lhilfe. Sie gestatten 
mir,  Herr B undesminister, daß ich darauf h inwei­
se, daß es einen Bereich gib t ,  der in d iesem Be­
richt zur sozialen Lage in Österreich n icht erfaßt 
wurde, das ist eben dieser Bereich der Sozialhilfe .  
Ich kann das nur speziell für den oberösterrechi­
sehen Raum sagen und dabei meinen Bezirk her­
ausgreifen. Zur Linderung der sozialen Not des 
einzelnen muß - ob das jetzt gerecht ist oder 
nicht, das ist eine zweite Frage, darüber müßte 
man diskutieren - trotz Altenbetreuung, trotz 
Nachbarschaftshilfen und so weiter für einen 
ganz k leinen Bezirk mit 50 000 Einwohnern noch 
ein Betrag von 24 Mil l ionen Schil ling aufgewen­
det wird .  Und das ist natürlich eine große finan-
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zieHe Belastung, wenn man sich vorstellt, daß 
auch noch der Krankenanstalten-Zusammenar­
beitsfonds hinzukommt. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren!  Ho­
her B undesrat! Es wurde vom Herrn Berichter­
statter bereits angeschnitten. daß wir uns auf­
grund der Öffnung der Grenzen - sei es jetzt im 
Westen in Richtung EG oder im Osten - sehr 
star k  mit der Berufsausb ildung beschäftigen müs­
sen .  Bei der Berufsausbildung müßten wir auch 
die bestehenden Berufsb ilder neu überdenken. 
Wir haben zirka 220, 230 Berufsbilder. bekom­
men aber nur für 90 dieser Berufsbi lder eine För­
der u ng. Ich glaube, auch in dieser Ric htung müs­
sen wir  etwas unternehmen, um nicht dann zu 
einer Nation ohne Facharbeiter gestempelt zu 
werden, denn bereits jetzt haben wir gegen einen 
Facharbeitermangel zu kämpfe n. Ich würde da­
her b itten, auf die Berufsausbildung und die Er­
ste l lung der Berufsbilder von der Arbeitsmarkt­
verwaltung und vom Bundesministerium her ein 
besonders großes Augenmerk zu legen.  

In d iesem Sinne darf ich feststel len.  daß die 
ÖVP -Fraktion diesem Bericht über die soz iale 
Lage Österreichs 1988 zustimmen wird, und ich 
möchte noch ein mal betonen, daß dieser Bericht 
ein gutes Nachschlagewerk ist. (Allgemeiner Bei­
fall. ) l IJ . l 5  

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Kar! Drochter. Ich erteile ihm 
dieses. 

1 0.15 
Bundesrat Kar! Drochter (SPÖ, N iederöster­

reich) :  Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun­
desminister! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren des B undesrates! Zu den Ausführungen 
des Kollegen Sattlberger möchte ich nur bemer­
ken ,  daß ich mit seinen Vorstel lungen weitgehend 
konform gehe. Ich teile jedoch nicht die Meinung, 
daß sich die Beschäftigten in den Krankenanstal­
ten auf die 35-Stunden-Woche freuen. Das muß 
man, glaube ich, etwas vorsichtiger beurtei len. 
Die wären nämlich froh, wenn sie in  der Realität 
schon  die 40-Stunden-Woche hätten, wei l  sie 
auch von der 40-Stunden-Woche seh r  weit ent­
fernt sind. 

Ich gebe Ihnen auch recht, daß d ie F inanzie­
rung der Krankenanstalten ein sehr  großes Pro­
blem ist und daß sich unsere Erwartungen ,  die 
wir in das Krankenanstalten-F inanzierungskon­
zept gesetzt haben, eigentlich nicht erfüllt haben, 
wen n  wir jetzt eine Zwischenbi lanz z iehen. Es hat 
sich nämlich herausgestel lt ,  daß es große Schwie­
rigkei te n  gibt beim Abbau der Zahl der Akutbet­
ten ,  daß es große Schwierigkeiten gibt, den soge­
nan nten Großgerätepool in die Tat umzusetzen 
und daß die Krankenhäuser - zumindest sehr 
viele von ihnen - nicht d ie Absicht haben ,  die 

vorgegebenen Abrechnungsmodalitäten,  die eine 
Kostenübersicht ermöglichen würden, zur Kennt­
nis zu  nehmen. 

Ich glaube, daß wir uns sehr bald wieder im 
Nationalrat und im Bundesrat mit der Finanzie­
rung der Krankenanstalten auseinandersetzen 
werden müssen. Aber ich möchte hier schon sehr 
klar und deutlich deponieren, daß das sicherlich 
nicht verbu nden sein kann mit einer Beitragser­
höhung zur  Krankenversicherung seitens der Ar­
beitnehmer. 

Meine sehr  geehrten Damen u nd Herren !  Der 
heute vorl iegende Sozialbericht über das Jahr 
1 988 weist im Vergleich zum Sozialbericht 1 98 7  
in sehr vielen Bereichen wesentliche Verbesse­
rungen auf, und ich b in überzeugt davon, daß der 
Sozialbericht 1 989 noch günstiger sein wird. Die 
Verbesserung der sozialen Situation in  Österreich 
für das Jahr 1 988 - das ist schon gesagt worden 
- ist zweife lsohne auf die sehr  stark verbesserte 
wirtschaftliche Situation in Österreich zurückzu­
führen, aber auch auf wichtige und richtige Maß­
nahmen des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales. H ier haben die vorgeschlagenen Maß­
nahmen wirkl ich gegriffen. 

Ich darf bei dieser Gelegenheit al len Beamten 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, 
aber auch dem Minister für den unermüdlichen 
Einsatz und für die gro ße Bereitschaft zur Zu­
sammenarbeit recht herzlich danken .  Es war für 
die Arbeitsmarktverwaltung - das sei hier auch 
einmal gesagt - nicht sehr leicht, unter den hefti­
gen Angriffen, die zeitweise aus manchen Ecken 
gekommen sind, ihre Vorschläge und ihre Ideen 
zu realisieren.  Es hat sich aber bestätigt, daß sehr 
viele dieser Maßnahmen in der Zwischenzeit zu 
unverzichtbaren Einrichtungen geworden sind. 

M it Bedauern möchte ich aber h ier feststellen 
und es nicht verschweigen, daß d iese erfreul ichen 
Tatsachen für die Freiheitliche Partei im Natio­
nal rat noch lange kein Anlaß waren, dem Sozial­
bericht für das Jahr 1 988 eine positive Zensur zu 
ertei len. Dabei fehlt es seitens der Freiheitlichen 
Partei seit Jahren an konkreten Vorschlägen, wie 
man die soziale Situation in Österreich verbessern 
könnte. 

Wir müssen daher zur Kenntnis nehmen, mei­
ne sehr geehrten Damen und Herren,  daß die 
Freiheitliche Partei insgesamt ein sehr verküm­
mertes soz iales Empfinden besitzt , inklusive ihres 
Parteiobmannes in Kärnten, der ja selbst in der 
Vergangenheit immer wieder gezeigt hat, wie er  
mit  Mitarbeitern umgeht. Dafür gibt es  sehr kon­
krete Beispiele, wie er mi t  M itarbeitern ,  für  die er 
eigentlich die Fürsorgepflicht hätte , umgeht. 

D ieses verkümmerte soziale Empfinden der 
FPÖ zeigt s ich auch bei anderen Gelegenhe iten,  
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wenn man sich etwa die Äu ßerungen vor Augen 
führt, d ie im Zusammenhang mit Arbeitslosen,  
mit Gastarbeitern und Asylanten immer wieder 
von Ihrer Seite kommen, und es obl iegt Ihnen, 
darauf stolz zu sein .  - Für u ns sind solche Äuße­
rungen sicherlich nicht der U mstand, Ihnen dafür 
die Zustimmung zu geben. 

Aber auch bei anderen Gelegen heiten s ind d ie­
se Aussagen bemerkenswert. So hat erst in der 
jü ngsten Zeit Ihr Parteiobmann Haider den Ab­
schluß der Gehaltsverhandlungen der Beamten 
des öffentlichen D ienstes als eine "freche Aus­
beutung der Steuerzahler" bezeichnet. Vor allem 
betonte er ,  daß diese Lohnrunde ohne Leistungs­
steigerung erfolgt se i. Ic h möchte h ier schon sehr 
klar und deutl ich deponieren,  daß diese Aussage 
eine bisher noch nie dagewesene Geringschätzung 
der österreichischen Beamtenschaft zum Aus­
druck brachte. (Bundesrat R lt m p o l  d: Die 
Wahrheit, Herr Kollege.') 

Lieber Herr Kollege Rumpold, ich würde Ihre 
Zwischenrufe und Ihre Aussagen ernst nehmen.  
wenn Sie  einmal Gelegenheit gehabt hätten, sich 
Ihr Brot in  einem Produktionsbetrieb zu verd ie­
nen, aber Sie sind anscheinend aus der Pflicht­
schule gleich in  den Kindergarten der Polit ik ge­
gangen.  (Beifall bei SPÖ und Ö VP. - Bundesrat 
R Li m p o l  d: In den Bundesrat.') 

Die Antwort auf d iese Meinung, meine seh r  ge­
ehrten Damen und Herren ,  l iebe Kol legen von 
der Frei heitlichen Partei, wird Ihnen sehr deut­
lich und sehr inständig aus dem Kreis der Kolle­
ginnen und Kollegen bei den Personalvertre­
tungswahlen präsentiert werden.  (Bundesrat 
R Cl m p o l d: Ist der Bundesrat ein Kindergarten 
der Politik?) Und ich hoffe nur ,  daß diese Reak­
tionen S ie und Ihren Parteiobmann Haider in der 
sozialen Frage zum Nachdenken anregen .  (Bun­
desrat R u m  p o l d: Wir sitzen im Kindergarten 
der Politk, haben Sie gerade gesagt!) 

Wenn Sie andere, interessante Bemerkungen 
im Zusa mmenhang mit Politik machen würden,  
so würde ich gerne darauf eingehen, aber solche 
sind mir b isher noch n icht zu O hren gekommen. 
Ihre ernsten Bemerkungen zur Pol it ik sind b is­
her, Herr Kollege Rumpold, auch noch nicht in  
den Medien publiziert worden.  Aber es  kann ja 
noch werden, S ie haben ja sicherlich noch ein ige 
Zeit, wenn Ihnen Ihr Parteiobmann die Zeit gibt. 
(Bundesrat R u m  p o l  d: Das steht in den Ster­
nen.') Das steht in den Sternen. Ich b in  eigentlich 
froh darüber, daß Sie das so leicht nehmen. Es 
wird dann auch Ihre persönliche Enttäuschung 
nicht so groß sein,  wen n  Sie stolpern wie Legio­
nen Ihrer Vorgänger. (Bundesrat R u m  p o l  d: 
Zuerst werden Sie stolpern mit Ihren Legionen!) 

Das überlassen Sie uns. Für  uns ist Politik keine 
Nebensächl ichkeit (Bundesrat R u m  p o L  d: Da 

sieht man doch, daß PoLitik für Sie eine Neben­
sächlichkeit ist. sonst würden nicht so viele Unsin­
nigkeiten passieren!) u nd n icht auf Popul ismus 
aufgebaut, sondern e ine jahrzehntelang bewährte 
Auseinandersetzung, die immer wieder auch bei 
politischen Auseinandersetzungen goutiert wird 
und sogar dazu beigetragen hat, daß die Sozial isti­
sche Partei - das dürfte Ihnen aber entgangen 
sein  - seit dem Jahre 1970 ununterbrochen Re­
gieru ngsverantwortung trägt. (Bundesr.C!t R II rn -
p o l d: Drum schaut es auch so allS in Osrerreich.' 
Skandale! Skandale.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren �  
Zweifelsohne hat, wie schon erwähnt. die überra­
schende positive wirtschaftl iche E ntwicklung i m  
Jahre 1988, die sich in  einem Wirtschaftswachs­
tum von 4,2 P rozent, in einem Exportzuwachs 
von 8,3 Prozent, in  e iner wesentlichen Produkti­
vitätssteigerung von 4 P rozent und in einer n ied­
rigen Inflationsrate manifestiert, dazu beigetra­
g.en. daß es zu einer höheren Beschäftigung in 
Osterreich gekommen ist. Trotzdem möchte ich 
sagen ,  daß wir mit  dem Rückgang der Arbeitslo­
sen rate von 5 ,6 Prozent auf 5,3 Prozent nicht zu­
frieden sein  können.  Nach wie vor gi lt es, dem 
Abbau der Arbeitslosigkeit und insbesondere dem 
Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit besonderes 
Augenmerk zu schenken. 

Erfreulich war allein der doch sehr rasche 
Rückgang bei der Jugendarbeitslosigkeit. Es hat 
sich dabei wieder bestätigt, daß der Einsatz der 
Arbeitsmarktverwaltung nicht vergebl ich gewe­
sen ist. 

Weitere Sorgen bereitet uns nach wie vor die 
Entwicklung der Arbe itslosigkeit bei älteren 
Dienstnehmern und vor allem die Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit bei  den Frauen .  So m üssen 
wir leider auch im Jahre 1 990, und zwar im Jän­
ner, feststellen, daß es in diesem Bereich zu ei­
nem Ansteigen der Arbeitslosigkeit im Vergle ich 
zum Jänner 1 989 gekom men ist. Es gibt um zirka 
3 000 Arbeitslose mehr. Sie rekrutieren sich aber 
ausschließlich aus dem wirtschaftl ichen Bereich 
des Fremdenverkehrs, und Fachleute sagen,  daß 
das sehr  eng m it der Schneearmut in den österrei­
chischen Bergen in  Zusammenhang zu br ingen 
ist . 

Es ist aber u nsere Aufgabe, uns mit  d ieser Er­
klärung nicht ohne weiteres zufrieden zu geben, 
sondern es ist höchst an der Zeit, daß wir mit dem 
Instrument der Arbeitsmarktverwaltung geeigne­
te Maßnahmen setzen ,  um die Arbeits losigkeit, 
die es trotz positiver wirtschaftlicher Entwick lung 
gibt, endlich besser in den Griff zu bekommen.  
So ist künftig vor a l lem der Höherqualifizierung 
von Frauen und älteren Dienstnehmern besonde­
res Augenmerk zu schenken, und es ist der Ver­
such zu starten, ein individuelleres und regional 
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gestaltetes Ausbildungskonzept zu erarbeiten und 
auch anzub ieten. 

Nun e in ige Bemerkungen zur Winterarbeitslo­
sigkeit bei den Bauarbeitern, weil  das auch eine 
sehr typische österreichsiche Entwicklung ist .  So 
mu ßten wir mit Bedauern im vergangenen Win­
ter - E nde November und im Dezember - fest­
stellen, daß binnen drei Wochen 
31 000 Bauarbeiter in  ganz Österreich freigesetzt 
wurden,  aber nicht fre igesetzt, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren,  weil es eine schlechte 
Witterung gegeben hat, sondern freigesetzt von 
der Bauwirtschaft, d ie sich die Bezahlung der Fei­
ertage im Dezember und Jänner ersparten wollte . 

Es gibt schwierigere und finanziell n icht so gut 
dotierte Bra nchen ,  in  denen diese Feiertage be­
zahlt und d ie Arbeitnehmer n icht freigesetzt wer­
den. Auf der anderen Seite wird aber gerade in 
dieser Branche geklagt, daß es keine Facharbeiter 
gibt. Wen wundert es, daß a uch  qual ifizierte Bau­
a rbeiter in  der nächsten Saison auf eine Beschäft i­
gung in der Baubranche verzichten, wenn sie im 
Jahr maximal auf e ine Beschäftigung von neun 
Monaten kommen. Das ist  e ine unzumutbare Si­
tuation, die nicht d urch schlechte Witterung oder 
sc hlechte Arbeitsbedingungen begründet ist. Ich 
glaube, daß wir diese Vorgangsweise der Bauwirt­
schaft auf das schärfste verurteilen sol lten. 

Das sehr stark E DV-unterstützte Arbeitsmarkt­
service hat sich besonders bewährt, und es sol lte 
in Zukunft noch besser und stärker ausgebaut 
werden, wei l  es dadurch  möglich ist, ein se lekti­
veres Angebot, eine bessere Betreuung der Ar­
beitslosen selbst, aber auch ein besseres Angebot 
von Arbeitnehmern für die Wirtschaft zu errei­
chen.  

Besonders bewährt haben s ich auch die seit ei­
n iger Zeit e ingeführten Berufsinformationszen­
tren.  Ich glaube, daß  man noch an sehr vielen 
Standorten in  Österreich solche Berufsinforma­
tonszentren einrichten sol lte, weil sie vor al lem 
den Juge nd lichen, aber auch den Erwachsenen 
bei der Berufswahl  oder bei einer eventuellen 
Karriereplanung behilfl ich sei n  können. Eine 
Aufgabe von uns wird es aber auch sein ,  diese 
Berufsinformationszentren viel  stärker in die 
Schulen h ineinzubri ngen und vor allem den 
Lehrkörper darauf a ufmerksam zu machen , daß 
damit e in  Instrument zur Verfügung stünde, daß 
auch i hre I nformationsverpfl ichtung gegenüber 
den junge n  Menschen in den Schulen unterstüt­
zen könnte. 

Ein wei terer Schwerpunkt muß natürlich die 
Förderung der beruflichen Mobil ität sein, wei l  
w i r  alle wissen,  daß  zu geringe berufliche und 
räumliche Mobi lität dazu beiträgt, daß Arbeitslo­
sigkeit e intritt, vor a llem Langzeitarbeitslosigkeit. 

Die "Aktion 8000" - Herr Kol lege Sattlberger 
hat e inige kritische Bemerkungen dazu gemacht 
- hat zu jenen Aktionen, zu jenen neuen Ideen 
der Arbeitsmarktverwaltung gehört , d ie in der 
Vergangenheit - noch vor wen igen Monaten -
heftig diskutiert und umstritten waren. In der 
Zwischenzeit hat sich zu unserer gemeinsamen 
Freude jedoch erwiesen,  daß d iese "Aktion 8000" 
richtig angesetzt war ,  daß sie vor al lem dazu bei­
getragen hat, einen Brückenschlag zwischen Be­
schäftigungspolitik und Befried igung gesell­
schaftlicher Bedürfnisse herzuste l l e n .  Viele zu­
sätzl iche Arbeitsplätze wurden im Rahmen der 
"Aktion 8000" geschaffen ,  und sie hat sich vor 
al lem im sozialen Dienstle istungsbereich ,  im Be­
reich der Umweltsanierung, des Umweltschutzes, 
der Altstadtsan ierung, im Bereich der Energieer­
zeugung, der Alternativenergien ,  im Recycl ing­
wesen und im E ntsorgungswesen ,  aber auc h  in 
der Landwirtschaft bestens bewährt. In den Jah­
ren 1 984 bis 1 988 wurden insgesamt  13 200 Ar­
beitsp lätze - neue, zusätzliche, qua l ifizierte Ar­
be itsplätze - geschaffen .  

Und nun einige Bemerkungen - a uch darauf 
hat Kollege Sattlberger schon hingewiesen - zur 
Arbeitszeitverkürzung. Seit dem 1 .  Jänner 1 990 
a rbeiten über I 1 00 000 Arbe itneh mer in Öster­
reich weniger als 40 Stunden, meist 38 oder 38,5 
Stunden. Es gibt e inige Branchen, i n  denen durch 
e inen Kollektivvertrag oder eine kol lektivvertrag­
l iche Regelung die Arbeitszeit noch darunter 
l iegt. 

Ich möchte h ier  betonen ,  daß unser Ziel nach 
wie vor die Verwirkl ichung der 35-Stunden-Wo­
che bei vollem Lohnausgleich ist. Die immer wie­
der gebrachte Argumentation,daß mit der Ar­
beitszeitverkürzung die Beschäftigtenzahlen sin­
ken, ist europawei t  und schon gar nicht für Öster­
reich nachvollziehbar. So haben wir seit  dem Jah­
re 1970 die Arbeitszeit von 45 auf 40 Stunden 
verkürzt,  und im gleichen Zeitraum konnten wir 
zu unserer Freude e inen Anstieg der Zahl der Ar­
beitsplätze von über 400 000 verzeichnen. 

Diese These der Arbe itszeitverkürzungsgegner, 
durch Arbeitszeitverk ürzung sinke d ie Beschäfti­
gungszahl, ist a lso insgesamt wirtschaftl ich gese­
hen in jedem Fal l  n icht mehr länger aufrechtzuer­
halten. Vielmehr ist das Gegentei l  der Fall: Wir 
wissen heute, daß wir ohne die Verkürzung der 
Arbeitszeit im Jahre 1970 mit einer weit höheren 
Arbeitslosenzahl zu rechnen gehabt hätten, Fach­
leute meinen, daß die Zahl der Arbeitslosen in 
Österreich um zusätzliche 200 000 höher wäre. 

Daher sind mir einige Aussagen und auch die 
Aktionen mancher Handelskammerfunktionäre 
unverständlich, so zum Beispiel die D rohung, zu 
streiken. Diese Äußerungen sind sicherlich n icht 
dazu angetan - ich möchte das hier deponieren 
- ,  unseren Eintritt i n  den Binnenmarkt 1 992 zu 
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fördern, wenn diese wirtschaftl iche Großkonzen­
tration hört, daß in Österreich eigentl ich die Un­
ternehmer streiken wo llen. Ich betrachte das -
und ich sage das sehr k lar  und sehr deutlich - als 
eine reine Stimmenfangaktion der Österreichi­
schen Volkspartei für d ie Handelskammern, denn 
wir alle wissen,  daß Handelskammerwahlen von 
der Tür stehen. ( Vizepräsident S t r u t z  e n b e  r -
g e r  übernimmt den Vorsitz.) 

Ein weiterer Schwerpunkt unserer Sozialpolitik 
ist d ie Novel I ierung des Arbeitsverfassungsgeset­
zes. Es war in den Jahren 1 988/89 trotz unseres 
starken Drängens nicht möglich ,  eine Novel i ie­
rung des Arbeitsverfassungsgesetzes vorzuneh­
men. Die Schwerpun kte der Novell ierung des Ar­
beitsverfassungsgesetzes so l lten nach unserer 
Auffassung d ie Umsetzung, d ie Verwirk lichung 
des Konzernbetriebsrates, verbunden mit der 
Freistel lungsmöglichkeit für die Betriebsratsmit­
glieder in den Konzernen se in,  weil wir für unsere 
Belegschaftsvertreter die Mitbest immungsquali­
tät, die sie jetzt schon haben ,  auf keinen Fall 
schmälern lassen wollen,  sondern eher danach 
trachten.  diese bewäh rte Mitverantwortung und 
Mitbestimmung auch in Zukunft auszubauen. 

Ein weiterer Schwerp unkt wird es sei n, das In­
itiativrecht für die Ein leitung von Betriebsrats­
wahlen - vor allem in Klein- und Mittelbetrieben 
- zu erleichtern. indem wir auf d ie erforderliche 
Anwesen heit von 50 Prozent der Belegschaftmit­
glieder bei der ersten Betriebsversammlung ver­
zichten wol len . 

E in  wei teres Anl iegen ist die Durchsetzung des 
Freizeitanspruches für Betriebsratsmitglieder 
zwecks Te ilnahme an Gewerkschaftsveranstaltun­
gen beziehungsweise an Kollektivvertragsver­
handlungen. Ebenso wollen wir die Einschrän­
kungen der Ausnahmebest immungen für Ten­
denzbetriebe - vor allem im wissenschaftlichen 
Bereich - und die Klarstel lung der Arbeitneh­
mereigenschaft von freien Mitarbeitern bei even­
tueller Bindung an bestimmte Kriterien - vor al­
lem im Medienbereich - erreichen. 

Auch die E rweiterung des Kündigungsschutzes 
- speziell i m  Hinblick auf sittenwidrige Kündi­
gung in Kleinbetrieben - und auch die Verkür­
zung der Anfechtungsfrist sol l  durchgesetzt wer­
den. 

Obwohl die Regierung in i hrer Regierungser­
k lärung eine Novel lierung des Arbeitsverfas­
sungsgesetzes vorgesehen hatte, haben wir das 
noch nicht verwirklicht.  Ich muß hier aber auch 
erwähnen,  daß die Fraktion Christlicher Gewerk­
schafter hins ichtlich der Novellierung des Ar­
beitsverfassungsgesetzes einige Wünsche ange­
meldet hat, zum Beispiel d ie Aufhebung des 
Sperrechtes des Betriebsrats bei der Motivanfech­
tung von Kündigungen .  Weiters verlangen sie den 

einheitlichen Stimmzettel und die Herabsetzung 
der Unterstützungsunterschriften bei der Be­
triebsratswahl.  (Bundesrat S a t t I b e r g e r: Sehr 
gut!) 

Ich darf dazu dem Kollegen Sattlberger mittei ­
len ,  daß es im Österreichischen Gewerkschafts ­
bund seit e inigen Wochen eine gemeinsame Ar­
be itsgruppe gibt, die bemüht ist .  die Differenzen 
zwischen den beiden Fraktionen abzubauen, u m  
so rascher z u  einer Novel lierung des Arbeitsver­
fassungsgesetzes zu kommen, das von Betriebsrä­
ten und Be legschaftsvertretern schon sehr lange 
Zeit und sehr intensiv erwartet wird . 

Abschl ießend, meine Damen und Herren ,  
möchte ich  mich mit der Sozialversicherung im 
allgemeinen befassen.  Das Gebarungsvolumen,  
also die Su mme aller  E innahmen der Sozialversi ­
cherung betrug im Jahre 1 988 250 Mil l iarden 
Sch i l l ing. Davon entfielen auf d ie Pensionsversi­
cherung zirka 1 76 Mill iarden Schil l ing,  auf d ie 
Krankenversicherung 65 Mil l iarden Schi l l ing 
und auf d ie Unfallversic herungsträger 9 Mil­
liarden Schi l l ing.  Das ist ein sehr hoher Betrag 
und ein wesentlicher Bestandteil unseres gesam­
ten Bundeshaushaltes, und wir sind nach wie vor 
der Meinung, daß dieser Bestandtei l  des Bundes­
haushaltes sehr ordentlich verwaltet werden muß.  

Der  heftig umstrittene und immer wieder dis­
kutierte Gesamtaufwand für Verwaltung. Perso­
nal und Sachaufwand betrug im Jahre 1988 
7. 1 Mill iarden Sch il l ing oder 2,9 Prozent des Ge­
samtaufwandes. Ich persönlich bin davon über­
zeugt. daß auch bei einer etwaigen Umgestaltung 
der Sozia lversicherung keine günstigeren Werte 
in der Verwaltung erreicht werden können. Das 
behaupten nämlich meines Wissens nicht einma l  
die privaten Versicherer; die trauen sich a uch kei­
ne rationel lere Vorgangsweise zu.  Und nur zur 
Information darf ich sagen. daß jeder einzelne So­
ziaiversicherungsangestellte im Durchschnitt 500 
Versicherte zu betreuen hat. Auch das ist e in  
Wert, der im privaten Versicherungswesen nicht 
erreicht werden könnte. 

Heftig d iskutiert werden auch immer wieder 
die Ausgaben für die Selbstverwaltung selbst . 
Auch hier sind wieder - Kol lege Rumpold schaut 
schon so treuherzig - Ihr Parteiobmann Haider 
und einige, die sich auskennen in diesem Bereich,  
d ie mit entsprechenden Äußerungen ihr U nver­
ständnis zeigen, das auf das verkümmerte soziale 
Empfinden, das insgesamt in der Freiheitlichen 
Parte i vorhanden ist, zurückzuführen ist. 

Ich darf Ihnen sagen,  daß der Gesamtaufwand 
für die Selbstverwaltung im Jahre 1 988 0,24 Pro­
mil le betragen hat. Das ist ein Betrag, den uns die 
Selbstverwaltung eigentlich wert sein muß, wei l  
w i r  m i t  ihr  sowohl als Arbeitnehmer, aber auch 
als Arbeitgeber bisher gute Erfahrungen gemach t  
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haben. Sie ist - wie wir aus unseren persönlichen 
und tägl ichen E rfahrungen wissen - der Garant 
dafür ,  daß unsere Bedürfnisse in die Selbstver­
waltung e ingebracht werden. 

Ich möchte hier auch festhalten ,  daß es nach 
wie vor notwendig ist, daß die Selbstverwaltung 
und die Sozialversicherung d ie Entwicklungen 
der Gesellschaft und die Veränderungen in  der 
Wirtschaft erkennen, zur Kenntnis nehmen und 
sich danach or ientieren. Grundsätzlich möchte 
ich aber festhalten, daß sich die Versichertennähe 
der Selbstverwaltung in der Vergangenheit be­
stens bewäh rt hat und man im al lgemeinen be­
haupten kann,  daß sie auch den Bedürfnissen der 
Versicherten und der Bevölkerung insgesamt 
Rechnung trägt. Wir sind überzeugt davon,  daß 
das auch in Zukunft so sein wird. 

Ich möchte hier abschließend sagen, daß die 
F raktion der sozialistischen Bundesräte dem So­
zialbericht 1 988 selbstverständlich ihre Zustim­
mung geben wird. (Beifall bei der SPÖ und bei 
Bundesräten der Ö VP. ) 10.45 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Rumpold. Ich erteile 
ihm das Wort . 

1 0.45 
Bundesrat Gemot Rumpold (FPÖ, Kärnten):  

Herr Präsident!  Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Eingangs möchte ich mich beim neuen 
Präsidenten für seine Ausführungen bedanken, 
da er darin festgestel lt hat, daß eine Reform des 
B undesrates unbedingt erforderlich ist und er ex­
tra dafür eine Reformkommission eingerichtet 
hat. Er entspricht damit den Intentionen der Frei­
heitlichen, und ich wünsche ihm dafür viel Glück 
und viel Erfolg. (Beifall bei der FPÖ. )  

Meine seh r  verehrten Damen und Herren!  Der 
Bericht über die soziale Lage 1 988 ist ein sehr 
umfangreiches Werk , sehr genau gemacht, sehr 
gut gemacht - man muß das wirklich sagen - ,  
aber aufgrund der Genauigkeit deckt e s  auch 
ganz genau d ie Schwächen uI?.d Fehler dieses so­
zialen Systems, das hier in Osterreich errichtet 
wurde, auf. Dieses Werk ,  meine sehr  verehrten 
Damen u nd Herren, ist in Rot gehalten und ist 
eine Anklageschrift gegen jene, die dieses System 
in Österreich errichtet haben, also hauptsächlich 
gegen die Sozialisten.  (Bundesrat G a r g i  t t e  r: 
Das ist eine Frechheit! Das ist die geschichtliche 
Entwicklung, Herr Rumpold.') 

Von der herrschenden Koalition ist verspro­
chen worden: e ine Reform der Sozialversiche­
rung, e ine Reform der Pensionsversicherung, eine 
Ausbildungsreform u nd sonstige Reformen. Aber 
Sie reformieren nicht, sondern Sie novell ieren 
dieses System systematisch zu Tode und sind 
nicht bereit ,  wirkliche Ansätze zu bieten,  wie Sie 

aus d iesem Schlamassel wieder herauskommen. 
(Beifall bei der FPÖ. - Bundesrat G a r  g i  t t e  r: 
Euer soziales Empfinden ist ja bekannt.') Naja, eu­
res ist auch nicht gar so , wen n  ich mir anschaue, 
w ie die Arbeitslosenstatistik ausschaut u nd wie 
v iele Dauerarbeitslose es gibt, denen Sie n icht 
helfen können und anscheinend n icht helfen wol­
len. Denn i n  der Vorbemerkung des Ministers zu 
diesem Bericht ist ausgewiesen - und er verweist 
stolz darauf - ,  daß die Senkung der Arbeitslo­
senrate von 5,6 Prozent auf 5,3 Prozent erfolgt 
ist. Und er gibt ein b ißehen beschämt zu, daß dies 
nicht gerade ein gro ßer E rfo lg ist , denn bei einem 
4,2prozentigen Wirtschaftswac hstum .. mü ßte 
mehr drinnen sein .  (Bewegung bei der G VP. -
Bundesrat Dr. L i n z e r: Erzählen Sie von Ihren 
Heldentaten �vährend der kleinen Koalition!) 

Na bitte, warum, mei ne Kol legen, ist denn nur  
eine 0,3prozentige Senkung der Arbeitslosenzahl 
erreicht worden, wen n  eine 4,2prozentige Erhö­
hung des Wi rtschaftswachstums möglich war. 
Versagt hier das System? Versagen Sie hier? Wer 
versagt hier? - Diese F rage, glaube ich, beant­
wortet sich von selbst. 

Ebenso wird in diesem sozialen Bericht eine ka­
tastrophale Entwicklung im Bereich der Arbeits­
losigkeit zugegeben .  Es wird davon gesprochen, 
daß ein Fünftel aller Arbeitslosen 50 Prozent al­
ler Arbeitslosentage konsumiert. Ein Fünftel aller 
Arbeitslosen konsumiert 50 Prozent a ller Ar­
beitslosentage ! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren !  Das ist beschämend, das ist schrecklich, 
wenn man bedenkt, daß ein Stock an Dauerar­
beitslosen besteht, der n icht mehr verm ittelbar 
ist, der dahinsiecht, auf die Pension wartet, der 
soziale Katastrophen in  Kauf nehmen muß, nur 
wei l Sie sich nicht um dieses P roblem k ümmern, 
weil Sie keine Lösungsmöglichkeiten dafür bie­
ten .  Aber Sie sind anscheinend nicht in der Lage, 
sonst wäre d ies ja längst gesche hen. (Bundesrätin 
Dr. H ö d  l: Machen Sie Vorschläge.' - Weitere 
Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Wenn man nun weiterliest in  diesem Bericht, 
daß Arbeitslose, meine sehr verehrten Damen 
u nd Herren ,  . . . (Anhaltende Zwischenrufe. ) 
S prechen Sie nicht durcheinander, da kann ich 
die Zwischenrufe nicht beantworten,  wei l  das ein 
bissei chaotisch ist ! Ich werde e in paar Wortmel­
dungen verteilen, dann wird es e infacher gehen.  
(Bundesrat P o  m p e r: Die Freiheitlichen sind 
chaotisch!) Schauen Sie,  meine sehr verehrten 
Damen u nd Herren,  Sie hören eben nicht gerne, 
wenn man Ihnen Ihre Fehler vorhält. (Bundesrat 
P 0 m p e r: Sie wollen sie nicht hören.' Das ist der 
Unterschied!) Das würde ich natürlich auch nicht 
gerne hören ,  aber Sie müssen mir zuhören, oder 
S ie müssen halt einstwei le n  h inausgehen. 

Die Arbeitslosen über 40 Jahre sind nicht mehr 
vermittelbar. Was ist das für e in  System, wo ältere 
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arbeitswi l l ige Menschen nicht mehr vermittelbar 
sind? Sie müssen warten,  zehn Jahre, zwölf Jahre, 
fünfzehn Jahre auf ihre Pensionierung, geraten in 
soziale Probleme, verl ieren ihre Fami lien. (Zwi­
schenrufe bei der SPÖ. ) Sie sind wirkl ich nicht in 
der Lage, dieses System noch länger zu beherr­
schen! Und wen n  man dann weiterschaut, daß die 
Arbeiterkammern nur 22 Prozent jener vermit­
teln (Bundesrat K ö p f: Die Arbeicerkarnmem? ') ,  
daß dieser Wirkungsgrad beschämend ist, daß 
dieser Wirkungsgrad katastrophal ist, daß Sie d ie­
se Arbeitsämter ersatzlos streichen könnten, da 
d ieser Wirkungsgrad absolut nicht tragbar ist im 
Verhältnis zum finanziellen Einsatz, den man 
dort leisten muß. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Bedeutung des Zusammenhanges der Arbeitslo­
sigkeit und einer B ildungsoffensive wird von Ih­
nen allen nach wie vor unterschätzt. Denn 66 
Prozent der noch vorhandenen Lehrlinge, deren 
Zahl weiter rückläufig ist, werden in  Branchen 
ausgebildet, die wenig Zukunft haben .  Das sind 
wiede rum Mensc hen, die program mierte Arbeits­
lose sein  werden.  Wenn man sich die Statist ik an­
schaut, dann merkt man, daß 59 000 Arbeitslose 
genau zu jener Gruppe gehören, die zwar eine 
Lehre, eine Meisterprüfung haben, aber in Bran­
chen tätig waren ,  die heute keine Zukunft mehr 
haben. 

Die Bildungsoffensive muß auch in jenem Be­
reich weiter vorangetrieben werden, der die Auf­
klärung und die Information jener Menschen be­
trifft, die in den Arbeitsprozeß einsteigen. Heute 
wird an den Schulen überhaupt keine oder viel 
zuwenig Aufk lärung darüber gegeben, welche 
Möglichkeiten sich für junge Menschen bieten ,  
welche Zukunftsbranchen vorhanden sind, wo 
Einstiegsmöglichkeiten gegeben sind, wo Arbeits­
plätze vorhanden sind. Keines dieser Themen 
wird angeschnitten, al les wird unternommen, um 
dort Beamte als Prediger sozusagen durch alle 
Schulen zu sch icken, die keine Ahnung haben ,  
was in der Wirtschaft vor sich geht, die keine Ah­
nung haben, wo d ie Probleme sind, d ie . . .  (Bun­
desrat Albrecht K 0 n e c n y: Na, Sie haben eine 
Ahnung.') Das ist ja wirklich so . . .  (Bundesrat 
P o  m p e r: Die Freiheitlichen sind die größten 
Prediger.') Ja, wahrscheinl ich gehen Sie selber 
herum! Dieses Problem kann nur dadurch ent­
standen sein .  Ich hoffe, daß jetzt endlich Abh ilfe 
geschaffen wird .  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
österreichische Wirtschaft b raucht Facharbeiter. 
Es herrscht ein permanenter Facharbeitermangel .  
Warum herrscht ein permanenter Facharbeiter­
mangel? (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Sie brauchen 
nur zu bezahlen, dann bekommen Sie genug!) 

Ich glaube, daß das B i ldungskonzept der Regie­
rung, jener Parte i ,  die dort immer das Sagen hat,  

falsch angelegt ist. Es wird den Arbeitern und An­
gestellten kein Image mehr gegeben .  Sie sind e ine 
Parte i ,  die sich immer darauf beruft , e ine Arbei­
terpartei zu sein ,  nur vertreten S ie die Arbeiter 
schon lange nicht mehr. Sie vertreten nur  mehr 
die Funktionäre, die Besserverdienenden, die Be­
amten, die Intellektuellen und sonstige Kreise. 
Aber die Arbeiter , die Vertretung wirk l ic h  not­
wendig hätten, vertreten Sie schon lange n icht 
mehr. (Bundesrat Dr . 0 g r i s: Die vertreten Sie .' 
Sie \ 'ertreten sie .  nich t wahr?) Den Arbeitern kön­
nen Sie sicherlich auch nicht helfen ,  da Sie schon 
so weit davon weg sind und das Verständ nis für 
diese Schichte schon längst verloren haben.  (Bll Il ­
desrälin K a i  n z: Machen Sie Vorschläge.') Bitte? 
( Bllndesrätin K a i  n z: Machen Sie Vorschläge.' 

Dann hätten Sie die Berechtigllng.') Sonst hätten 
wir keine Berechtigung? Wir übernehmen gerne 
die Aufgabe, jene Menschen zu vertreten, d ie Sie 
nicht mehr vertreten können. (B llndesrat Dr. 
o g r i s: Nur sind Sie n icht in der Lage.' Das ist ja 
das Dilemma.') Und wir haben sie in der Zwi­
schenzeit schon übernommen, da Sie kein Ver­
trauen mehr genießen , meine sehr verehrten Da­
men und Herren ! Und das wird bei der nächsten 
Wahl ,  die in Bälde auf uns zukommt, sicherlich 
auch wieder bewiesen werden. 

Jetzt gibt es einen zweiten Bereich in d iesem 
Sozial bericht, das ist der Bereich der Pensionen. 
Es gibt zirka 1 ,6 Mill ionen Pension isten in Öster­
re ich .  50 Prozent dieser Pension isten waren nie 
steuerpflichtig, das heißt, die Hälfte aller Pensio­
nisten haben ein so niedriges Einkommen, daß sie 
nicht in d ie Steuerpfl icht fallen. Auch vor der 
Lohnsteuerreform, die am 1 .  Jänner 1 989  in 
Kraft getreten ist, waren sie nicht steuerpflichtig. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren !  Sie 
haben auch die Pension isten wiederum belogen, 
da Sie gesagt haben, daß gerade diese Steuerre­
form den Pensionisten etwas bringen wird. Ja, sie 
hat den Pensionisten schon etwas gebracht :  N icht 
aber jenen,  die wenig verdienen, sondern jenen 
Pensionisten, d ie damals schon viel verd ient ha­
ben, haben sie es ermöglicht, noch mehr zu ver­
d ienen . Denn durch diese Steuerreform haben die 
Bezieher hoher Pensionen - das steht hier in d ie­
sem Bericht auf Seite 337, wen n  Sie nach lesen 
möchten - eine beträchtliche Steigerung ihres 
Nettoeinkommens erfahren,  und die Bezieher 
kleiner Pensionen eine Schmälerung. Ja d as ist 
Ihre Sozialpolitik, meine sehr verehrten Damen 
lind Herren!  Ich glaube, wir werden die Österrei­
cher wirklich aufklären m üssen, welchen Scharla­
tanen sie ausgeliefert sind. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das Interessanteste bei diesem Pensionskapi tel 
wäre der Unterschied zwischen den ASVG-Pen­
sionen und den Beamtenpensionen .  Nur, d ie Be­
amtenpensionen findet man in  diesem Sozialbe­
richt nicht, wei l  sie h ier schamhaft verschwiegen 
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wurden, da die Höhe derart gro ßartig ist, daß sie 
da nirgendwo mehr dazu passen würde. (Bundes­
rätin Dr. H ö d l: Das stimmt ja gar nicht.') Denn 
d ie durchschnittliche Pension der ASVG ist zirka 
1 1 . 000 S ,  und die Beamten haben zirka 22 000 S. 

Bitte, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren,  wo ist hier noch Gerechtigkeit, wo ist hier 
wirk lich noch Leistungsgleichheit? Hier wird eine 
Sc here aufgemacht, d ie Sie wahrscheinl ich n icht 
mehr schl ießen werden können. Da wird es ande­
rer politischer Kräfte bed ürfen,  die das für Sie 
erledigen werden .  ( Zwischenrufe bei der SPÖ. J  

Zum zweiten ist es auch interessant, daß Sie 
zwar immer von der Erhöhung des Pensionsalters 
sprechen - das Pensionsalter muß erhöht wer­
den, das System kann so nicht weitergeführt wer­
den - ,  Tatsache ist jedoch,  daß das Pensionsalter 
von Mann und Frau zusammengewachse n ist -
wie diesem Bericht zu entnehmen ist - ,  und zwar 
gehen die Männer im Durchschnitt mit 58,5 Jah­
ren in Pension und die F rauen im Durchschnitt 
mit 58, I Jahren. Ja, meine sehr  verehrten Damen 
und Herren,  das Pensionsalter der Männer l iegt, 
soviel ich wei ß, bei 65 Jahren und das der Fraue n 
bei 55 Jahren.  (Bundesrätin Dr. H ö d I: Sie ken ­
nen nicht einmal das Pensionsalter.' Mit 60.') 

Ja warum ist denn das mögl ich ,  daß im Durch­
sch nitt mit 58 Jahren in Pension gegangen wird. 
Das ist Ihre Verstaatlichtenpolitik.  wo Sie auf Ko­
sten der Pensionskassen die Menschen künstlich 
in Pension schicken .  (Bundesrat Albreclzt K 0 -
n e  C Tl y: Keine Ahnung.') Ihre katastrop hale Ver­
staatlichtenpolitik ist dafür zuständig! (Bundesrat 
A lbreclzt K 0 n e c n y: Lesen und rechnen sollte 
man �venigstens können!) Jawohl !  Aber Sie kön­
nen es auch nicht, Herr Kollege, Sie auch nicht! 
(Neu.erlicher Zwischenruf des Bundesrates AL­
brecht K 0 n e c n y.) 

Na, na, Herr Kollege , Sie auch nicht, denn sonst 
würde d ies nicht explizit in d iesem Bericht ausge­
drückt sein .  Folglich . .  , (Bundesrat Albrecht 
K 0 n e c n y: Sie lesen immer nur die Schlagzeilen.' 
Sie sprechen auch immer nur in Schlagzeilen!) Das 
ist auch wichtig. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
F reiheit lichen haben Ihnen zur Lösung dieses 
Problemes schon längst einen Vorschlag unter­
breitet. Es liegt seit langem ein Antrag der Frei­
heitlichen Partei im Parlament, u nd d iesen muß­
ten Sie sich einmal anschauen,  denn der beruht 
auf einem Modell ,  das auch S ie im Prinzip selbst 
fordern - zumindest die ÖVP - auf einem D rei­
Säulen-Modell ,  wo e ine staat l iche Grundvorsorge 
garantiert wird, wo eine betriebliche Vorsorge 
hineinkommt und wo eine private Vorsorge auch 
noch mitimpliziert ist. Meine sehr verehrten Da­
men und Herren! Setzen Sie sich einmal mit die­
sem Model l  auseinander! Machen Sie eine Re-

form, dann kommen Sie aus dem Schlamassel, in 
das Sie sich selbst hineingetrieben haben, bald 
heraus! (Zwischenruf der Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n. ) 

Aber .. wahrscheinlich ist die SPÖ i m  speziellen 
- die OVP weniger, aber auch - nicht so inter­
essiert an einer Reform dieses Systems, wen n  man 
sich die Förderungen und d ie Subventionen ge­
nau anschaut, d ie auch in  diesem Bericht e nthal­
ten sind. 

Unter dem Titel " Behindertensubvention" fin­
det man Abenteuerl iches. Es wird u nter dem Titel 
" Behindertensubvention" Parteienfinanzierung 
betrieben - ganz offiziel l ,  über das Ministerium ! 
Es wird unter dem Titel " Behindertensubventio­
nierung" der S PÖ-Pensionistenverband mit 
5,8 Mil l ionen Schil ling jährlich subventioniert. 
5.8 Mil lionen Schil ling jährl ich für den SPÖ-Pen­
sionistenverband! Für den ÖVP-Pensionistenver­
band gibt es 1 ,6 M il l ionen .  Ich wei ß  n icht, ob das 
alles Behinderte sind, die i n  Ihrem Pensionisten­
verbänden herumsitzen. (Bundesrätin Dr. H ö d I: 
Für die hilflosen Pensionisten.') 

Die "Naturfreu nde" der Sozialisten bekommen 
aus dem Titel " Behindertensubvention" 
450 000 S .  Den G rad der Behinderung wird man 
wahrsc heinl ich erst festste llen müssen .  

Die " Wirtschaftshi lfe für  Arbe iterstudenten" 
be kommt aus diesem Titel  "Behindertensubven­
tion" 350 00 S. Wahrscheinl ich sind Ihre Studen­
ten auch Behinderte , sonst wäre das ja nicht mög­
lich. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren !  Da 
ist wirklich ein b ißchen A ufklärungsbedarf oder 
Handl ungsbedarf gegeben,  wie u nser B undes­
kanzler immer zu sagen beliebt. 16,8 Mill ionen 
Schill ing werden u nter dem Titel " Behinderten­
subvention" vergeben. Sie s ind aber de facto eine 
Parteienfinanzierung! 

Ich glaube, daß d ieser Bericht über die soz iale 
Lage 1 988 - und 1 989 wird er auch nicht viel 
anders ausschauen - G rund dafür ist, daß Sie, 
die jetzt Verantwortung tragen - viel leicht sind 
das später andere - ,  sich einmal zusammenset­
zen und über wirkl iche Reformen nachden ken.  
Wir Freiheitlichen werden Ihnen dabei gerne be­
hilflich sein .  - Danke. (Beifall bei der FPÖ. -
Zwischenrufe bei der SPÖ. )  1 0.58 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet ist  Herr B undesminister Ettl. Ich 
erteile ihm dieses. 

10.58 
Bundesminister für Gesundheit u nd öffentli­

chen Dienst Ing. Harald Ettl: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren !  Er lauben Sie mir eini­
ge Anmerkungen zu den drei ersten Rednern, 
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weil ich ja heute mehrfach angesprochen wurde, 
nicht nur in Vertretung des Herrn Bundesmini­
sters Geppert, sondern auch als Bundesminister 
für Gesundheit und öffentlicher Dienst. 

Vielleicht vorweg zum Einstieg zu den Ausfüh­
rungen von Herrn Bundesrat Sattlberger ,  der dar­
auf h ingewiesen hat, daß nach wie vor Sozialpoli­
t ik an  sich erste Priorität im Staat hat.  Ja. das 
stimmt. Sozia lpolit ik hat erste Priorität, wenn es 
um unsere persönliche Sicherheit, um unser per­
sön liches Wohlbefinden geht. Aber es gibt - und 
das beweisen d ie letzten Hinterfragungen in die­
sem Zusammenhang - neue oder untersc hiedli­
che Nuancierungen in der Gewichtung dieser 
Fragen. Und zwar ist es so, daß heute Umwelt 
und Gesundheit, al les, was unmitte lbar mit un­
eren Ängsten zu tun hat,  etwas stärker gewichtet 
wird als andere soziale Themen.  Aber feststeht. 
daß zum Beispiel Gesundheit und Soziales unmit­
te lbar miteinander in Zusammenhang zu bringen 
s ind,  vernetzt s ind und daß der Gesundheitsbe­
griff eigentlich weiter defin iert werden muß im 
Sinne eines a l lgemeinen Wohlbefindens und nicht 
nur im Sinne einer Abwesenheit der Krankheit. 
Das als Einstieg zu d ieser Bemerkung von Herrn 
Bundesrat Sattlberger. 

Er hat auch darauf hingewiesen ,  daß wir uns 
heute Gedanken darüber machen müssen .  wie d ie 
Kran kenanstaltenfinanzierung morgen ausschau­
en wird. Es ist so, daß ab 1 .  Jänner 199 1 ein neuer 
Krankenanstalten-Zusammenarbeitsvertrag da 
sein  muß, daß im Zusammenhang mit diesem 
Vertrag sowoh l  Sozialversicherungsträger als 
auch Bund, Länder und Gemeinden angespro­
chen sind. - Dazu einige Worte. 

Meine Damen und Herren! Es ist eine I l lusion 
- wirklich ein I llusion - , zu glauben, daß das, 
was wir morgen in  der Gesundheits- u nd Sozial­
politik global gesehen brauchen werden , durch  
E insparungen i m  Akutbereich wettgemacht wer­
den kann .  Das ist ausgesch lossen ,  wen n  ich den 
Bedarf für Einrichtungen der Spitäler richtig sehe 
und richtig beurteile. Und in diesem Zusammen­
hang ist auch die Krankenanstaltenfinanzierung 
zu sehen.  

Tatsache ist  - und wir al le s ind wahrscheinl ich  
einmal Patienten in  einem Krankenhaus -.  da ß 
die Perso nalwünsche , ausgedrückt natürlich  in  
den Serviceleistungen ,  d ie  wir in  den Krankenan­
sta lten erwarten, steigen werden . Das hat nichts 
damit zu tun,  daß die Gehälter dort überpropor­
tional steigen ,  das ist keineswegs der Fal l ,  sondern 
der Pflegeaufwand steigt. Die Kosten für den 
Pflegeaufwand machen in  den Spitälern heute 
schon 65 bis 75 Prozent aus, und sie werden wei­
ter steigen.  Die Medizintechnik wird auch weiter­
hin stärkere Kosten verursachen , das ist gar keine 
Frage . Tatsache ist, daß man dazu aber Regelme­
chanismen braucht, zum Beispiel Großgeräte pla-

nung, wei l  es schon auch darum geht, wo diese 
Großgeräte die beste Amortisation in der Ge­
sundheitspol it ik haben.  Da gibt es sicher sehr vie­
le Ansatzpunkte, und da geh t  es auch jetzt darum, 
meine Damen und Herren, daß wir ab 1 .  Jänner 
199 1  ein geändertes Verrechn ungssystem, eine 
geänderte Verrechnungsgrundlage im Kranken­
anstaltenwesen haben werden,  um das überpro­
portionale Steigen der Kosten im Krankenhaus­
bereich drosse ln zu können. Die Einsparung wird 
auf der Kostenseite keinen Schnitt i n  der Kurve 
beziehungsweise auch keine Tendenz in der Ko­
sten kurve nach unten ergeben,  das wäre I llusion ,  
das ist Phantasie, aber wir wol len d ie  progessive 
Kostensteigerung in den Akuteinrichtungen mit 
dem ab Jänner 1991 geltenden System einfangen 
oder drosseln.  

Da möchte ich gerade auch Sie als Länderver­
treter besonders darauf hinweisen ,  daß Sie gerade 
mir als Gesundheitsminister - und das gilt auch 
für den Sozialminister, der die soziale Kranken­
versicherung vertritt - dabei helfen können, die­
se Systemänderung durchzuführen, d ie dann auch 
zu Kostenstraffungen und O rganisationsverbesse­
rungen führen wird. Das ist sehr entscheidend, 
und das ist sehr wichtig, und gerade da muß man 
ansetzen .  damit es n icht zu d iesem Ballspiel zwi­
schen Bund ,  Ländern und Gemeinden kommt, 
sondern daß man die Dinge so sieht, wie sie eben 
sind im Akutbereich .  

Das wol lte ich  dazu nur angemerkt haben ,  weil  
die Gemeinden natürlich  in Zukunft e in bißehen 
mehr werden zahlen müssen .  

Vielleicht e in  Wort noch dazu: Die Krankenan­
staltenfinanzierung baut darauf auf, daß die 
Krankenanstaltenerhalter - Bund, Länder, Ge­
meinden plus Sozialversicherungen - das zu be­
rappen haben ,  was an Aufwendunge n  dort er­
bracht wird. 

Meine Damen und Herren !  Es werden in  der 
Gesundheitspolit ik Umsch ichtu ngen erfolgen 
müssen, es wird ein Umdenken notwendig sein in 
der nächsten Zeit. Es wird ein U mdenken not­
wendig sei n  h insichtlich der Gemeindebudgets. 
Gestern hatten in den Gemeinden, aber auch in 
den Städten ganz andere B udgetanteile Vorrang, 
- das waren überwiegend die Baubudgets und 
andere - ,  morgen,  meine Damen und Herren, 
werden es die Gesundheitsbudgets sein .  Diese 
Entwicklung zeichnet sich ab.  Wir stehen ja vor 
Verhandlungen . Derzeit gibt es ein Ballspiel zwi­
schen Bund, Ländern und Gemeinden. Jeder will 
möglichst weniger Kosten tragen. Wen n  es nach 
den Ländern geht, so l lte der Bund al les zahlen,  
wenn es nach den anderen geht, sol lte wieder die 
Sozialversicherung zah len , und man könnte das 
fortspinnen. 
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Tatsache ist, daß ein kommunizierendes Gefäß 
geschaffen werden und nebenbei an einem Sy­
stem gebaut werden muß, das die Kosten opti­
miert, aber Tatsache ist auch, daß uns morgen -
nicht jetzt, wir haben gültige Verträge, aber mor­
gen - auch Kostenerhöhungen auf diesem Sektor 
trotz besten SparwiLlens ins Haus stehen werden .  
Und das sage ich .  obwohl  dieses Jahr e in  Wahl­
jahr ist. denn unter Polit ik verstehe ich ,  auch dar­
auf hinzuweisen,  daß es morgen so sein wird, 
auch wenn uns bezüglich der Einsparunge n  da 
und dort ein iges ge li ngen wird.  ( Beifall bei  der 
SPÖ. )  

Meine Damen und Herren ! E s  wurde die .. Ak­
tion 8000" angesprochen von Herrn Bundesrat 
Sattl berger .  

E rstens einma l  möchte ich darauf hinweisen ,  
daß es s ich i n  d iesem einem Fal l ,  wo von 
5 Milliarden Budget für die " Aktion 8000" ge­
sprochen wurde, nur  um einen Versprecher ge­
handelt haben kann :  ein Zehntel davon ist in etwa 
der Antei l  der "Aktion 8000" . 

In der "Aktion 8000" sehe ich natürlich etwas 
Besonderes. Sie ist so angelegt, daß eben gerade 
im Bere ich der Langzeitarbeitslosigkeit, gerade 
auch im Bereich der sozialen Randgruppen alter­
nativ. progressiv gedacht werden muß. Das ist 
eine der Aufgaben der Gesellschaftspolitik .  Man 
darf nicht von traditionellen Den kmustern ausge­
hen , wenn man das Thema Langzeitarbeitslosig­
keit wirkl ich intensiv und im Detai l  betrachten.  
Gerade i n  der Konzeption dieser "Aktion 8000" 
sind einige sehr starke Schritte in die Zuku nft m it 
drinnen. Das ist e in  Schritt in der Po litik nach 
vor, und da schaut die e ine oder andere Maßnah­
me vielleicht noch ein bißchen unorthodox aus, 
aber Polit ik so l l  sic h  ja dadurch ausze ichnen, daß 
n icht immer nur k leine Schritte gemacht werden ,  
sondern daß auch manchmal e in  großer Schritt 
getan wird. Und so ist diese Aktion gedacht. Das 
Rad der Entwicklung sollte gerade auf d iesem 
Sektor n icht zurückgedreht werden. 

Ein paar Worte zur Effizienz der "Aktion 
8000" . Es gibt ja internationale Vergleichsmög­
lichkeiten zur Bundesrepublik Deutschland etwa 
oder zu anderen Staaten der EG. Da drückt sich 
das gerade so aus, daß wir - ein Erfolg der "Ak­
tion 8000" - i n  etwa eine Behaltequote von 
50 Prozent  haben :  das, mei ne Damen und Her­
ren ,  ist international gesehen ein Spitzenwert. 
Das so llen wir n icht verdrängen!  Wieso sprechen 
wir die D inge n icht aus, wen n  wir gerade in kriti­
schen Bereichen,  in komplizierten Bereichen 
auch einmal etwas zusammenbringen, erfolgreich 
sind. Auch so kann und soll man Statistiken lesen .  

Es  wurde heute auch mehrfach darauf h inge­
wiesen, daß dieses Buch, dieser Bericht alles sagt 
und sehr transparent  ist, aber schonungslos auch 

mit Schwächen umgeht. Das ist sehr wichtig, denn 
das aLlei ne i s t  schon e in  Schritt in  die richtige 
Richtung. Und so interpretiere ich diesen Bericht: 
daß er ein Impuls ist , massiv und progressiv wei­
terzudenken .  

Meine Damen und Herren! N un zum Thema 
Arbeitsmarktverwaltung, Warnstreik ,  Überstun­
den, ku ndenfreier Tag. Das ist e in  Thema, das ich 
jetzt n icht nur in Vertretung des Bundesministers 
Geppert e in b ißehen besprechen möchte, sondern 
auch als zuständiger Bu ndesminister für den öf­
fentlichen Dienst. 

Meine Damen und Herren!  Sie alle hier im Par­
lament haben an den Bundesm i nister für öffentl i ­
chen Dienst e inen ganz k laren Auftrag gegeben. 
auf der Personalseite einzusparen .  In der Arbeits­
marktverwaltung wurde in den letzten zehn Jah­
ren n icht  e ingespart, sondern das Personal wurde 
den Bedü rfn issen entsprechend  tei lweise sogar 
aufgestockt .  Das ist ein Faktum .  Mit der steigen­
den Zahl der Langzeitarbeitslosen stieg auch der 
Betreuungsaufwand, der Zeitaufwand für Bera­
tungsgesp räche, der Organ isationsaufwand in den 
Arbeitsämtern .  Es hat sich in den letzten zehn 
Jahren e iniges verändert. 

Jetzt geht es darum - der Sozialmin ister arbei­
tet daran - ,  eine neue Konzeption zu finden. Da 
gibt es mehrere Denkansätze, an denen gearbei tet 
wird. Da gibt es das deutsche Muster oder auch 
das schwedische Muster der Arbeitsmarktverwal­
tung. Das sind vom Ressort losge löste E i nrichtun­
gen, die sehr aktiv am Arbeitsmarkt agieren. Ge­
rade in der Bundesrepublik Deutschland erzielt 
man damit tei lweise sehr gute Erfolge. Das ist ein 
Denkansatz, der zurzeit m itüber legt wird. Ein an­
derer besteht darin, innerhalb des Ressorts Res­
sourcen auszuschöpfen .  Angesprochen sind da 
Bereiche, die zusammenpassen .  Die Landesinvali­
denämter zum Beispiel kön nten sich mit der Ar­
beitsmarktverwaltung ergänzen.  Es gilt hier, en­
gere Verb i ndungen zus schaffen ,  zu reorgan isie­
ren .  

An d iesen Modellen wird zurzeit gearbeitet. 
Das Problem besteht nur  dar in ,  daß natürlich die 
Last in den Arbeitsämtern gestiegen ist und daß 
dadurch d ie Beschäftigten zurzeit etwas nervös 
s ind. Wir s i nd dabei - gerade der Sozialminister 
ist dabei - ,  da einen Ausweg zu finden; einen 
Ausweg, der aber die Zielrichtung genau aufzei­
gen sol l .  Es  geht jetzt nicht nur um eine Vermeh­
rung des Personals, sondern man m u ß  wissen ,  
wohin es  gehen soll ,  welche Inhalte dem zugrunde 
gelegt werden ,  und darauf kann man dann weiter 
aufbauen .  

Daß es i n  d iesem Zusammenhang auch z u  einer 
Verbesserung der Hardware und der technischen 
Einrichtungen kommen wird, ist eine Sache, die 
der Sozialm i nister mit dem F inanzmi nister be-
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reits besprochen ,  bereits akkordiert hat. Darauf 
wollte ich gerade bei dieser sensiblen Frage Ar­
beitsmarktverwaltung, Betreuungstätigkeit h in­
weisen. Als  Bundesmin ister für den öffentlichen 
D ienst erwarte ich mir natürlich, daß letzten En­
des e ine optimale Betreuungsleistung herauskom­
men wird, ein Arbe itsamt oder eine Arbe its­
marktverwaltung, wo der Kunde - der Arbeitslo­
se - gerne hingeht, schnell abgefertigt werden 
kann und eine Service leistung vorfindet , die sei ­
nen Bedü rfnissen in einer Notsituation wirk l ich 
entspricht. Aber das kann nicht von heute auf 
morgen gesche hen. (Bllndesrat S a t t l  b e r g e r: 
Herr Bundesminister, nur eine Zwischenfrage: 
Kommt der kllndenfreie Tag jetzt oder nicht?) Der 
kundenfreie Tag ist eine interne Maßnahme. ( Vi­
zepräsidel1l S ( r II t z e n  b e  r g e r: Ist momel1lan 
ausgesetzt.') Ich glaube, er ist momentan ausge­
setzt, wei l  Gespräche laufen und der Sozial mini­
ster ein Konzept vorlegen u nd mit dem Finanz­
min ister und mit mir  über d ie nächste Zukunft 
ve rhandeln wird . Das ist der momentane Stand 
der Dinge . 

Meine Damen und Herre n !  Kollege Drochter 
hat darauf hi ngewiesen. daß es bei den Kosten­
steigerungen im Kran kenanstaltenbere ich natür­
l ich nicht nur zugu nsten der Arbeitnehmer gehen 
darf, wenn morgen . . . (Bundesrat D r o  c h i  e r: 
Zu Lasten.') Zu Lasten !  Pardon !  Das ist jetzt 
schon der Freud'sche Versprecher. Ich habe mich 
zuviel mit Psychotherapie und diesen Dinge n in 
der letzten Zeit beschäftigt. (Heiterkeit bei der 
SPÖ. )  Aber das ist auch ein Schritt nach vor. 

Herr Bundesrat, wie ich es sehe , wird es not­
wend ig sein .  sich in al len Bereichen - arbeitge­
berseitig, arbeitnehmerseitig, seitens des Bundes 
und seitens der Gemeinden - damit auseinander­
zusetzen .  Wenn wir - und das wird von der Ge­
su ndheitspolitik gefordert - morgen e ine Reihe 
von zusätzlichen Leistungen haben wol len  - und 
das wird auch eine Konsequenz aus diesem Lainz­
Bericht sein; es wird in der Gesundheitspolitik ei­
nen Schritt nach vor geben - ,  dann wird das auch 
etwas kosten u nd ä la longue werden sich alle dar­
an betei l igen müssen. Das a us der Sicht des Ge­
sundheitsministers. (Bundesrat D r 0 c h t e  r.· Das 
wird man den Bürgermeistern und Landeshaupt­
leuten erst erklären müssen!) Daß soziale Ausge­
wogenheit im Vordergrund steht, entspricht mei­
nen Intentionen. Davon kann ausgegangen wer­
den. (Bundesrat S a t t l  b e r g e r: Das ist aber 
nicht der gewerkschaftliche Gedanke. Herr Bun­
desminister!) Ich wei ß  nicht, wie der Gewerk­
schaftsgedanke definierbar ist. Dazu könnte ich 
Ihnen jetzt ein e igenes Referat darüber halten,  
wei l  es  untersch iedlichste Ansätze gibt  und Ge­
werkschaftspolitik auch immer nur Weiterent­
wick lung in der Politik darstellt und darstellen 
sollte. Ich glaube, daß auch so Pol it ik gemacht 
wird. - Aber das ist e ine Anmerkung am Rande. 

Meine Damen und Herren! Zur letzten Wort­
meldung des Herrn B undesrates Rumpold. Er hat 
darau f  h ingewiesen, daß gerade dieser Bericht die 
notwendige Transparenz bringt, auf der wir auf­
bauen können, wie ich meine, kreativ aufbauen 
können, denn man muß  nicht verhehlen u nd darf 
nicht verhehlen, daß es da und dort Schwachstel­
len gibt .  Das ist gar ke ine Frage. Wichtig ist, daß 
sie transparent gemacht werden,  daß man sie 
sieht. denn Polit ik definiert sich in der Weiterent­
wickl ung, d ie so a usschauen muß.  daß man 
Schwachste llen bereinigt. Das jetzt dazu. wie ich 
den Bericht lese. 

Aus Ihrer Wortmeldung sehe ich aber schon 
zusätzliche Impulse, was d ie Langzeitarbeits losig­
keit betrifft, und gerade Ihre Wortmeldung geht 
auch i n  die Richtung, daß man zur Bewältigung 
der Langzeitarbeitslosigkeit alternativ und in neu­
en Denkmustern denken muß .  Das ist genau das, 
was ich vorhin dem Herrn Bundesrat Sattlberger 
zu d ieser Frage gesagt habe. Ich sehe daher gera­
de Ihre Wortmeldung als I mpuls (Bundesrätin Dr. 
S c  h m i d t: Sollten sie auch sein.') ,  sehr wohl in 
die Richtung weiterzudenken, damit wir d ieses 
Problem in den Griff bekommen, wenn ich Sie 
richtig verstanden habe. Und darüber bin ich jetzt 
sehr froh - auch für den Herrn Sozialmin ister 
sehr  froh. 

S ie haben allerdings auch e in  Thema ange­
schnitten, das aus der Statist ik  heraus nicht nur so 
ge lesen werden kann ,  wie Sie es gelesen haben , 
nämlich das Thema Pensionen. Ich möchte schon 
darauf hinweisen, daß es rückwirkend auch inner­
halb der letzten zehn Jahre eine unterschiedl iche 
Entwicklung bei den Pensionserhöhungen gege­
ben hat, daß sozial gewichtet wurde. daß zum 
Beispiel die Ausgleichszu lagen in den letzten 
zehn Jahren um 300 Prozent gestiegen sind, daß 
die Pensionen selbst um 225 Prozent gestiegen 
s ind.  Diese Komponente war in der Polit ik .  Ob 
sie ausreichend war, ist eine andere Frage. Tatsa­
che ist, daß nach sozialen Gesichtspunkten stär­
ker gewichtet wird. 

Wenn man vom Pensionsvergleich - da Beam­
te und dort ASVG-Pensionen - ausgeht, muß 
man die unterschiedl ichen Verdienstgruppen ver­
gleichen. Und da schaut es so aus, wenn man nur 
die nackte Zahl 22 000 hernimmt, als ob es im 
öffentl ichen Dienst nur Großverdiener gäbe. 
(Bundesrat R u m p o l  d: Durchschnitt!) Aber 
wenn man - das hängt jetzt von den unterschied­
lichsten Dienstleistungsfeldern des öffentlichen 
Dienstes ab - gleiche Berufsgruppen in  der Pri­
vatwirtschaft, i m  ASVG-Bereich, mit  Berufsgrup­
pen aus dem öffentlichen Dienst vergleicht, so 
schne idet der öffentliche D ienst, so schneiden die 
Fac harbeiter des öffentlichen Dienstes zum Bei­
spiel nicht sehr gut ab. Auf das wollte ich nur 
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hinweisen ,  denn das muß man beachten,  wenn 
man die Statistik als Vergleich heranzieht. 

Und eine Randbemerkung: Obwoh l  wir sicher­
lich in der nächsten Legislaturperiode über die 
Weiterentwicklung auf dem Pensionssektor reden 
werden - wie entwickelt sich das auf dem ASVG­
Sektor weiter, wie entwickelt sich das auf dem 
Beamtensektor  weiter - ,  möchte ich n ur ,  jetzt 
was die Vergangenheit betrifft , folgendes sagen: 
In den letzten zehn  Jahren hat es im ASVG-Be­
reich aufgrund der Berechnungsgrundlagen und 
der unterschiedl ichen Berechnungsmöglichkeiten 
und Ansätze eine perzentuell höhere Steigerung 
gegeben als bei den Beamtenpensionen .  Auch ein 
Ansatz, der immer wieder zur kurz kommt und 
auf den ich - ich versuche bewußt, zu relativie­
ren - i m  besonderen h inweisen wollte, weil gera­
de oft Polarisierung - da ASVG-, da Beamtenbe­
reich - entsteht. Da gibt es sicher sehr viel zu tun 
in der nächsten Zeit, aber es darf nicht nur mit 
ungleichen Ansätzen gemessen werden. 

Zum letzten Punkt, zur Behindertenförderung. 
Das ist n icht Behindertenförderung an sich, denn 
diese läuft über den Ausgleichstaxfonds. Die Se­
nioreneinrichtungen werden im Rahmen der 
Wohlfahrtsverbände gefördert, Senioreneinrich­
tungen werden generell gefördert. Wieso das der 
Fall ist ,  darauf muß ich nicht gesondert h inwei­
sen .  Letzten Endes ist nicht unbekannt, daß das 
Durchschnittsalter pro Dezennium um zwei Jah­
re weiter steigt. Es beträgt heute 72 Jahre bei 
Männern und 78 Jahre bei Frauen. Damit wird 
der Pflegeaufwand - die Krücken, die wir brau­
chen. die Krücken, die wir in Seniorenheimen 
brauchen,  um mobil zu bleiben, und darauf 
kommt es ja auch in Pflegeheimen an - natürlich 
teurer. 

Diese Subventionen an d ie Seniorenheime ge­
hen über den Wo hlfahrtsverbandsansatz .  Das ist 
etwas anderes. Daß dabei auch Behinderte oder 
Behinderteneinrichtungen gefördert werde n, 
läuft m it ,  aber das Gros der Behindertenförde­
rung geht über den Ausgleichstaxfonds. Ich wollte 
nur grundsätzlich darauf h inweisen,  daß es so ist 
und nicht anders ! - Ich danke für Ihre Aufmerk­
samkeit. (Allgemeiner Beifall. ) 1 1 .20 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster Rednerin erte i le ich Frau Bundesrätin 
Pirchegger das Wort. 

1 1 .20 
Bundesrätin Grete Pirchegger (ÖVP, Steier­

mark): Herr Präsident! Herr Minister !  Herr Lan­
deshauptmann!  Sehr geehrte Damen und Herren ! 
- Herr Kol lege Rumpold, Sie fanden d ie An­
trittsrede unseres Präsidenten Dr. Stimitzer groß­
artig. Herr Kol lege Rumpold, nicht nur Sie,  son­
dern wir alle (Beifall des Bundesrates Rumpold), 
und ich gratul iere dem Herrn P räsidenten Stri-

mitzer recht herzlich zu d ieser gro ßartigen föde­
rali�tischen Antrittsrede ! (Beifall bei OVP und 
FPO.)  

Herr Bundesrat Rumpold, S ie freuen sich,  daß 
es zu gemeinsamen Reformvorsch lägen kommt. 
Ich hoffe nur, daß von Ihnen Vorsch läge kom­
men und nicht nur u nqualifizierte Kritik. Vor­
sch läge hätte Ihre Partei auch bisher machen oder 
sich bei Enqueten zu Wort melden können. Dies 
ist nicht geschehen. und ich hoffe, daß sich das in 
Zukunft ändern wird .  (Bundesrat Mag. L a  k n e  r: 
Wir sind noch nicht so lange da!) 

Der Sozialbericht bietet Gelegenheit, sich n icht 
nur mit Grundsatzfragen ,  sondern mit sozialer 
Weiterentwicklung zu beschäftigen .  Wir leben in 
einer Wohlstandsgese llschaft. Wir dürfen aber 
n icht übersehen ,  daß aus verschiedenen Gründen 
manche nicht an diesem Wohlstand tei lnehmen 
können. Für jene müssen wir Rahmenbedingun­
gen schaffen, ein soziales Netz spannen , ohne das 
Sozialsystem zu überfordern. Sozial handeln 
heißt, daß Hi lfe nur dort geleistet werden sol l ,  wo 
sie vonnöten ist, dann kann bei wirkl ichen Notfäl­
len wirkungsvoller geholfen werden.  Der Sozial­
bericht zeigt dies ja auch .  Soziale Benachteil igung 
ist zu bekämpfen.  Erfreu lich ist, daß die Leistun­
gen für die ältere Generation verbessert wurden.  
Ich habe bei  der letzten S itzung i m  Plenum ge­
sagt: Sehr erfreulich ist , daß die Mindestpension 
unserer Bauern angehoben und daß das fiktive 
Ausged inge gesenkt wurde . Und h ier  bitte ich Sie, 
Herr M inister: Das fiktive Ausgedinge muß wie­
der auf die ursprüngliche Berechnung zurückge­
führt werden. 

Ein weiterer ungelöster Bereich ist die Arbeits­
losenversicherung der Nebenerwerbsbauern. Es 
ist eine langjährige Forderung der bäuerl ichen 
Vertreter, den Nebenerwerbsbauern gleiche Lei­
stungen zu gewähren wie den unselbständig Er­
werbstätigen. Es  ist nicht einzusehen,  daß Neben­
erwerbsbauern, deren E i nheitswert über 54 000 S 
l iegt, keinen Anspruch auf Arbeitslosenunterstüt­
z ung haben. Wenn man d iese Regelung aufrecht­
erhalten will, dann sol lte man auch bereit sein,  
diese bäuerl ichen Arbeitnehmer von den Bei­
tragspflichtigen auszunehmen. Ich b itte Sie, Herr 
M inister ,  in diesem Bereich Verhandlungen auf­
zunehmen und auch für die Nebenerwerbsbauern 
eine Lösung in  der Arbeitslosenve rsicherung zu 
finden. 

Gerade in der Landwirtschaft b rauchen wir die 
soziale Solidarität, denn d ie bäuerl ichen Famil ien 
sind das gesel lschaftl iche Rückgrat des ländlichen 
Raumes. Die bäuerlichen Famil ien übernehmen 
auch noch wesentl ich mehr Sozialfu n ktionen,  als 
d ies in der Stadt der Fall ist. Gerade die bäuerli­
chen Familien pflegen ihre Familienangehörigen 
zu Hause. Das ist ein Beispiel dafür, daß soziale 
Leistungen in der Fami l ie besser und bil liger er-
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bracht werden können .  Aber man sollte dies nicht 
als selbstverständlich und gratis betrachten .  Die 
E inführung eines Pflegegeldes sollte man sehr 
bald überden ken.  In  Vorarlberg hat man d ies be­
reits erkannt. Auch wir mü ßten Rahmenbedin­
gungen schaffen ,  die der älteren Generation ein 
menschenwürdiges Leben im Alter ermögl ichen. 

Sehr geehrte Damen und Herren� Von großer 
Bedeutung für unsere Famil ien ist sicher e ine 
weitere Verbesserung der sozialen Stel lung und 
der sozialen Sicherheit der Frauen. Die meisten 
Mädchen haben heute erfreul icherweise eine ab­
geschlossene Berufsausbildung und stehen vor ih­
rer Heirat auch im Berufsleben, mit al len damit 
verbundenen sozialen Leistungen. Entscheiden 
sie sich für Famil ie und Kindererziehung, so ist 
dies aber e in  sozialer Abstieg. Daher sind viele 
Frauen gezwungen,  die Mehrfachbelastung von 
Familie, Beruf und Haushalt auf sich zu nehmen. 

Ein Lösungsvorsch lag wäre , bei den Frauen 
Zeiten der Kindererziehung als Beitragszeiten zu 
berücksichtigen. In Deutschland ist dies bereits 
der Fall .  Diesbezüglich mü ßten rasch Verhand­
lungen aufgenommen werden. 

Für alle jene, die sich für Fami lie und Haushalt 
entschieden haben, besteht daher gar kein Zwei­
fel ,  daß die Bedeutung der Tätigkeit für Haushalt 
und Famil ie ideel l ,  aber vor allem auch materiell 
Anerkennung finden sollte .  

Der Herr Berichterstatter hat auf die Probleme 
und auf die Schwierigkeiten der Frauen hingewie­
sen. Es kam zu einer plötzlichen Änderung des 
Pensionsrechtes, und d iese trifft wieder die Frau­
en. Die Sanierungen der letzten Jahre - zum 
Beispiel die Verlängerung des Berechnungszeit­
raumes, die Stre ichung der Schulzeiten - brach­
ten vor allem eine Verschlechterung für die Frau­
en.  

H ierzu e in  Beispie l :  1 9 77  betrug die Durch­
schn ittspension einer Arbeiterin noch 60 Prozent 
der Durchschnittspension e ines Arbeiters, 1 987  
nur mehr  46  Prozent. Ähnliches finden w i r  auch 
bei den Angestellten:  1 97 7  betrug die Durch­
schnittspension einer weibl ichen Angestellten 
noch 72 Prozent der Durchschnittspension eines 
männlichen Angestellten,  1 987  nur mehr 
53 Prozent. 

International gesehen sch neidet Österreich bei 
der Pensionsversorgung der Frauen schlecht ab. 
Darum die gerechte Forderung: Die Zeiten der 
Kindererziehung sol l ten a ngerechnet werden, 
aber auch jene Zeiten ,  die eine Frau für die Pflege 
eines hilflosen Angehörigen aufwendet. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Aus Grün­
den der Gerechtigkeit und der sozialen Solidarität 
bei der Verlängerung des Karenzurlaubes für Un-

selbständige muß es auch zu einer Verbesserung 
der Mutte rschaftsleistung für Selbständige und 
Hausfrauen kommen, denn niemand will die 
Frauen in zwei Klassen einteilen, und ich b itte 
alle um Verständnis und um Unterstützung hie­
bei .  Wir b rauchen Partnerschaft und Chancen­
gleichheit i n  der Arbeitswelt  und in der  Fami l ie .  
Wir brauchen neue Rahmenbedingungen für d ie 
soz ial Schwächeren - und dazu zählen die Frau­
en .  Die gute wirtsc haftl iche Situation bietet d ie 
Chance für positive Lösungen und so l lte vo n u ns 
allen gen ützt werden. I Allgemeiner Beifall. ) ! 1 .::9 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster Rednerin erteile ich Fra u  Bundesrat Dr .  
Hödl das Wort. 

1 / .::9 

Bundesrätin Dr. E leonore Hödl (SPÖ, Ste ier­
mark) : Sehr geehrter Herr Präsident!  Werter 
Herr M i nister !  Meine Damen und Herren! Der  
vorl iegende Sozial bericht gibt uns  heute Gelegen­
heit, zu  d iversen Fragen Ste l lung zu nehmen und 
uns mit  grundsätzlichen Themen auseinanderzu­
setzen, er  gibt uns aber auch Gelegenhe it, Kritik 
zu üben.  

Aber, Herr Kollege Rumpold, nur Kritik zu  
üben, das  i s t  zuwenig.  Wir  brauchen auch kon­
struktive Lösungsvorschläge. Wenn S ie  glauben ,  
daß etwas besser zu machen ist, dann bringen S ie 
Vorschläge . (Bundesrat R Cl m p o l  d: Wir sind 
nicht an der Macht.') Letztes Mal haben Sie uns 
eine Lesestunde gehalten,  heute war es  e ine 
Wahlkam pfrede. (Beifall bei der SPÖ. )  Also ich 
hoffe, daß wir nächstes Mal  e inmal  konstruktive 
Vorschläge von Ihnen hören .  (Bundesrat R Cl m -
p o l  ci: Wenn Sie Vorschläge haben wollen. wir 
sagen Ihnen gerne welche.' Wir geben Nachhilfe­
stunden für sozialistische Abgeordnete!) 

Meine Damen und Herren !  E ntgegen den nega­
tiven Prognosen,  die es für das Jahr 1 988 gegeben 
hat ,  haben s ich der Arbeitsmarkt und die Wirt­
schaft gut entwickelt .  Die Beschäftigungslage hat  
sich verbessert, und zwar einerseits durch d ie  
Förderungsmaßnahmen der  Arbeitsmarktverwal­
tung, die gegriffen haben - ich betone, daß d ie  
"Aktion 8000" Wesentliches zur Verbesserung 
der Beschäftigungslage beigetragen hat -, u nd 
andererseits haben natürlich auch die wirtschafts­
fördernden Entscheidungen dieser Regierung, d ie  
wirtschaftl ichen Impulse dieser Regierung auch 
im verstaatlichten Bereich dazu beigetragen, daß 
d ie Besch äftigungslage heute besser ist . 

Die Zahl der Arbeitslosen ist, wie schon gesagt 
wurde , geringer geworden. Es sind zwar keine  
großen, aber doch merkliche Verbesserungen e in­
getreten,  näml ich e ine Sen kung von 5 ,6  Prozent 
auf 5,3 Prozent. Und d iese Tendenz der Verbes­
serung ist weiter ansteigend. 
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Besonders erfreulich ist es, feststellen zu kön­
nen - auch Herr Bundesrat Drochter hat es 
schon erwähnt - ,  daß u ns die Beseitigung  der 
Jugendarbeitslosigkeit weitestgehend gelungen 
ist. Es gibt heute mehr Nachfrage nach Lehrl ings­
ausbildungsstellen, als wir Lehrstel lensuchende 
haben . (Bundesrat R u m  p o l  d: Warum Kollegin? 
Warum?) Vor einigen Jahren haben wir noch ex­
tra Maßnahmen und Förderungen geben müssen, 
damit wir genügend Lehrste llenangebote haben. 
(Bundesrat R I I  m p o l d: Warwll ist das so ? -
Weil das Image dieser Menschen kaplltlgemachl 
wurde.') Bringen Sie, Herr Kollege Rumpold , Ihre 
konstruktiven Vorsch läge ein, wenn Sie da am 
Rednerpult sind! (Bundesrat S c  h a c h  n e r: Geh. 
Lore, sag ihm. �vas arbeiten isc.' - Bundesrat 
H o l z i n  g e r: Sein Lebtag keinen Arbeitsplatz 
gesehen. aber da gescheit daherreden.' - Bundes­
rat R u m p o l  Li: Die Arbeiterpartei hat das Image 
der Arbeiter kapultgemachl.') 

Die Erhöhung der Beschäftigungsquote wirkt 
sich n icht nur günstig für die Betroffenen aus. 
sondern natürl ich auch für alle anderen Bereiche. 
für jene Bereiche, die von den lohnbezogenen 
Abgaben profitieren und von d iesen Abgaben 
mitfinanziert werden .  Das ist zum Beispiel d ie 
Krankenversicherung, die Unfallversicherung, d ie 
Pensionsversicherung und d ie Arbeits losenversi­
c herung. 

Meine Damen und Herren !  Obwohl sich die 
Zahl  der Arbeitslosen verringert hat, stel len wir 
doch auch verschiedene Erscheinungen fest, mit 
denen wir nicht zufrieden sein können. Das ist 
zum Beispiel die Zahl  der arbei tslosen F rauen. 
Deren Ante i l  hat sich leider nicht verringert, er 
hat sich leider erhöht, und auch d ie Zahl der 
Langzeitarbeitslosen ist gleichgeblieben. 

Obwohl wir andererseits immer wieder hören, 
daß d ie W irtschaft darüber k lagt, daß sie zuwenig 
Facharbeiter hätte, gibt es 40 000 arbeitslose 
Facharbeiter. Ich glaube, daß wir d ieses Faktum 
bei der künftigen Arbeitsmarktförderung und bei 
den künftigen Maßnahmen besonders berück­
sichtigen müssen .  Unser Sozialminister hat auch 
bereits ein l O-Punkte-Programm ausgearbeitet 
und darin  viele gute Vorschläge zur Bewältigung 
d ieser zwei Schwerpunkte erstellt. Ich hoffe, daß 
wir sehr bald eine Mehrheit im Parlament finden ,  
damit d iese guten Vorschläge, die sicher greifen 
werden, auch i n  Gesetze münden. 

Meine Damen und Herren! Ich teile nicht die 
Meinung des Herrn Bundesrates Sattlberger, daß 
die Förderungsbeiträge in Zukunft reduziert wer­
den könnten. (Bundesrat S a t t l b e r g e r: Das 
habe ich auch nicht gesagt.') Auch wen n  d ie Be­
schäftigungslage besser geworden ist: Wir  brau­
chen Förderungsmaßnahmen, um d iese speziel­
len Gruppen - die arbeitslosen Frauen und d ie 
Langzeitarbeitslosen - besonders zu fördern. 

(Bundesrat S a I I I  b e  r g e r: Frau Kollegin! Wenn 
Sie aufgepaßt haben. dann wissen Sie. daß ich das 
nicht gesagt habe.' Ich habe gesagt, es muß umge­
schichtet werden.') 

Aber Sie,  Herr Kol lege Sattlberger , haben Vor­
würfe gegenüber der Arbeitsmarktverwaltung er­
hoben, sie sei zuwenig aktiv und so weiter. Aber 
ich möchte dazu nur noch ergänzen: Die Arbeits­
marktverwaltung kann natürlich nur so aktiv und 
erfolgreich sein,  wie kooperativ die Wirtschaft ist. 
Wenn die Wirtschaft bei den Bestrebungen mehr 
Kooperation zeigen würde , wü rde der Erfo lg 
auch ein besserer sein .  (Beifall bei der SPÖ. -
Bundesrat H o l  z i Il g e r: Würden Sie vielleichl 
sagen. in welcher Form Sie die Kooperation mit 
der Wirtschaft �1;ollen, Frau Kollegin.' - Bundes­
rat R Cl rn p o l  d: Abschaffen! - BlIndesrätin 
Edith P a  i s e h e  r: Keine Sch� .. 'arzarbeiter mehr 
einstellen.' ) 

Das können wir nachher besprechen,  aber es 
gibt da verschiedenes, was man dazu anmerken 
kann und was man verbessern sollte. Es werden 
zum Beispiel - das kann ich gleich vorweg sagen 
- dem Arbeitsamt viel  zuwenig freie Arbeitsstel­
len gemeldet. Wie so l l  denn das Arbeitsamt ver­
mittelnd e ingreifen ,  wenn es nicht e inmal weiß ,  
wo die freien Arbeitsstel len sind und welche Ar­
beitskräfte gesucht werden. - Das ist nur ein 
Punkt, aber es gibt noch viele andere. 

Meine Damen und Herren!  F ür die große Zah l  
der arbeitslose n Frauen, die leider heuer weiter 
zugenommen hat, müssen vermehrt spezielle 
Frauenförderprogram me angeboten werden . Es 
m üssen viel  mehr Um- und Weiterbildungskurse 
angeboten werden,  und es muß auch für jene 
Frauen, die ihre Berufstätigkeit wegen Kinderer­
ziehung und Haushaltspflichten unterbrochen ha­
ben und jetzt wieder in den Beruf zurückkehren 
wollen, spezielle Wiedereinstiegshi l fen geben.  
Und dafür brauchen wir  natürl ich Geld,  Herr 
Kollege Sattlberger!  Also wir werden d ie Förde­
rungsmaß nahmen seitens der Arbeitsmarktver­
waltung brauchen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Darüber h inaus fehlen auch begleitende, fami­
l ienergänzende E inrichtungen .  Wir brauchen 
mehr ganztägige Kindergärten ,  mehr ganztägige 
Schulen, mehr K inderbetreuungseinrichtungen .  
Wir  müssen eine grö ßere Vielfalt anbieten, damit 
die Frau Familie und Beruf vereinbaren kann. Ich 
hoffe sehr,  daß auch der zweite Teil des Familien­
paketes, wo es auf Regierungsebene schon Über­
e instimmung gegeben hat, seh r  bald auch hier im 
Parlament beschlossen werden wird, denn damit 
gäbe es weitere famil ienergänzende Hilfe n  für El­
tern, die den Frauen z ugute kämen und es ihnen 
ermöglichen, Familie und Beruf eher zu verein­
baren. 
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Zum zweiten möchte ich noch auf das Thema 
Langzeitarbeitslose näher eingehen. Ich glaube, 
daß es h iefür mehrere Ursachen gibt. Nur wenn 
wir d ie U rsachen kennen, können wir auch d ie­
sem Problem entgegenwirken. V iele Facharbeiter 
können nicht aus eigener Kraft den raschen tech­
nologischen Fortschritt verkraften, sich anpassen, 
sich das Wissen aneignen, das sie dafür brauchen, 
um immer auf dem letzten Stand zu sein .  Denn 
Sie wissen ja, meine Damen und Herren, was vor 
sieben Jahren aktuell war, ist heute in der Wirt­
schaft schon passe. 

Also es wird notwendig sein ,  die Weiterb ildung 
der Mitarbeiter zu forcieren .  Diesbezüglich l iegt 
schon ein Versäumnis der U nternehmer vor, 
denn man hört i mmer wieder, daß sich Unterneh­
mer ablehnend dazu äußern, ältere Mitarbeiter 
weiterzubilden (Bundesrat H o l z i n  g e r: Das 
wäre eine Aufgabe der Arbeitsmarktverwalwng, 
Frau Kollegin.'), wei l  sie sich sagen,  der geht schon 
bald in Pension oder den werde ich bald kündi­
gen .  Ich glaube, diese Mitarbeiterförderung und 
vor allem auch Weiterbi ldung seitens der U nter­
nehmer ist eine wichtige Maßnahme, damit wir 
der im Laufe des Berufslebens sonst eintretenden 
Dequalifizierung begegnen können, denn die 
mangelnde Qualifikation führt meistens dazu , 
daß der Unternehmer den älteren Mitarbeiter 
kündigt und dieser dann arbeitslos und schwer zu 
vermitteln ist. ( Zwischenrufe bei Ö VP und FPÖ. 
- Bundesrat H o l z i Il g e r: Da müßte der Sozial­
minister eine Antwort darauf geben.') 

Der Sozialminister hat dazu schon einige Vor­
schläge gebracht. Es gibt e ine Qualifikationsvor­
sorge über Arbeitsstiftungen und ähnl iche Ein­
richtungen. Ich glaube, daß die sehr geeignet wä­
ren,  diesem Problem zu begegnen .  (Bundesrat 
R u m  p o l  d: Wenn die Unternehmer nicht �vären. 
dann gäbe es in Österreich keinen Sozialismus 
mehr, denn er wäre nicht finanzierbar.' - Bllndes­
rätin Edith P a  i s c h e r: Was Sie da sagen, iS1 ja 
lachhaft!) 

Auch der Kündigungsschutz sol lte ausgedehnt 
werden, denn man wird sich überlegen müssen,  
woher man i n  fünf Jahren die erforderlichen 
Facharbe iter n immt, wenn heute schon die Fünf­
zigjährigen in die Arbeitslose und dann weiter in  
die Pension geschickt werden. Wir  werden e ines 
Tages auch h ier  noch über d ieses Thema diskutie­
ren .  Wir werden zu dem Ergebnis kommen, daß 
es ein Fehler war, die heute 45jährigen Frauen 
und 50jährigen Männer schon in  Pension zu 
schicken. (Bundesrat H o l z i n g e r: Wer macht 
das?) Sie werden zuerst gekündigt, dann landen 
sie in der Arbeitslose und letztl ich suchen sie 
dann um die Pension an. (Bundesrat R u m  p o l d: 
Wer ist schuld?, Arbeiterpartei!) Wenn sie eben 
krank sind, dann bekommen sie die vorzeitige 
Pension, das hei ßt, die Invaliditätspension. (Bun-

desrat S c  h a  c h n e r: Das sind lauter junge, große 
Germanen, die das in Anspruch nehmen.' - Bun­
desrat R u m  p o l  d: Ha, ha, hai) 

E ine weitere Ursache für Langzeitarbeitslosig­
keit.  das heißt, daß ältere Menschen arbeitslos 
werden, die dann ,  wie wir wissen ,  schwer vermit­
telbar sind, s ind sicherl ich auch die Arbeitsme­
thoden. Die Arbeitsmethoden sind nicht gerade 
gesundhe itsfördernd. Es gibt viele giftige Stoffe, 
mit  denen Menschen arbeiten müssen. auch Ak­
kord- und Schichtarbe it sind nicht gerade gesund­
heitsfördernd und wi rken sich eben bei einem äl­
teren Menschen aus. Dann sehen wir eben die 
Auswirkungen dieser gesundheitsschädigenden 
Arbeitsmethoden.  Daher ist es ganz wichtig, zu 
einer Verbesserung der Arbeitsumwelt zu kom­
men. Ich glaube ,  auch darum m üssen wir uns 
mehr kümmern. 

Meine Damen und Herren ! Der vorl iegende 
Sozialbericht zeigt eindeutig, daß die E inkom­
mensu nterschiede zwischen Männern und F rauen 
immer größer werden. Ein Fünftel der Frauen 
verd ient wen iger als 6 640 S im Monat; nur jeder 
zwangzigste Mann ve rdient so weni.g;. Es i st wirk­
lich eine Schande, daß Frauen in  Osterreich um 
so lche Hungerlöhne arbeiten müssen . Dafür ist, 
bitte schön. n icht der Sozialminister verantwort­
l ich,  sondern dafür ist d ie Wirtschaft und sind die 
Unternehmen verantwortlich .  

Es ist kein Zufal l ,  daß zwei Drittel der  Aus­
gleichszulagenempfänger Frauen s ind.  Ich glau­
be, das sagt genug. Obwohl sich alle immer wie­
der und bei jeder Gelegenheit zum Gleichheits­
grundsatz bekennen und sich aLlch die Gewerk­
schaft wirk lich seit Jahrzehnten bemüht, e ine An­
hebung der Frauenlöhne zu erreichen, war al les 
bisher erfolglos. Ganz im Gegenteil :  In letzter 
Ze it wird der Untersch ied wieder größer. Wir ha­
ben heute wieder einen Einkommensunterschied 
zwischen Männern und Frauen ,  der von 30 bis 
48 Prozent reicht. 

Diese Lohndiskrimin ierung wirkt sich natürlich 
auch dann aus, wenn die Frau arbeitslos, wenn sie 
k rank wird. Sie bekommt dadurch auch ein nied­
rigeres Arbeitslosengeld, und letztlich wirkt sich 
das dann auch in  der Pension aus. 

Ich nenne hier nur ein Beispiel , was die Not­
standshilfe anbelangt. 70 Prozent der weibl ichen 
Notstandshilfeempfängerinnen haben weniger als 
5 000 S monatlich als Notstandshi l fe; das ist we­
niger als der A usgleichszulagenrichtsatz. Das ist 
eine Folge der n iedrigen Löhne für F rauen. 

Natürl ich wirkt s ich das dann später auch in der 
Pension aus. Auch h iezu kann ich ein Beispiel 
bringen:  Eine Texti larbeiterin, die 30 Jahre lang 
hart gearbeitet hat, hat dann eine Pension , die 
n icht  einmal die Höhe der Ausgleichszulage er-
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reicht. Ich glaube, das ist wirklich nicht vertret­
bar. Das ist eine Folge der niedrigen Frauenlöh­
ne, und ich meine, solchen krassen Benachteil i­
gungen von Frauen müssen wir unbedingt entge­
genwirken. 

Ich spreche mich aus langjähriger Erfahrung 
dafür aus, daß wir einen gesetzlichen Mindest­
lohn in der Höhe von 1 0  000 S monatlich einfüh­
ren ,  analog den Kollektivvertragsverhandlungen 
bei den Metal larbeitern, die anläßl ich der letzten 
Lohnerhöhungsru nde in ihrem Kollektivvertrag 
einen solchen Mindestlohn festgelegt haben. (Bei­
[all bei der SPÖ und bei Bundesräten der Ö VP. -
Bundesrat R II m p o l  d: Das haben die Kommuni­
sten allch gefordert.' - Bllndesrätin P a  i s c h e r: 
Ihr seid herzlich eingeladen. UllS bei dieser Fonte­
rung zu unterstützen.') Erst dann, wen n  wir einen 
solchen Mindestlohn für alle und in  al len Bran­
chen real isiert haben, wird verhindert werden ,  
daß jemand im Falle der Krankheit und der Ar­
beitslosigkeit praktisch an der Armutsgrenze le­
ben muß. 

Meine Damen u nd Herren !  Als letzten Punkt 
möchte ich noch k urz das Kapitel Sozialversiche­
rung erwähnen. Es ist sehr erfreul ich,  daß durch 
die 40. und 44. Novelle zum ASVG - und das, 
Herr Kollege Rumpold,  ist auch eine Reform, das 
ist eine Teilreform des Pensionsrechtes gewesen ;  
ich glaube , das haben Sie verschlafen - das stän­
dige Ansteigen der Bundeszuschüsse gestoppt, 
das heißt stab ilisiert werden konnte. So betrug 
der Bundeszuschuß im Jahr 1988 nur 30 Prozent 
der Gesamtaufwendungen der Pensio nsversiche­
rung. Damit ist d ie Finanzierung der Pensions­
versicherung sichergestel lt und auch  eine Entla­
stung des Bundesbudgets erreicht worden.  

Diese erfreuliche Entwicklung können wir 
auch aus den Gesamtausgaben hi nsichtl ich der 
Sozial leistungen ablesen.  Die Sozialausgaben des 
Bundes betrugen im Jahre 1 988 9, 1 Prozent des 
gesamten Bundesbudgets; das ist sehr günstig und 
vertretbar. 

Nachden klich stimmen mich allerdings die 
noch immer vorhandenen u nd immer deutlicher 
werdenden Pensionsuntersch iede zwischen Mann 
und Frau im ASVG. Wen n  wir uns die durch­
schnittliche Höhe bei den Pensionsneuzugängen 
im Jahre 1 988 vor Augen führen,  so sehen wir, 
daß die durchschnittliche Pensionshöhe bei den 
Männern 1 1  83 1 S monatlich betrug, also fast 
1 2  000 S, h ingegen bei den Frauen nur 6 000 S 
monatlich; das ist praktisch die Hälfte. (Bundesrat 
H o l z i n g e r: Das ist auch auf die Teilzeitarbeit 
zurückzuführen.') 

Diese n iedrigen Pensionen sind sicherlich auch 
auf Tei lzeitarbeit zurückzuführen. Aber bitte 
warum leisten hauptsäch l ich  F rauen Tei lze itar­
beit? Warum ist das nicht fity-fifty zwischen 

Männern und F rauen aufgeteilt? Waru m  haben 
F rauen so n iedr ige Löhne? Wir wissen ,  die Pen­
sion ist ein Resultat der Löhne und der Versiche­
rungszeiten, die jeder Pensionist erwirbt. Die Be­
messungsgrundlage für die Pension ist der Lohn 
der letzten zehn Jahre. D ie Versicherungszeiten 
setzen sich eben zusammen aus der Anzahl der 
Jahre, d ie jemand gearbeitet hat. 

Es sind meh rere Ursachen, d ie zu dieser unter­
sc hiedl ichen Pensionshöhe führen.  E inerseits s ind 
es. wie ich schon gesagt habe . die wesentl ich ge­
ringeren Frauenlöhne. die deutlich angehoben 
werden müssen ,  und zum anderen sind es elie ge­
ringen Versicherungsze iten ,  d ie die Frauen er­
werben. Warum erwerben sie geringere Versiche­
rungszeiten? Sie sind in unserer Gesel lschaft nach 
wie vor diejenigen, die für die Kinderbetreuung 
und für die Haushaltsführung in erster Linie zu­
ständig sind. D ie Frauen müssen meistens ihren 
Beruf aufgeben ,  um die Kinder zu versorgen .  

Das soll aber n icht a l le in auf den Schultern der 
Frauen ruhen und nicht von den Frauen a l lein 
getragen werden.  Ich bin der Meinung, daß es un­
bedingt notwendig ist, bei einer künftigen Pen­
sionsreform oder bei einer künftigen ASVG-No­
ve lle Zeiten der Kindererziehung stärker zu be­
rücksichtigen, stärker als Ersatzzeit anzuerken­
nen. Dann wird es möglich sein, diese Pensions­
differenzen gegenüber den Männern auszuglei­
chen. 

Ich könnte mir vorstel len - so wie es der Herr 
Sozialminister auch schon ariläßlich der 100-Jahr­
F eier der Sozialversicherung gesagt hat - ,  sechs 
Jahre pro Kind als Ersatzzeit für die Pensionsver­
sicherung anzurechnen. Das wäre ein Vorsch lag, 
den man sicher  auch realisieren könnte, wenn 
man den Familienlastenausgleichsfonds h iezu 
heranzieht. Damit könnte diese Ungleichheit bei 
den Versicherungszeiten beseitigt werden. Dann 
könnten wir a uch das Ziel erreichen, daß d iese 
U ngleichheit verschwindet. 

Abschließend möchte ich noch auf e ine Fest­
stel lung im Sozialbericht hinweisen ,  nämlich auf 
die Feststel lung hinsichtlich des Pensionsalters. 
Wir haben - es ist das heute schon angesprochen 
worden - bekanntlich nach dem ASVG für Frau­
en die Möglichkeit, frühestens mit dem 55. Le­
bensjahr in  Pension zu gehen und für Männer mit 
dem 60. Lebensjahr. Diese Differenz von fünf 
Jahren führt i mmer wieder zu heft igen D iskussio­
nen. Wen n  wir nun aus dem Sozialbericht erse­
hen, daß de facto das tatsächliche Pensionsalter 
bei den Frauen bei 58, 1 Lebensjahren l iegt und 
bei den Männern bei 58,S, dann sehen wir, daß 
die Differenz e igentlich n icht ein mal  e in  halbes 
Jahr ist. Ich glaube, dafür brauchen wir wirklich 
nicht diese aufwendige Diskussion zu führen, 
sondern dabei kann man es bewenden lassen.  
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Außerdem vertrete ich nach wie vor den Stand­
punkt, daß diese zeitl iche Differenzierung im 
Pensionsanfallsalter sachlich gerechtfertigt ist, 
und zwar so lange, solange eben die Frauen die 
Doppelbelastung tragen ,  solange eben die Frauen 
Beruf und Haushaltsführung in  einem a usüben 
und damit diese Doppelbelastu ng auf sich neh­
men. 

Meine Damen und Herren !  Dem vorl iegenden 
Bericht gebe ich, genauso wie meine Vorredner. 
die Zustimmung und hoffe. daß das Sozialsystem 
in Österreic h ,  das sicher e in  hervorragendes lind 
hochentwickeltes ist. noch weiterentwickelt wird .  
und zwar h insichtlich der von mir  angesproche­
nen Punkte. - Danke. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP. ) 1 l .50 

Vizepräsident Walter Strutzenberger:  Als 
nächstem Redner ertei le ich Herrn Bundesrat 
Mag. Lakner das Wort. 

1 1 .50 
Bundesrat Mag . Georg Lakner (FPÖ, Salz­

burg) : Herr Präsident! Herr Minister! Hohes 
Haus !  Ich darf mich zuerst für meine Verkühlung 
entschuldigen,  aber es wird doch nicht so wie 
beim Placido Domingo se in ,  daß Ihnen dadurch 
etwas entgeht, nehme ich an. 

Ich habe mich auch über die Worte des Präsi­
denten Strimitzer sehr gefreut - ohne U nterton 
jetzt - ,  bin nur etwas skeptisch aufgrund einer 
Begebenheit .  Ich habe angeregt, daß die Bundes­
räte auch an den Unterausschüssen des National­
rats teilnehmen können sol lten. Mir wurde darauf 
gesagt, derzeit sei "Eiszeit" und so etwas se i der­
zeit nicht gesprächsreif. Das erinnert m i c h  
wieder e in  bißchen an den Kindergarten .  (Blln­
desrat S a t t [ b e r g e r: Sie können bei jeden Vil ­
terausschuß dabei sein!) Eben nicht! Ich  wurde 
h inauskomplimentiert. (Bundesrat S a t t I b e r -
g e r: Das war bei einer Unterbrechung.' Da �1/ar die 
Silzung gerade unterbrochen.') 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Darf ich 
h ier ein aufklärendes Wort vom Vorsitz her sa­
gen :  Zurzei t  ist aufgrund der Geschäftsordnung 
des Nationalrates, aber auch des Bundesrates die 
Tei l nahme an einem eingesetzten Unterausschuß 
als ,  meinetwegen, Zuhörer, wie es i m  Ausschuß 
selbst ist, n icht mögl ich ,  wei l  in  manchen Unter­
ausschüssen die Vertraulichkeit eben im Vorder­
grund steht .  

Aber, Herr Kollege Lakner, ich wei ß  nicht ,  wer 
I h nen von der "Eiszeit" berichtet hat. Wir  haben 
das im Präsidialgespräch aufgenommen. - Dan­
ke. Bitte setzen Sie fort! 

Bundesrat Mag. Georg Lakner (fortsetzend) : 
Ich darf m ich herzl ich bedanken. Es ist das 
d urchaus in meinem Sinn.  Ich würde mich ja 

wundern, wenn es n icht im Sinne aller wäre, was 
ich hoffe. 

Ich darf jetzt auf den Sozialbericht eingehen .  
Kolle,ge D rochter, wir werden dem Bericht z u  Ih­
rer Uberraschung zust immen, was aber nicht 
hei ßt, daß wir dieser Sozialpolitik zustimmen. Ei­
nem Bericht kann man ja zust immen . Er ist gut 
ausgearbeitet. aufschlußreich. Warum soll man 
ei nem Bericht nicht zustimmen? 

Ich bin ein b ißchen traurig darüber .  Herr Kol­
lege Drochter, wenn Sie meinen. unser Sozialbe­
wu ßtsein sei verkümmert. Ich erinnere Sie daran, 
daß unser Landeshauptmann Haider Sozialspre­
cher unserer Partei war. Ich erinnere an die Stim­
men . . .  (Zwischenrufe bei der SPÖ. )  Lassen S ie 
mich ausreden!  Ich kann mich noch gut erinnern 
an die Pressestimmen. an die vielen anderen 
Stimmen ,  die ihm damals vorgeworfen haben, er 
wolle l inks überholen. Jetzt auf einmal sol l  unser  
Sozialverständn is verkümmert sein .  

Ich erinnere mich an d ie fünfziger Jahre -
VOEST, Kaprun zum Beispiel - ,  als die F rei­
heitliche Partei einen guten Anhang bei den Ar­
beitnehmern hatte, und ich erinnere mich daran, 
mit welchen Machtmitteln und Druckmitteln Sie 
das ve rhindert haben. Aber ich warne Sie: Wenn 
wir  wieder einmal so  einen guten Kontakt zu  den 
Arbeitern bekommen sollten ,  dann werden Sie 
das nicht mehr so leicht umdrehen kön nen wie 
damals. (Beifall bei der FPÖ. - Bllndesrat 
S c  h a c h  fl e r: Wie bei den Eisenbahflern.' Da 
habt ihr euch nicht getraut.') 

Vieles hat mir ja - und deshalb kann ich mich 
in mittägiger Stunde ein bißchen kürzer halten -
der Kollege aus Kärnten dankenswerterweise 
sc hon vorweggenommen . Grundsätzlich viel­
leicht, warum wir kritisieren. Natürl ich,  die Op­
position hat woh l  die Aufgabe, zu kritisieren 
(Bufldesrat S a t I I  b e r g e r: Aber konstruktive 
Kritik.' ) ,  und der Herr Minister sieht das zumin­
dest besser ein also so mancher Bundesrat. Ich 
glaube, die Konstruktivität ist schon da. Daß es 
noch ein paar Begleiterscheinungen gibt, Herr 
Kollege , das werden Sie uns einräumen. 

Da dieses M in ister ium seit so vielen Jahren 
schon in sozialistischer Hand ist, wundert man 
sich natürlich und fragt, warum es eben noch 
nicht besser ist, als es da in d iesem Bericht steht. 
Warum gibt es die Langzeitarbeitslosigkeit? War­
um gibt es anscheinend kein Mittel dagegen, ob­
wohl das wirklich sol id aufgezeigt wird? Waru m  
ist die Hälfte der Arbeitslosentage eben auf die 
Langzeitarbeitslosigkeit zurückzuführen? Warum 
nur diese k leine Reduktion der Zahl der Arbeits­
losen? 

Vielleicht liegt ein Grund darin - das hat Kol­
lege Rumpold meiner Meinung nach richtig ange-

525. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 31 von 70

www.parlament.gv.at



23 740 B u ndesrat - 525. Sitzung - 1. Februar 1990 

Mag. Georg Lakner 

sprochen, obwohl  Sie es ihm nicht geglaubt haben 
-, daß die Arbeitsämter eben nur 22 Prozent 
vermitteln.  Alle anderen Vermittlungen gesche­
hen eben auf anderem Wege. Da zweifelt man 
dann schon an der Effizienz und fragt sich - ich 
möchte das noch einmal u nterstreichen, was Kol­
lege Rumpold gesagt hat - ,  ob das nicht besser in  
privaten Händen aufgehoben wäre. (Bundesrätin 
Dr. H ö d I: Das Arbeitsamt kann nur die Stellen 
vermitteln. die bekannt sind.' Es muß bekannt sein. 
daß Arbeitsstellen frei  sind!) 

Es ist mir  schon klar.  daß das nicht so ei nfach 
ist .  D ie Arbeitsämter haben sicher das gro ße 
" Verdienst" , schwer zu vermittelnde Arbeitslose 
zu verm itteln,  d ie sonst viel leicht unter den Tisch 
fallen würden . Das ist mir schon k lar, daß das 
nicht so einfach geht.  Aber ich meine. es ist das 
ein Gedanke. über den man zumindest reden so l l ­
te. 

Frau Kollegin Hödl hat von der Facharbeiter­
ausbildung gesprochen. Ich lese jetzt immer, daß 
die Berufsschüler Engl isch lernen werden .  Das ist 
sicher sehr schön und sehr h i lfreich, aber wah r­
sc heinlich wäre es viel h i lfreicher, die Grundaus­
b i ldung der Berufsschüler  auf eine breitere Basis 
zu stel len, damit sie mobi le r  werden .  (Bcmdesrätin 
Dr. H ö d I: Da haben Sie ausnahms weise recht.' 
A ber Sie schauen in die falsche R ichtung.') Eng­
l isch ist schon gut . . .  Ja. ich weiß,  das muß ich da 
hinüber sagen .  Das ist mir  schon klar .  

Frau Kol legin Hödl !  Ihre Forderung nach Min­
destlohn ist aus unserer Sicht durchaus nicht so 
etwas Abwegiges. Ich er innere Sie an die Freiheit­
l ichen Arbeitnehmer. "AFA" heißen die, die das 
jedenfalls in Salzburg fordern , in Tirol,  glaube 
ich, auch. Das ist durchaus ein legit imes freiheitl i­
ches Anliegen,  über das zumindest diskutiert 
wird. Ich wei ß  nicht. wie d ie Mehrheit der Partei 
dazu steht,  aber ich weiß ,  daß es sehr starke Kräf­
te gibt, die dafür sind , daß man das diskutiert. 

Die hohen fiskalischen Kosten h insichtlich der 
Arbeitslosigkeit s ind in  diesem Bericht angespro­
chen worden. Ich wei ß  nicht,  ob ich r ichtig rech­
ne, ich hoffe, ich kann es. Es gibt über 
1 50 000 Arbeitslose. Ein Arbeitsloser kostet 
1 60 000 S bis 1 80 000 S i m  Jahr.  Das sind, wen n  
ich so richtig rechne, immerhin Kosten fiskal i­
scher Natur,  die i rgendwo zwischen 20 u nd 
30 Mi l l iarden l iegen müßten.  Das ist schon e in 
ganz gewaltige r  Betrag. Dagegen würde sich 
schon einiger E insatz loh nen. 

Daß die Beschäftigungsentwicklung für die 
Frauen günstiger geworden ist,  glaube ich nicht. 
Wir meinen, daß sehr viele Frauen es aufgegeben 
haben, weiter einen Arbeitsplatz zu suchen, wei l  
sie eben so schlechte Chancen haben . Dadurch ist 
es zu  einer scheinbaren Versch iebung der Stati­
sti k  gekommen. 

Ganz besonders am Herzen liegen würde mir 
natürlich - nicht nur deshalb, weil ich in diese 
Altersgruppe hineinfal le - eine Verbesserung für 
die 40- bis 49jährigen, um die es jetzt schlechter 
bestellt ist. - Ich habe das jetzt etwas kürzer be­
handelt, als ich ursprünglich wollte, weil das oh­
nehin schon am Tapet war. 

Ich bin auch in Sorge - was völl ig zu Recht 
angesprochen wurde - um die Lohnentwicklung, 
wei l  Löhne und Gehälter um so vieles weniger 
steigen als gewisse Kapitalentwicklungen, Kapi­
talerträge . Ich möchte das nicht im einze lnen aus­
führen, denn das steht ja auch im Ber icht. 

Nun zu den Beamten .  Ich bin selbst Beamter ,  
aber ganz begeistert b in ich  n icht .  Ich  freue mich 
natürlich, daß wir bessergestel l t  sind. aber ich fin­
de es nicht gerecht. Ich muß das offen sagen.  Bei 
e inem Vergleich sieht man, daß das obere Zehn­
tel der Beamten laut diesem Bericht im Durch­
schnitt etwa 53 550 S verdient, le itende Industrie­
angestellte hingegen 48 652 S .  - Also ein gewis­
ses Mißverhältnis scheint da durchaus aufzeigbar 
zu sein .  

Vielleicht erlauben Sie mir e in  Beispiel, wei l  es 
mir so gut gefallen hat. Ein Beamter verdient laut 
Bericht i m  Durchschnitt 24 980 S. Dann stehen 
- ich wei ß  n icht warum - die burgenländischen 
und die Kärntner Landesbeamten drinnen. Und 
was glauben S ie, daß die burgenländischen Beam­
ten verdienen? - Die verdienen im Durchschnitt 
29 370 S. das sind etwa 4 500 S mehr. Ist das eine 
Erschwerniszulage für das Burgenland? Der 
Wein ist doch dort bi l l iger, was ich wei ß.  ( Bundes­
rat K Ö P f: Das ist der Föderalismus.' - B wzdesrä­
tln Dr. S c  h m i d t: GejahrenzuLage.' - B undesrat 
]ürgen W e  i s s: Das ist das Verdienst des neuen 
Landeshauptmannes.') Erklären Sie mir  das bitte ! 
Ich wei ß  es n icht. Das wäre ganz interessant, das 
zu erklären .  In Kärnten ist es n icht ganz so kraß, 
da l iegt es in der Mitte. Aber vielleicht hat sich 
das inzwischen geändert , kann sein .  (Bundesrat 
S a l t  I b e r g e r: Die werden bald herunten sein in 
Kärnten.') 

Bei den Pensionen habe ich schon auch einiges 
gefunden. Ich wei ß  zum Beisp iel  nicht, warum 
jemand bei  der Post im Durchschnitt weniger ver­
d ient als bei der Bundesbahn . Vielleicht kann mir 
das jemand erklären.  Da lese i ch  15 560 S bei der 
Post und 1 6  470 S bei der B undesbahn .  Die Be­
amten, das haben wir schon gehört, das sind diese 
berühmten 22 000 S . . .  (Bundesrat K ö p f: Kön­
nen Sie sich das wirklich nicht erklären ?) Nein, 
kann ich n icht. (Bundesrat K ö p f: Das ist eine 
einfache Durchschniusrechnung!) Das ist mir 
schon klar. daß man einen Durchschni tt dividiert. 
Herr Kollege, wobei es zwei verschiedene Arten 
von Durc hschnitt gibt, einen arithmetischen und 
einen geometrischen.  (Bundesrat P i e  h I e r: Sehr 
gut.') Aber b itte, wir wollen jetzt nicht Mathema-
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tik betreiben. (Bundesrat T m  e j: Das ist ein Ma­
thematiker.' ) 

Die Pensionsreform 1 985 und 1 988 kann ich in  
ihrer Auswirkung nicht entsprechend beurtei len, 
aber ich weiß ,  in  dem Bericht steht, daß wir uns 
durch diese Reformen pro Jahr 20 Mi l liarden er­
sparen, nämlich 202 Mi l l iarden in zeh n  Jahren.  
Wenn ich wieder so halbwegs richtig rechne, 
kom mt das auf rund 20 Mi l liarden im Jahr. 
Sti mmt's? Ganz grob. Versicherungsmathemati­
ker bin ich keiner, Herr Kol lege Köpf. Trotzdem 
muß der Bund 46 Mil l iarden Ausfallshaftung 
zahlen. Ich glaube nicht, daß die weniger gewor­
den ist. Wie erklärt sich das? Ich weiß  es nicht 
ganz genau. 

Überhaupt könnte man da einmal ansprec hen 
- das bezieht sich natürl ich nicht nur auf die 
Pensionen - ,  daß durch die ständige prozentuel­
le Erhöhung die Schere der Gehälter und so wei­
ter und auch die der Pensionen immer weiter aus­
einandergeht. Ich verstehe es nicht - man hat es 
schon probiert - ,  warum diese r Weg eben nie 
weiter beschritten worden ist. 

Schön wäre es, wenn es so wäre , wie es im Be­
richt dargestellt wird ,  daß sich jetzt dieser Zu­
schu ßbedarf an Pension auf 30 Prozent einpen­
delte. Wie gesagt, ich würde mich freuen. Ich 
glaube es ja nicht, aber ich lasse mich gerne über­
raschen. 

Daß die 7 Mil l iarden, Herr Ko llege Drochter, 
für die Verwaltung eine Lappalie ist, würde ich 
nicht unbedingt unterstreichen. Das scheint mir 
noch immer e in schöner Brocken zu  sein .  (Bull­
desrat D r o  c h l e r: Sie müssen das im Verhälmis 
zum Gesamtbetrag selzen!) Das ist mir  schon klar .  
aber Lappalie ist  viel leicht doch untertrieben. 

Das Verhältnis der Beamten haben wir sc hon 
behandelt .  

Ich wil l  jetzt nicht extensiv auf das Thema 
Frauen eingehen, aber uns fäl lt  auch auf, daß die 
Frauen benachteiligt sind, und zwar nicht nur 
beim Arbeitslosengeld, sondern ich könnte eine 
ganze Liste dieser Benachte i ligungen aufzählen .  
Ich sch l ieße m ic h  da durchaus den Ausführungen 
der Kollegin Hödl an, daß d ie Anhebung der Löh­
ne und auch eine verbesserte Anrechnung von 
Versicherungszeiten dringend durchzuführen 
wäre. 

Ich komme lustigerweise nicht los von den B ur­
genländern, obwohl ich hier keinen Witz erzählen 
kann; das wäre auch sicher deplaciert. Bei den 
burgenländischen Landesbeamten - vielleicht 
gibt es dort so wenig Frauen, werden Sie sagen, 
Herr Köpf, dann erklärt sich der Durchschnitt -
verdienen die F rauen i m  Durchsch nitt 19  300 S, 
die Männer 31 230 S .  Das ist fast das Doppelte ! 

Es wäre schön ,  das erklärt zu bekommen.  (Bun­
desrat P o  m p e r: Die haben mehr Hofräte! -
Bundesrat V e  l e t  a: Aber keinen Hof') 

Es ist schon darauf hingewiesen worden - und 
ich kann das nur  noch einmal bestärken - :  Daß 
ein Fünftel aller Frauen weniger als 6 640 S ver­
dient, m üßte wohl einer ernsthaften Prüfung un­
terzogen werden. 

Ich darf noch einmal auf einen Punkt zurück­
kommen ,  wei l  ich Ihre Antwort, Herr Min ister,  
nicht ganz verstanden habe . Was ich in  der Rede 
der Frau Abgeordneten Pable gelesen habe, daß 
von den 1 6,8 Mi l l ionen Schi l l ing für Beh inderte 
5.8 Mi l l ionen an den sozialistischen Pension isten­
verband gehen ,  das war mir wirk l ich n icht k lar. 
Müssen die Behinderten über Verbände betreut 
werden? G ibt  es da keine anderen Wege? Das 
sind wieder Verwal tungskosten und Verzerrungs­
kosten .  Und daß der Pensionistenbund 1 ,8 - ich 
glaube ja nicht, daß er sich wieder ein Dienstauto 
kaufen wird davon , wie es in meinem Bundesland 
einmal der Fal l  war . . .  (Bundesrat S a I i g e r: 
Das ist nicht gekauft worden.' Ich weiß es.') Du 
wi rst mich  sicher nachher korrigieren. Aber die­
ses Auto hat es gegeben . (Bundesrat S a l  i g e r: 
Das ist nicht gekauft worden.') Geschenkt .  Der ist 
in der Aus lage gefahren.  Gut. 

Also warum geschieht das über Verbände? 
Wenn ich das zusammenzähle und an die 5,8 Mil­
lionen für den sozialistischen Pensionistenver­
band denke und dann sehe, daß der Österre ichi­
sche Bl indenverband und der Österreichische Zi­
vilinval idenverband - das sind sehr  rührige Ver­
bände, deren Tätigkeit ich schätze - 40 000 S be­
kommen, so ist das etwas, was mir nicht erklärl ich 
ist .  Vie l leicht kann mir das irgend jemand e inmal 
erk lären .  - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ. )  
1::!  JJ4 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Kampichier. Ich erteile es ihm.  

12.04 
Bundesrat F ranz Kampichler (ÖVP, Nieder­

österreich) :  Sehr geehrter Herr Präsident!  Herr 
Bundesmin ister !  Meine sehr geehrten Damen und 
Herren !  Hohes Haus! Der Bericht über die soziale 
Lage 1 988 kann auf ein hohes Wirtschaftswachs­
tum von rea l  4,2 Prozent verweisen .  Das ist e ine 
sehr  erfreuliche Entwicklung als Ergebnis des von 
ÖVP und SPÖ e ingeschlagenen Sanierungskur­
ses. 

Meine Damen und Herren! Die Koalition ver­
traut darauf, daß ,  wenn die Wirtschaft des Landes 
funktioniert, e ine gute und erfolgreiche Polit ik in  
allen Bereichen gemacht werden kan n.  E ine  gute 
Wirtschaftspolit ik ermöglicht eine erfolgreiche 
Sozial- ,  Umwelt- oder Familienpol it ik .  Aber auch 
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alle ande re n  Bereiche , meine sehr geehrten Da­
men und Herren, können positiv bewältigt wer­
den, wen n  d ie Wirtschaft stimmt. Die Koalitions­
partner haben auf dieses Pferd gesetzt, und die 
Daten zeigen, daß dieser Weg der richtige ist. 

Dem Sozialbericht ist weiters zu entnehmen ,  
daß  im Jahre 1 988 die unvertei lten Gewinne der 
Kapitalgesellschaften um 1 4,3  Prozent und die 
Einkünfte aus Besitz und Unternehmungen um 
12 Prozent gestiegen sind. Auch als Angestellter 
freue ich mich über diese positive Entwicklung, 
denn je erfolgreicher mein Dienstgeber wirtschaf­
tet, desto sicherer ist mein Arbeitsplatz. Die Ar­
be itgeber werden aber sehr  gut beraten sein ,  
we nn sie künftig i hre Mitarbeiter stärker als i m  
Jahre 1988 an diesem Erfolg beteiligen.  Anläßl ich 
dieser positiven Entwicklung ist die Steigerung 
bei Löhnen und Gehältern von 3,4 Prozent eher 
bescheiden .  

Meine seh r  geehrten Damen und Herren! E in  
Betriebsinhaber , der in seinem Arbeitnehmer je­
nen Partner sieht, der  sehr wesentlich seinen Er­
folg mitbeeinflußt, muß diesen Arbeitnehmer in  
Zeiten der  Hochkonjunktur und des Wac hstums 
auch verstärkt am Erfolg betei ligen.  

Gerade für Arbeitnehmer, die in  Bereichen tä­
tig sind, in denen sie noch erschreckend niedrige, 
fast unzumutbare niedrige Entlohnungen erhal­
ten ,  muß d iese Entlohnung raschest nachgezogen 
werden . Es stimmt sehr bedenklich,  wenn man im 
Sozial bericht l iest, daß  die mittleren E inkommen 
der Frauen im Bereich von Land- und Forstwirt­
schaft oder im Bereich von Erzeugung von Be­
k leidung sowie im Beherbergungs- u nd Gaststät­
tenwesen unter 7 000 S liegen. Das heißt, die 
mittleren Einkommen in diesem Bereich l iegen 
unter 7 000 S .  Es ist aber auch besorgniserre­
gend, dem Bericht entnehmen zu m üssen, daß 
jede vierte Verkäuferin mit i hrem Einkommen i m  
untersten Zehntel der Einkommensverte i lung al­
ler Unselbständigen l iegt. 

Meine seh r  geeh rten Damen und Herren!  Dies­
bezüglich w ird den Gewerkschaften in nächster 
Zeit eine Schwerpunktaufgabe zukommen. (Bun­
des rätin K a i  n z: Den Unternehmern aber auch!) 
Ich hoffe i m  Interesse der Kolleginnen und Kol le­
gen , die h eute noch so niedrigere Einkommen be­
ziehen, daß darüber erfolgreich verhande lt wird, 
sodaß diese gravierenden Unterschiede rasehest 
abgebaut werden können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Es 
gibt aber noch einen zweiten Bereich von Unter­
privi legierten ,  die noch nicht so viel von dem 
Wohlstan d  spüren können , über den wir uns  der­
zeit wirklich zu Recht freuen dürfen. Ich meine 
jene größeren Familien mit zwei oder mehr Kin ­
dern. Über diese Gruppe steht  zwar nichts im So-

zialbericht, ich möchte Ihnen deshalb an d ieser 
Stelle e inige Zahlen nachre ichen . 

Laut Mikrozensuserhebung aus dem Jahre 
198 7  fallen bei  den Alleinverd ienerhaushalten 
mit zwei Kindern 39 Prozent der Arbeiterfami­
lien, 30 Prozent der Beschäftigten im öffentli­
chen Dienst u nd 10 Prozent im Bereich der An­
gestel lten mit ihrem Pro-Kopf-Einkommen unter 
die Armutsgrenze. Bei Famil ien mit drei Kindern 
sind es bere its 61 Prozent bei den Arbeitern, 
47 Prozent bei den öffentlich Bediensteten und 
1 5  Prozent bei den Angestel lten. Bei Familien 
mit vier Kindern sind es 80 Prozent der Arbe iter­
famil ien,  56 Prozent der Familien, in  denen der 
Erhalter im öffentlichen Dienst beschäftigt ist, 
und 69 Prozent bei den Angestellten .  Noch zwei 
Faktoren: Bei den Alleinerha ltern mit einem 
Kind sind es immerhin 31 Prozent bei den Arbei­
tern ,  4 Prozent im Bereich des öffentlichen Dien­
stes und 15 Prozent bei den Angestellten. Sogar 
26 Prozent der Doppelverdienerfami lien mit 
mehreren Kindern fal len ebenfalls unter die Ar­
mutsgrenze. Das beweist, daß Kinder heute ein 
Faktor sind, der das E in kommen enorm drückt. 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren !  Ich 
weiß ,  daß es n icht al lein die Sozialpol itik ist, die 
da gre ifen muß,  sondern es ist in erster Linie Auf­
gabe der Steuerpolitik, die Abhilfe schaffen wird 
müssen, denn unser derzeitiges Steuersystem 
mac ht nicht einmal  vor dem Existenzminimum 
für jedes Famil ienmitglied halt. 

Wir müssen u ns dazu durchringen,  meine Da­
men und Herren , ein System zu finden, daß erst 
dann mit der Besteuerung einsetzt, wenn das nach 
dem gewichteten Pro-Kopf-Einkommen berech­
nete Existenzminimum gesichert ist. B is zu dieser 
Einkommensgrenze muß  das Bedürfnis des ein­
zelnen Vorrang haben.  Egal ,  ob das ein Erwach­
sener ist oder ein Kind ist , ob er gro ß ist oder 
klein ist , ob er arm ist oder reich :  Es muß in er­
ster Linie der einzelne im Vordergrund stehen, 
und erst dann, wen n  d iese E inkommensgrenze er­
reicht ist, dürfen d ie Begehrl ichkeiten des Staates 
einsetzen .  

Wen n  w i r  u ns dazu durchringen können, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, haben wir  ei­
nen sehr wesentl ichen Bereich abgedeckt, der 
aufgrund der vorhin genannten Zahlen heute 
noch zu den sozial Schwachen zählt. Durch diese 
Maßnahmen könnten wir  d iese Menschen aus den 
Armutsbereich herausführen. In einer Zeit, in der 
es möglich ist - ich freue mich wirklich darüber, 
daß es d ieser Koalition möglich ist - ,  für Pensio­
nisten überdurchschnittliche Erhöhungen zu be­
sch l ie ßen und zu ermöglichen, in  einer solchen 
Zeit  muß es auch Verbesserungen für jene geben ,  
die wesentlich dazu beitragen, daß das soziale 
Netz auch in Zukunft gesichert sein  wird .  Es ist 
keine übertriebene Forderung, wen n  man für 
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jene Menschen ein gesichertes Existenzminimum 
verlangt, das ihnen gewährleistet, die geringsten 
Bedü rfnisse des Lebens zu befried igen. 

Meine Damen und Herren! Die zweite Etappe 
der Steuerreform würde uns e ine Chance hiezu 
bieten. Ich w ürde mich sehr darüber freuen, wen n  
i m  Sozialbericht 1990 oder 1 99 1  stehen würde: 
Durch die zweite Etappe der Steuerreform konn­
te die Einkommenssituation der Mehrkinderfa­
milien so deutlich verbessert werden, daß nie­
mand mit sei nem Einkommen unter der Armuts­
grenze l iegt . Die soziale Situation - das ist d ie 
Fortsetzung, auch das könnte noch in diesem Be­
ric ht ste hen - hat sic h  in diesem Bereich ent­
scheidend verbessert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  
Wenn Sie auch meiner Meinung sind, dann lade 
ich Sie herzl ich ein,  gemeinsam zu versuchen, 
dieses große Ziel zu erreichen. I Beifall bei Ö VP 
und SPÖ und Beifall des Bundesrates Mag. La­
kller. ) c'13 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächste zu Wort gemeldet ist Frau Bundesrät in 
Kainz.  Ich erteile es ihr .  

/ 2 . 1 3  
Bundesrätin Hedda Kainz (SPÖ. Oberöster­

re ich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bun­
desminister! Meine Damen und Herren!  Ich 
möchte in meinen Ausführungen zum Bericht 
über die soziale Lage in  Österreich doch, obwohl 
das meine Vorredner dort und da auch schon aus­
führ lich geta n  haben,  auf die wirtschaftl ichen 
Rahmenbedi ngungen ei ngehen, weil  ich glaube, 
daß diese e ine Gru ndlage für manche Entwick­
lung, aber manchmal für e ine unverständliche 
Entwicklung darstellen ,  wenn es darum geht, ne­
gative Auswirkungen zu sehen ,  obwohl  wir 
grundsätzl ich positive Wirtschaftsdaten vorfin­
den .  

I ch  darf a lso darauf h inweisen, daß 1 988 das 
B ruttoinlandsprodukt real um 4,2 Prozent gestie­
gen ist, und es lag mit d iesem Prozentsatz weit 
über dem langjährigen Durchschnitt und ver­
zeichnete die höchste Zunahme seit 1 979, also 
seit über zehn Jahren.  Außerdem liegt dieser 
Wert auch deutlich über dem Durchschnitt der 
westeuropäischen OECD-Länder. Dieser Auf­
schwung konnte im Gegensatz z u  den vorherge­
henden Jahren in al len Bereichen - sowohl im 
Export, im  I nvestitionsbereich und im Konsum -
festgestel lt werden. 

E inen besonders k räftigen Schub bewirkte die 
steigende Aus landsnachfrage. Die Exporte stie­
gen,  wie bereits mehrfach erwähnt, mit 8,3 P ro­
zent wesent l ich über die Werte des Jahres 1 987,  
sodaß auch verlorene Marktanteile zurückgewon­
nen werden konnten.  Die Industrieproduktion er-

fuhr eine überdurchschnittliche Steigerung, eben­
so stieg die Arbeitsproduktivität - das wurde 
auch bereits erwähnt - der Gesamtwirtschaft 
Österreic hs mit 4 Prozent wirklich kräftig an; i n  
der Industrie betrug diese Steigerung der Arbeits­
produkt iv ität sogar 8,3 Prozent. 

Von d iesem generellen Wachstumsschub profi­
tierten - das wurde auch schon erwähnt - vor 
al lem die Einkünfte aus Besitz und Unterneh­
mung. S ie stiegen sprunghaft an, nämlich um 
12 Prozent, während die Entgelte für unselbstän­
dige Arbeit nur um 3,4 Prozent stiegen.  und dies, 
obwohl die Wirtschaftsdaten,  vor allem jene der 
Exportzuwächse, das Argument der mangelnden 
Konkurrenzfähigkeit, das ja meistens verwendet 
wird, wenn es darum geht, höhere Lohn- und Ge­
haltsabsch lüsse zu verhindern, das widerlegen. Da 
das Gedränge zur Abfahrt des Zuges nach Brüssel 
schon so gro ß ist, bin ich wirk lich gespannt, was 
im Zusammenhang mit der Anheb ung des Ent­
lohnungsniveaus, das ja, wie bekannt, im EG-Be­
reich höher ist, d ieser Zug auf der Rückfahrt aus 
Brüssel m itbringen wird und mit welchen Argu­
menten d ie Vertreter der Wirtschaft dann ihre 
Ablehnung begründen werden, wen n  es darum 
geht, höhere Lohn- und Gehaltszuwächse zu er­
zielen. (Bundesrat K l o  m f a r: Ich habe andere 
Statistiken.' Da muß man vorsichtig sein.') Also die­
se Statistiken würde ich lieber nicht ansc hneiden. 
denn da müßte man ge nauer darauf eingehen, 
was von Ihrer Seite in diese Statistiken h ineinge­
rechnet wird und wie die Vergleiche dann aus­
schauen.  

Mit  d iesen Bemerkungen über die pOSitIve 
Wirtschaftsentwicklung möchte ich nun auf einen 
Bereich  überleiten,  der ebenfalls im Bericht ent­
halten ist und heute bereits einige Male angezo­
gen wurde und der mir - das ist wahrscheinlich 
verständlich - sehr am Herzen liegt, nämlich auf 
die Situation der weiblichen Arbeitnehmer, im 
speziel len auf ihre Einkommenssituation , auf die 
Einkommensunterschiede beziehungsweise die 
Rahmenbedingungen und Ursachen, die diesen 
Untersch ieden zugrunde l iegen. Ich möchte eini­
ge etwas ausführlichere Feststel lungen dazu tref­
fen - etwas ausführlicher, als sie bereits in ande­
ren Berich ten gemacht wurden - und Feststel­
lungen zur  Ist-Situation voranstellen. 

Obwoh l  sich die Frauenerwerbstätigkeit seit 
Beginn der siebziger Jahre grundlegend verändert 
hat, indem sie sich von einer Übergangstätigkeit, 
also einem gelegentlichen Zusatzverdienst, zu ei­
ner mit Männerarbeit vergleichbaren be rufs­
orientierten Dauertätigkeit entwickelte - ich 
darf mir h ier  einen Einsc h ub erlauben :  1 970 be­
trug der F rauenante i l  an den unselbständig Be­
schäftigten 36,9 Prozent, 1 988 waren es bereits 
über 4 1  P rozent, und im Jahr 2000 erwarten wir  
eine Frauenerwerbsquote von 58 bis  59 Prozent; 
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also diese Entwicklung geht ganz eindeutig in die 
Richtung höherer Frauenerwerbsquoten; in  Zah­
len sind das E nde Ju l i  1 989 1 5 1 8 000 Männer 
und 1 1 1 0 000 Frauen ;  im Angestelltenbereich 
überwogen zu d iesem Zeitpunkt bereits die Frau­
en mit 667 000 die Männer mit 640 000 - , ob­
wohl  also d iese Entwicklu ng feststellbar ist, hat 
die E ntwicklung der F raueneinkommen diese 
A ufwärtsentwicklung n icht mitgemacht. 

Nach dem im Berich t  enthaltenen Zah len des 
Mikro zensus l iegen - wie auc h schon erwähnt -
die durchschn ittlichen Männere inkommen mit 
12 1 00 S 44 Prozent über dem durchschn ittlichen 
Fraueneinkommen von 8 400 S .  Wenn man die 
Beschäftigtengruppen näher betrachtet und auf­
splittert, so treten die U nterschiede noch krasser 
zutage : Männliche Arbeiter verdienen um 
56 Prozent mehr als weibliche Arbeiter, männli­
che Angestel lte sogar um 71 P rozent mehr als 
i h re Kolleginnen.  Am günstigsten stellt sich die 
S ituation im öffentlichen Dienst dar. Dort beträgt 
der Einkommensunterschied - unter Anfüh­
rungszeichen - "nur" 26 Prozent.  1 0  Prozent al­
ler unselbständig Beschäftigten - also Männer 
und F rauen - bezogen 1 987 weniger als 6 640 S. 

Auch dieser Wert ist ja  - gel inde gesagt - eine 
Katastrophe. Es könnte e inem buchstäblich der 
Bissen im Hals stecken b le iben ,  wenn man sich 
ein wirklich aufwendiges Mittagessen leistet und 
vergleicht, was das kostet, und mit wie wenig 
mögl icherweise eine Famil ie auskommen muß. 

Also 6 640 S im Monat - das erhielt jeder 
zwanzigste Mann und jede fünfte Frau.  und 
30 Prozent der österreichischen Arbeiterinnen 
verdienen überhaupt weniger als 5 600 S .  Hier 
darf ich e inflechten, daß in einem Textilbetrieb 
im Mühlviertel diese E ntlohnung nicht bei Voll­
arbeitszeit erreicht wird, sondern erst bei 
130 Prozent Akkordleistung. 

D ie Lohnstufenstatistik der Oberösterreichi­
schen Gebietskrankenkasse beweist außerdem die 
negative Vertei lung der F rauen i n  den einzelnen 
E inkommensbereichen. Das heißt,  daß i n  den un­
teren Einkommensbereichen besonders viele 
Frauen zu finden sind und sie in den oberen 
Gruppen dann,  in den höheren Einkommensbe­
reichen, fast gänzlich verschwinden .  

S o  waren z u m  Stichtag 23. 7 .  1 98 7  - e s  stehen 
uns leider keine neueren Zahlen zur  Verfügung, 
wei l  d iese Statistik nicht mehr erstel lt  wird - im 
Einkommensbereich zwischen 5 700  und  8 1 00 S 
- und bitte, hier noch  e inmal der H inweis:  das ist 
Vollarbeitszeit und keine Teilzeitbeschäftigung! 
- 7 1 30 männliche und 15 694 weibl iche Arbei­
ter sowie 2 396 männl ic he und 1 1  293 weibliche 
Angestel lte beschäftigt. I m  Einkommensbereich 
zwischen 8 700 S und 9 900 S - immer noch un­
ter 10 000 S brutto - befanden sich 5 5 1 3 Ar-

beiter  und 1 4  078 Arbeiterinnen sowie 2 544 
männliche u nd 1 2  23 1 weibliche Angestel lte. 

Das sind also aus d iesen beiden Berufsgruppen 
- Angestellte und Arbeiter - allein in Ober­
österreich über 80 000 Menschen, vor allem 
F rauen, die unter 1 0  000 S brutto verdienen. Und 
ich glaube, unsere sehr massive Forderung nach 
Festlegung e ines M indesteinkommens in etwa 
dieser Höhe wird aufgrund d ieser Zahlen ver­
ständl ich  se in .  (Beifall bei der SPÖ und Beifall des 
Bundesrates Mag. Lakner. ) 

Im Einkommensbereich über 2 1  300 S - und 
h ie r  muß  ich den b urgenländischen Verhältnissen 
etwas entgegenhalten - verschlechtert sich die 
S ituation für die Frauen ganz wesentl ich .  Da fin­
den wir zwar 25 689 Männer, aber nur  mehr 
38 1 F rauen bei den Arbeitern. Bei den A ngestell­
ten sind es 43 7 1 6  Männer und 8 039 Frauen; 
a lso e ine etwas bessere Zahl ,  aber durchaus noch 
immer u nbefriedigend. 

Wie Kollegin Hödl bereits ausgeführt hat, wir­
ken sich d iese Einkommensuntersch iede und die 
geringen Einkommen katastrophal aus, wenn 
Frauen dann ins Pensionsalter kommen.  Wenn 
man sich vorstel lt, daß eine Frau aus dieser Situa­
tion heraus ihren Lebensabend alleine bestreiten 
muß und zwei Drittel aller Pensionist innen -
diese Zahl  ist auf Österreich bezogen - weniger 
als 6 000 S Pension haben, dan n  kann ich wirk­
lich nur sagen und wiederholen:  Die Armut ist 
weibl ich !  Das kann n icht der Lebensabend einer 
Frau sein, wenn sie ein ganzes Leben lang ihre 
Arbeitskraft dem Staat und vor allem natürlich 
der Wirtschaft zur Verfügung gestellt und mitge­
holfen hat, d iese bereits erwähnten Zah len und 
Wirtschaftsdaten zu erreichen. 

Ich möchte aber hier n icht a uf den Bereich der 
Altersversorgung eingehen - das haben e inige 
Vorredner, vor allem die Kollegin Hödl schon 
sehr professionell getan - ,  sondern ich möchte 
mich auf den Bereich der Frauen und i hrer Le­
benssituation im Aktivarbeitsleben beschränken. 

Wen n  man d ie j��rl ichen Berichte über die so­
ziale Situation in Osterreich verfolgt, m u ß  man 
feststellen, daß d ie Einkommenssituation der 
F rauen u nd eben das schon erwähnte A useinan­
derklaffen der Einkommensschere nicht verbes­
sert werden konnte, obwohl bereits seit 1 919 in 
den Satzungen der I nternationalen Arbeitsorgani­
sation verankert ist, daß Frauen für gleichwertige 
Arbeit gleichen Loh n  zu bekom men haben. 195 1  
kam es zur  E ntschlie ßung Nr. 1 00 und zur Emp­
feh lung Nr.  90, wobei beide die Fragen des glei­
chen Lohns behandeln .  Diese wurden von der In­
ternationalen Arbeitsorganisation ange nommen 
und von 1 04 Mitgliedstaaten ,  darunter auch 
Österreich, bereits ratifiziert. 
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1 979 ist das G leichbehandlungsgesetz in Kraft 
getreten ,  das auch bereits novell iert wurde. Es 
kon nten zwar d ie  Bezeichn ungen "Männerlöhne" 
und "Frauenlöhne" aus den Kollekt ivverträgen 
el iminiert werden,  nicht jedoch die E inkommens­
unterschiede. Nach wie vor erhalten F rauen bei 
gleicher Q ualifikation - ich lege besonderen 
Wert auf d ie Betonung "bei gle ic her  Qualifika­
tion" - in der gleichen Berufsgruppe zwischen 5 
und 40 Prozent weniger als ihre männlichen Kol­
legen ,  wobei die Untersch iede in der Privatwirt­
schaft größer sind als im öffentlichen Dienst. 

Die so oft behauptete mangelnde Qualifi kation 
der Frau als Ursache für die schlechtere Bezah­
lung kann nicht akzeptiert werden .  !Bundesrätin 
Dr. 5 c h m i d t: 50 ist es.') - Danke .  - Au ßer­
dem hat sich - durch  Zahlen belegbar - das 
Bildungsniveau der Frauen se it Beginn der siebzi­
ger Jahre deutl ich erhöht. Wesentl ich mehr Frau­
en als früher besuchen weiterführende Schulen 
und Universitäten .  So ist zum Beispiel der Ante i l  
der weiblichen Absolventen von berufsbi ldenden 
höheren Schulen  von 33 Prozent i m  Jahr 1 97 1  
auf über 50 Prozent i m  Jahr 1 988 a ngestiegen.  

Worin l iegt nun die Begründung für die be­
nachteil igte E inkommenssituation der Frau? -
Ein Grund unter vielen - ich möch te nur wenige 
Punkte herausgreifen - ist sicherl ich die ge­
schlechtsspezifische Berufswahl. Mehr als die 
Hälfte der weibl ichen Lehranfänger wählen ihre 
Ausbildung i n  nur  2 von 220  mögl ichen Lehrbe­
rufen. nämlich Einzelhandelskaufmann und Fri­
seurin; beides Berufe mit schlechten Einkom­
mensverhältnissen ,  kaum Aufstiegschancen und 
wenig Arbeitsplatzsicherheit. - Sie brauchen sich 
nur d ie I nserate in den Zeitungen a nzuschauen .  

Oft finden w i r  diese Frauen dan n  später - und 
meistens nach Berufsunterbrechung durch Ge­
burt eines Kindes - am Fließband in  einer Tex­
til- und Metall industrie wieder. Und das Beispiel 
Texti l industrie habe ich ja bereits erwähnt. 

Etwas dagegen tun! Um in  Zukunft e ine derart 
gesch lechtsspezifische Berufswahl z u  verhindern, 
ist es notwendig, veraltete Lehrpläne zu ändern 
und endlich die Forderung des ÖGB nach ge­
schlechtsneutraler Berufsausb ildung zu erfül len.  
Ich darf hier e in  Beispiel anführen ,  das wirklich 
deutlich die krasseste Ungleichbeh andlung von 
Mädchen beweist. Es ist das ein Beispiel aus Vor­
arlberg, und ich hoffe, daß diese Beispiele doch 
bald der Vergangenheit angehören . 

I n  Vorarlberg müssen ledige Mädchen, die nach 
der Pflichtschule weder eine weiterführende 
Schule besuchen noch eine Lehre absolvieren, i n  
die hauswirtschaftliche Berufsschule.  Der Stun­
denplan d ieser Schule u mfaßt 720 Stunden.  Die­
ser Stunden plan sieht vor :  416 Stunden Mäd­
chenhandarbei t  und Hauswirtschaft - 57 Pro-

zent, fast zwei Dri ttel oder etwas we niger , 
1 70 Stunden Lebenskunde, Gesundheitslehre und 
Kinderpflege - das sind 23 Prozent - und 
72 Stunden Religion. B itte, man möge mir hier 
nicht unterstellen, daß ich grundsätzl ich etwas ge­
gen den Religionsunterricht hätte, aber 1 0  Pro­
zent eines Lehrplanes, der berufsvorbereitend 
sein sollte , für Religion zu verwenden,  scheint mir 
doch überhöht zu sein ,  vor al lem in Relation zur 
weiteren Ausbildung: je 36 Stu nden Deutsch und 
Mathematik ;  das sind je 5 Prozent. 

Also ich glaube, deutlicher kann sich das Inter­
esse konservativer Kreise am gle ichbleibenden 
Rollenbild der Frau gar nicht mehr ausdrücken. 
end hier möchte ich b itte fragen :  Wo ist die pro­
gressive Hal tung der FPÖ, die S ie sonst also so 
lautstark vertreten? Lautstark und forsch .  Ich 
würde es begrüßen, wen n  es auch hier zu Unter­
stützungen käme, die sehr deutlich und wirksam 
wären. 

Weiters sind Arbeitsbedingungen  lind Lebens­
situationen der Frau sicher durc h das Problem 
des getei lten Arbe itsmarktes geprägt. das heißt,  
daß Frauenarbeitsplätze gro ßteils nach wie vor 
Tätigkeiten mit wenig Möglichkeiten zur Eigen­
in itiative bieten .  Es sind also im wesentlichen Ar­
be itsplätze, die nur Auftragserledigungen und ge­
ri nge Aufstiegschancen beinhalten .  

So berichtet beispielsweise be i  e iner Befragung 
der Oberösterreichischen Arbe iterkammer über 
die Berufszufriedenheit von Frauen eine 28jähri­
ge Kolleg in  über ihren Karriereverlauf folgendes: 
Im Berufsleben kommen die Frauen einfach n icht 
so weit wie die Männer. Wir haben zwar in der 
F irma ein Aufstiegsschema, das sich prinzipiell 
nach dem Dienstalter richtet, also an und für sich 
gibt es die gleichen Chancen für die Frauen, in  
der Praxis schaut es aber ganz anders aus. Da ver­
zichten viele F rauen auf die Karriere, sie m üssen 
verzichten, weil sie ihre Chancen gar nicht wahr­
nehmen können .  Wir haben zum Beispiel einen 
Weiterb i ldungskurs, den derzeit  19 Personen be­
suchen, davon sind 1 8  Männer, und ich bin dort 
die einzige Frau. 

Das ist sehr bezeichnend für eine Situation,  die 
keine Ausnahmesituation ist .  D iese Kollegin 
spricht also an, was auch durch verschiedene Un­
tersuchungen wissenschaftlich untermauert ist, 
daß nämlich F rauen viel seltener Berufskarriere 
machen als Männer. So sind die Sp itzenjobs in der 
Wirtschaft und auch des öffentlichen Dienstes 
nur  zu 4 Prozent mit F rauen besetzt - 4 Pro­
zent! -, jedoch 56 Prozent der e infachen Ange­
stel ltentätigkeiten, so wie Tätigkeiten von D- und 
E-Beamten werden von Frauen ausgeübt. Also 
ebenfalls sehr bezeichnende Zahlen .  

Es wird den Frauen auch der  Zugang zu Aus­
und Weiterbildungsmögl ichkeiten erschwert , wei l  
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entweder dem U nterneh men die Koste n  für d ie 
innerbetriebliche Ausbi ldungsmaßnahme unren­
tabel erscheinen - auch das ist durch Zahlen be­
legt -, selbst dann, wenn die Frau sich in einem 
Lebensalter befindet, wo die Geburt e ines Kindes 
n icht mehr wahrscheinl ich ist. 

Aber ein Hindernis, und zwar ein ganz wesent­
l iches Hindernis, ist die zusätzl iche Belastung, d ie 
B ildungsmaßnahmen darstellen,  für Frauen ein­
fach dann, wenn sie sie in ihrer Lebenssituation 
nicht unterbringen. Und dazu auch eine Aussage 
aus einer Studie des Sozialm inisteriums, in der es 
hei ßt: 

Der Betrieb veranstaltet Kurse für Chemiewer­
ker - also ein Bereich, der d urchaus geeignet 
wäre, daß Frauen in nicht-traditionelle Berufe 
vordringen . Dieser Kurs findet während der Ar­
beitszei t  statt. M it d iesem Kurs haben mehrere 
weibliche Beschäftigte begonnen - auch etwa in 
der Grö ßenordnung 20 Personen -, aber nur  
e ine ist gebl ieben, wei l  die Notwendigkeit, zu 
Hause zu lernen ,  die größte Hürde darstellt und 
für Frauen d iese Hürde sehr oft fast u nüberwind­
l ich ist. 

Diese Aussage wird durch e inen Projektbericht 
des Instituts für Erwachsenenb ildung an der Jo­
hannes-Kepler-Universität in  Linz zum Thema 
, ,20 Jahre Abendschule am BFI Oberösterreich" 
vol l  bestätigt. Auch dort heißt es , da ß d ie Not­
wendigkeit, den U nterricht durch Lernen zu Hau­
se zu ergänzen ,  für viele Beschäftigte überhaupt 
nicht zu  verkraften ist und für Frauen keinesfalls .  

Meine Damen und Herren !  Ich glaube jedoch ,  
d a ß  die wesentlichste Begrü ndung für d ie meisten 
Benachteiligungen der Frauen aus der traditionel­
len gesel lschaft lichen Einste l lung zur Frau und 
der Bewertung ihrer Berufstätigkeit entspringt. 
Frauenarbeit wird sehr oft nach wie vor nur als 
Beitrag zum Familieneinkommen gesehen und 
damit wird der Frauenarbeit sowohl d ie gese l l­
schaft liche Anerkennung als auch die entspre­
chende finanziel le Abgeltung versagt. Frauen 
werden noch immer als meist allein zuständig für 
die Erfül lung der Famil ienpflichten gesehen und 
so einer Abhängigkeit ausgesetzt, die es U nter­
nehmen möglich macht, Frauen zu schlechtesten 
E inkommens- und Arbeitsbedi ngungen zu be­
schäftigen. Sie sind wehrlos, weil sie ihre Berufssi­
tuation ihren Familienpfl ichten unterordnen 
müssen. 

Und so sind auch Frauen von den negativen 
Auswirkungen neuer Technologien u nd flexib ler  
Arbeitszeitformen am meisten betroffen .  Es  war 
zwar i n  den letzten Jahren möglich, e in ige der 
legistischen Ungleichheiten zu beseitigen,  es wird 
jedoch wirklich allen polit ischen Willens und En­
gagements bedürfen. Hier möchte ich wirkl ich 
noch e inmal d ie FPÖ auffordern, Taten zu setzen 

und n icht nur Sprüche zu k lopfen .  (Z�t'ischenruf 
der Bundesrätin Dr. S c  h m i d I.J Das geht nicht 
in Ihre Richtung, aber auch bei Ihrer Fraktion 
kann man durchaus e ine Trennung erfolgen las­
sen .  (Bundesrätin Dr. 5 c h m i d t: Man braucht 
uns nur zu lassen!) Dazu würde ich eigentlich l ie­
ber e ine andere Meinung vertreten ,  denn was Sie 
heute über die Arbeitnehmer ausgeführt haben,  
läßt nicht erwarten ,  daß es zu e iner Besserung 
dieser Situation kommt, wen n  Sie d ie Möglichkeit 
dazu bekommen würden .  (Bundesrat K ö p f - in 
R ichtung FPÖ - : Da hat sie recht.') 

Die Umsetzung der de jure vorhandenen Mög­
l ichkeiten muß mit aller Energie vorangetrieben 
werden. Es müssen vor a l lem gesel lschaft liche 
Denkprozesse forciert werden, um eine gleichbe­
rechtigte und gleichwertige Lebenssituation für 
Frauen zu erreichen. 

Der vorliegende Bericht über die soziale Lage 
in Österreich stellt ein wichtiges I nstrumentarium 
zur Beurtei lung der vorhandenen Gegebenheiten 
dar, u nd daraus ableitend ist es mögl ich,  d ie E rar­
beitung der notwendigen Maßnahmen vorzuneh­
men. 

Ich darf mic h sehr ,  sehr herzlich bei a l len  Be­
te il igten bedanken, daß uns d ieser ausführl iche 
Bericht,  dieses ausführlic he Zah lenmaterial zur 
Verfügung gestellt wurde, und ich darf hoffen. 
daß wir auch in Zukunft diesen Bericht zur Ver­
fügung gestel lt bekommen werden ,  um unsere 
Forderungen auf diese Daten stützen zu können. 
- Danke. (Allgemeiner Beifall. ) 12 .38 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster Rednerin ertei le ich Frau Bundesrätin 
Crepaz das Wort. 

1 2 .38 
Bundesräti n  I rene C repaz (SPÖ, Tirol) :  Herr 

Präsident! Herr Bundesmin ister! Ich kann m ich 
jetzt sicherlich zurückhalten,  und meine Wort­
meldung wird sehr kurz se in .  Gerade meine Vor­
rednerin hat ja die Problematik vom Sozialbericht 
bezüglich Frauen und Arbeitsplätzen wirklich b is 
ins Detail beleuchtet. Ich glaube. wenn man heute 
die D iskussion verfolgt hat, dann kann man, auf 
den Punkt gebracht, sicher sagen ,  daß es eine 
Schande ist, daß die Frauen 40 Prozent weniger 
Loh n  erhalten. daß es sicherlich auch eine Schan­
de ist, wenn aus den Kapitalgesel lschaften 
1 4,3 P rozent Gewinne erwirkt wurden, die Ste i ­
gerung der Loh n- und Gehaltseinkommen jedoch 
n ur 3,4 Prozent  beträgt. 

Aber ein k leines Kapitelchen ist heute am Vor­
mittag zum Glück noch  n icht gestreift worden 
und erstaunlicherweise niemandem aufgefallen. 
Es gibt eine Gruppe von Menschen in  unserem 
Land, d ie mir besonders am Herzen l iegt, u nd das 
sind d ie Behinderten. In diesem Zusammenhang 
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wi l l  ich mich mit dem Behinderteneinste l lungsge­
setz beschäftigen, aber n icht das Gesetz  kritisie­
ren ,  sondern dessen Handhabung. Es heißt in die­
sem Gesetz, daß pro 25 Dienstneh mer der 
D ienstgeber einen behinderten Arbeitnehmer 
einstellen müßte oder sol lte oder eine A usgleichs­
taxe von 1 530 S zu bezahlen hat. 

Jetzt habe ich aus dem Sozialbericht herausge­
sch rieben, daß 1987 1 3  674 Dienstgeber einstel ­
lungspfl ichtig waren, davon haben 4 303 Dienst­
geber im Sinne des Gesetzes gehandelt und die 
erforderl iche Zah l  erfül l t .  Es wird 1 990 vermut­
l ic h  nicht besser se in. Und im untersuchten Stati­
stikmonat, im August 1 987 ,  waren von 
34 436 Pflichtstellen 1 9  837 nicht besetzt. Der 
August 1987  ist zwar schon einige Zeit her, aber 
d ie Situation der Behinderten ist nicht besser ge­
worden. 

Ein k leines Beispiel aus meinem Heimatland 
Tirol .  Die Landesregierung, sicher unter großer 
Mithi lfe unseres sozial istischen Gesundheitslan­
desrates Dr.  Greiderer, ist ein positives Beispiel 
bei den Behinderteneinste llungen. Ein negatives 
Beispiel ist unser Magistrat, denn es ist mit  nichts 
zu rechtfertigen, daß er  von 68 Pflichtstel len nur 
28 besetzt hat. 

Ich finde, gerade öffentliche Stel len müssen 
den Privatfirmen Vorbild sein. Mich würde es 
auch interessieren, wie das bei den Min isterien 
bestellt ist , denn ich glaube, auch die Min isterien 
erfü l len nicht immer ihre Pfl icht. 

Noch ein Satz zu den Behinderten. Die 1 530 S 
sind einfach ein zu geringer Betrag, und jede Fir­
ma, jede öffentliche Stel le  zahlt diesen gerne. Der 
Betrag müßte mindestens so hoch sei n  wie der 
geringste Lohn bei der E instel lung .  Dan n ,  glaube 
ich, wären vielleicht die öffentlichen S tel len auch 
bereit, behinderte Arbeitnehmer einzuste l len. 

Noch etwas ist mir in letzter Zeit aufgefal len, 
was da langsam und immer mehr  um sich greift, 
das s ind befristete Dienstverhältnisse. Wir  wissen, 
daß Frauen in  befristeten Dienstve rhältnissen 
kein Karenzgeld bekommen und Arbeitnehmer 
u nter anderem nie eine Abfertigung bekommen, 
und wir wissen,  daß das oft in  Kettenverträgen 
ausartet. Da werden zum Beispiel Kindergärtne­
rin nen et cetera, aber auch Arbeitnehmer in ver­
schiedenen Ministerien im Herbst eingestel lt und 
im Jul i  wieder entlassen ;  sie gehen zwei Monate 
stempeln und dann werden sie mit demselben Ge­
halt wieder eingestel lt . Diese Leute können nie 
planen, können nie ihr Leben gestalten .  Das ist 
weder moralisch noch gesetzl ich,  und ich hoffe, 
daß verstärktes Augenmerk darauf gelegt wird, 
daß im Sinne des Gesetzes gehandelt wird. 

Ein paar Sachen sind mir heute am Vormittag 
aufgefal len, und da möchte ich schon dem Kolle-

gen Rumpold auch sagen, ic h glaube, das ist ein 
bißchen ein starkes Stück,  wenn man sagt, die 
Österreicher sind "Scharlatanen" ausgeliefert. Ich 
hoffe, daß Sie das n icht so ernst gemeint haben ,  
sondern daß es i n  der Hitze der Debatte passiert 
ist, den n  ich glaube, das geht wirklich e in  b ißchen 
zu weit .  Es braucht sich weder die rech te noch die 
l inke Reichshälfte als "Scharlatane" bezeichnen 
zu lassen .  (Beifall bei SPÖ und Ö VP. - Bundes­
rat Il1g. M e  i s c  h b e r g e r: A.ber das nzit dem 
Lillksüberholen war guc.') 

Wei l  ich als Tirolerin natürlich heute auch d ie 
Rede u nseres seh r  geschätzten Präsidenten ange­
hört habe, möchte ic h dazu etwas sagen: Zuerst 
waren auf der rechten Seite - ich g laube, al le 
.,Schwarzen Mander" von u ns haben einen Be­
triebsausflug gemacht - , a l le unsere Landtagsab­
geordneten da. Ich habe das natürlich positiv ver­
merkt, daß auch unsere Landtagsabgeordneten 
dem B undesrat ihre Reverenz zollen. 

Deshalb verstehe ich auf der anderen Seite den 
Artikel von Mader, der heute auch da war,  nicht. 
Unter dem Titel "Kanzler kontra B undesrat" 
mei nt er ,  daß angeblich Vranitzky den Bundesrat 
so negiert, wei l  ausgerec hnet am 1 .  Feber eine 
Kuratoriumssitzung sein sol l te. Jetzt habe ich ge­
fragt, wer vom B undesrat im Kuratorium ist . Ich 
habe erfahren ,  das sind die Kollegen Weiss und 
Kukacka. Wen n  wir wissen, daß gerade der Kol le­
ge Kukacka sowieso die halbe Zeit n icht da ist. 
also wo ist da d ie Mißachtung des Bundesrates? 
( Heiterkeit und Be ifall bei der FPÖ. )  Die l iegt si­
cher nicht beim Bundeskanzler, sondern schon 
bei der Anwesenheit eures Generalsekretärs. 

Wen n  ich gerade dabei bin,  möchte ich auch 
dem Kol legen Meischberger zu seinem "netten"  
Artikel etwas sagen - ich weiß nicht, in welcher 
Zeitung das war; in der "Presse" war es . glaube 
ich - :  Da ginge ich schon eher zur ÖVP und 
würde das nicht da herinnen machen ,  denn da 
waren schon zuerst die anderen Couleurs, wie ich 
mir sagen l ieß .  Ich finde einfach, man sol lte . . .  
(Bundesrat R u m  p o l  d: Weil es gescheiter wäre!) 
Das glaube ich nicht!  Das wäre eher sch lechter. 

Ich möchte sagen: Man sol lte nicht demokrati­
sche Einrichtungen immer so negieren .  Der Bun­
desrat ist  halt einmal die zweite Kammer, ist ein 
Kontrol lorgan ,  und wir können froh sein, wenn es 
nicht soviel zu kontrollieren gibt. Es spricht ja 
eigentl ich für die Sozialpartner und für den Na­
tionalrat, wen n  der Bundesrat nicht so viel zu  
kontrol l ieren hat. (Beifall b e i  SPÖ und Ö VP.) 

Posit iv  habe ich heute auch vermerkt, daß der 
ORF wieder einma l  in diesen "hei ligen Hallen" 
anwesend war, und ich glaube, das ist das Ver­
dienst unseres Präsidenten Strutzenberger, der es 
zusammengebracht hat, den ORF wieder hier 
hereinzubewegen.  Ich glaube, wir so l l ten  uns den 
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Gesetzen und unseren demokratischen Einrich­
tungen entsprechend benehmen und uns nicht 
mit so halbwitzigen oder ein bißchen d um men 
Artikeln produ zieren . - Danke. (Beifall bei SPÖ 

und Ö VP und Beifall des Bundesrates Rumpold.) 
12.";5 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Sal iger.  Ich ertei le ihm 
das Wort. 

1 � . ..J5 

Bu ndesrat Wolfgang Saliger (ÖVP, Salzburg) : 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geeh rter Herr 
Bundesminister !  Hohes Haus! Liebe Kol leginnen 
und Kol legen!  Der letzte in der Rednerl iste hat 
das Vergnügen ,  auch auf die Debatte nbeiträge des 
betreffenden Tagesordnungspunktes ein bißchen 
eingehen zu können, und das erlaube ich mir 
hiermit. Ich darf dir, Kol legin Crepaz, nur sagen: 
Frau Kollegin Schmidt ist auch im Kuratorium 
und war daher nicht . . . (Bul1desrätin Dr. 
5 c h m i d t: Aber hier auch.') War aber später da. 
Ich habe etwas zugesehen, und ich habe gesehen ,  
sie ist auch etwas später gekommen. (Bundesrätin 
Dr. S c  h In i d t: Ich h'ar dort und bin hier auch!) 

Herr Bundesminister! Zur Frage "Ak­
tion 8000" darf ich mir eine Bemerk ung erlau­
ben :  Sie haben gesagt, wir müssen in dieser Frage 
unorthodox, experimentell vorgehen . Ich glaube, 
wir sollten u ns auch von dem Leitsatz tragen las­
sen, bei der Effizienz vorher schon absehbare 
Fehler einzu kalkul ieren.  Ich meine, das sollten 
wir uns zumindest auch zum Ziel setzen ,  sodaß 
wir  dann das e ine oder andere halt nicht durch­
führen,  was i n  der Aktion gefördert worden ist, 
die ich im gro ßen und im ganzen für eine gute 
Aktivität halte , und zwar dann n icht durchführen, 
wen n  d ie Wirtschaft, wenn d ie U nternehmungen 
in unserem Lande diese Funktion nicht erfüllen 
können. Da ist ja das Problem gewesen, das wir in 
der Zeit gehabt haben,  als es um die Gründung 
der " Aktion 8000" gegangen ist. Ich meine, daß 
wir heute die Aufgabe hätten,  d ie da heißt, im 
besonderen den Wiedereinstieg von Frauen ins 
Berufsleben durch die "Aktion 8000" mehr zu 
fördern.  

Kollegin Höd l ,  Sie haben gesagt, daß es seh r  
viele Leute gibt, die m i t  5 0  Jahren in d i e  Pension 
gehen.  Ich glaube, daß das nicht der Regelfall ist, 
auch nicht im öffentlichen Dienst, obwohl  ich 
soeben gehört habe, daß ein Untersuchungsrich­
ter mit  53 Jahren in Pension geht. Aber ich glau­
be, es ist nicht der Regelfal l .  Wir h aben eine Akti­
vität, d ie heißt  "Aktion 57". Sie wird , soweit ich 
das jetzt sehe, trotz bester Zahlen, trotz hoher 
Auftragslage immer noch von der Verstaat lichten 
i n  Anspruch genommen.  Ich meine, man sollte 
dem arbeitenden Menschen die Chance geben,  
länger zu arbeiten, wei l  das auch dazu führt, daß 

er ein erfüllteres Leben hat .  Ich glaube, das sol lte 
man von dieser Stelle a us auch sagen. 

Frau Kollegin Hödl ,  Sie haben im Zusammen­
hang mit der Mindestlohndebatte darauf hinge­
wiesen, daß es nunmehr in erster Linie durch die 
sozialistische Fraktion zu einer Mindestlohnde­
batte kommt. Ich darf da schon darauf verweisen ,  
daß d ie  Geschichte der Mindestlohnforderungen 
in Salzburg und in Vorarlberg geschrieben wor­
den ist - in Vorar lberg von sozial istischen Ge­
werkschaftern, in  Salzburg von christ l ichen Ge­
werkschaftern - ,  und ich darf darauf verweisen, 
daß es gerade in der Salzburger Kammer für Ar­
beiter und Angestell te zu starken Auseinanderset­
zungen gekommen ist, als e in Antrag auf Min­
destlohn der Fraktion Christ licher Gewerkschaf­
ter in diesen beiden Gremien, sowohl in Salzburg 
als dann auch in  Wien,  abgesch mettert worden ist 
- mit der Mehrheit der sozial istischen Gewerk­
schafter .  

Wenn es da zu e iner Änderung im Denken 
kommt, so ist das, glaube ich,  gut. Wir sol lten 
diese Lösung anstreben. Wir so llten uns in dieser 
Frage als Gewerkschafter bemühen, Sockelbe­
tragslösungen deutlicher und stärker anzustreben. 
Das ist eine wirkl ich wichtige Frage. 

Es ist auch angeführt worden, Kindererzie­
hungszeiten einzurech nen.  Darüber sind wir alle 
einer Meinung: hoffe nt l ich setzen wir das bald 
durch. Diese Anrechnung ist etwas, was wir für 
d ie Zukunft brauchen. Wir m üssen den Kollegin­
nen die Möglich keit geben , bei den Kindern blei­
ben zu können. Ich glaube, das ist eine gute Posi­
tion der Privatisierung, wenn die Kinder zu Hause 
von den M üttern oder Vätern e rzogen werden. 

Kollege Lakner, du  hast es j a  erwartet, daß ich 
auf dich repliziere. Ich möchte das deshalb gerne 
tun. we il ich das Gefühl  gehabt habe, du hast eine 
sehr große Ahnungslosigkeit, was d ie Arbeitslo­
sigkeit angeht. (Heiterkeit und Beifall bei Ö VP 
und SPÖ. )  U nd zwar habe ich dieses Problem ge­
habt, als ich dir  zugehört und gemerkt habe , du 
glaubst, daß d ie Leute, auf die s ich  Zah l  und Pro­
zentsatz der Arbeitslosigkeit beziehen, das ganze 
Jahr hindurch  arbeitslos sind. Ich gebe hier die 
Anregung - und es wird dir sicher auch der Be­
richt zur Verfügung stehen - ,  das durchzulesen,  
damit man die durchschnitt lichen Zeiten sieht, 
die die jeweilige Arbeitslosigkeit  ausmacht.  Seien 
wir doch froh,  daß das nicht das ganze Jahr über 
andauert und daß diese Zahlen Durchsch nittszah­
ten sind aufgrund der Verwei ldauer. (Bundesrat 
Mag. L a k n e r: Das ändert ja nichts.') 

Auch die Frage der Vermittelbarkeit muß man 
deutlich sehen ,  und ich gebe daher hier auch noch 
zu bedenken, daß auf Seite 38 des neuesten Be­
richtes über die Arbeitsmarktdaten der Arbeits­
marktverwaltung für das Jahr 1 989 bereits ausge-
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führt ist , wie die Schwerstvermittelbarkeit beur­
tei l t  wird. 

Das ist eine seh r  große Gruppe. Vor allem sind 
das jene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die nicht mobi l  sind. Um die geht es an dieser 
Stelle.  Es sind hier 1 9  479 ausgewiesen, und die 
sind schwerstens zu vermitteln .  Dann gibt es noch 
eine ganze Reihe  von körperbehinderten Arbeits­
losen. 

Ich würde d ich b itten,  hier nicht solche Aussa­
gen zu machen, weil wir uns in besonderer Weise 
darum bemühen - du wei ßt das von unserem 
Bundesland - ,  e ine gute Arbeit zu leisten, um 
Langzeitarbeitslosen den Einstieg zu ermögl i­
chen ,  und jenen, d ie behindert sind, eine Möglich­
keit zu b ieten. i n  den Arbei tsprozeß zu kommen. 
(Bundesrat Mag. L a  k Il e r: Ich bin mir jetzt �t'irk­
lieh nicht klar, welche A ussagen du meinst?) Es 
scheint so, als würde nichts getan - so habe ich 
deine Aussagen verstanden. 

Ich habe auch dem Kollegen Rumpold auf­
merksam zugehört und soweit verstanden .  daß 
nunmehr überhaupt nic hts getan wird,  während 
früher sehr viel getan worden sei .  Damals haben 
wir explodierende Arbe itslosenzahlen gehabt. Ich 
erinnere mich an die frühen achtziger Jahre. Das 
war eine sehr schlechte Zeit, damals hatten wir 
das Problem der Jugendarbeitslosigkeit zu bewäl­
tigen .  

Ich habe zumindest in Erinnerung - und ich 
erinnere mich an die letzten paar Jahre doch noch 
etwas besser - .  daß es damals auch Freiheitliche 
gegeben hat, die dafür verantwortlich waren, vor 
allem für die Wirtschaftspolit ik ,  soweit ich das 
noch sehen kann. Heute gibt es eine Kindeswegle­
gung in d ieser F rage . 

Ich bedauere, daß im Zusammenhang damit 
auch immer wieder darauf h ingewiesen wird , daß 
in dieser Regierung nichts geschehen ist. Seien 
wir doch glück lich , daß wir österreichweit d iese 
Zahlen erreicht haben, seien wir glücklich, daß 
wir in den einzelnen Bundesländern noch deut­
lich bessere Zahlen haben .  Ich kann das für das 
Bundesland Salzb urg sagen. Wir haben mit einer 
durchschnittlichen Arbeitslosigkeit von 3,3 Pro­
zent  deutlich bessere Zahlen . Das hängt auch mit 
der glücklichen Lage d ieses Bundeslandes im 
Grenzbereich zur BRD zusammen. 

Nach mehr als vierzig Jahren Sozialpolitik in 
der Zweiten Republik u nd nach diesem Bericht 
sollte man doch auch e inmal darauf hinweisen, 
warum es dazu gekommen ist. Wir sol lten diesen  
Bericht n icht e infach zur  Kenntnis nehmen und 
darüber hinweggehen und dann in  allen mögli­
chen Bere ichen veröffentl ichen: "Die Tyrannei 
der Sozialpartnerschaft hat uns erdrückt!" So 
habe ich das k ü rzlich gelesen.  - In maßloser 

Überheblichkeit, so meine ich, haben das jene ge­
schrieben, die davon nichts wissen ,  wei l  sie n icht 
in diesem Bereich gearbeitet haben. Das ist kein 
Privileg derer,  die dort gearbeitet haben ,  aber es 
ist die Erfahrung jener, die darin gearbeitet ha­
ben. Ich glaube, daß die Leute, die die Sozial part­
nerschaft in den letzten 40 Jahren gemeinsam ge­
tragen haben ,  eine Position für Osterreich ge­
schaffen haben, die sozialen F rieden gewährlei­
stet. (Bundesrat Mag. L a  k n e  r: Um welchen 
Preis?!) Sie haben mit Vernunft und mit Zielstre­
bigkeit eine Entwicklung in Österreich geb racht, 
für die man uns in sehr vielen Bereichen, auch in 
den Bereichen ,  zu denen wir heute gerne h instre­
ben, beneidet. Auch in der EG beneidet man uns 
darum. (BeifaLL bei der ÖVP. ) 

Ich meine. daß gerade diese Sozialpartnerschaft 
e ine wesentliche Säule ist, wiewohl auch da, kri­
t isc h betrachtet, selbstverständlich Dinge erneu­
ert werden müssen,  daß jene Säulen,  die sich noch 
nicht demokratischen Grundsätzen hingeben, 
auch demokratische Wahlen durchführen - ich 
meine da in besonderer Weise den ÖGB; in  allen 
anderen Bereichen ist das ja der Fall ;  dort gibt es 
ja eine demokratische Mitbest immung i m  Rah­
men der Sozialpartnerschaft - und daß noch 
e ine wesentliche Forderung in der Zukunft aufge­
ste llt werden muß, nämlich die Frage : Wie kön­
nen wir Ökologie in diese Sozialpartnerschaft 
miteinbauen? Wie ist es möglich, fünf Säulen der 
Sozialpartnerschaft zu errichten,  um Wirtschaft 
und Umwelt näher zusammenzubringen? 

Dieser Bericht, der heute dem Hohen  Haus 
vorliegt, zeigt deutl ich, daß die wirtschaftl iche 
Entwicklung in der letzten Zeit ein Parameter für 
d ie Gesamtsituation auch im sozialen Bereich ist. 
Ich bin sehr  glücklich darüber, daß wir im Be­
reich der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
e inen deutlichen Erfolg gehabt haben, wiewohl 
d ie Frage der Ausbildung noch immer offen ist. 
H ier ,  Kollege Rumpold , identifiziere ich m ich  mit 
Ihren Aussagen .  Ich meine, daß wir in dieser Fra­
ge zusammenarbeiten müssen,  und zwar in der 
Form, daß wir jenen Kolleginnen  und Kollegen ,  
d ie k ünftig in  den Arbeitsprozeß einsteigen, von 
Anfang an die Möglichkeit b ieten m üssen,  mög­
l ichst viele Berufe kennenzulernen ,  unter denen 
sie sich für d ie Zukunft e inen erwählen .  Ich glau­
be, daß es zum Beispiel gerade für das achte Jahr 
der Schulausbildung notwendig wäre, verpflich­
tend e ine "Schnupperlehre" e inzuführen, wei l  ge­
rade der gewerbliche Beruf und der handwerkli­
che Beruf in  der Zukunft eine Chance haben 
müssen.  

Aber da gehören e inige Begleitumstände mit 
dazu. Wir m üssen jenem, der i n  diesem Bereich 
e inen  Beruf ergreift, die Chance geben,  daß er 
Anerkennung findet. Das muß zumindest i m  öf­
fentlichen Bereich - das ist heute schon ange-
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k lungen - einmal vorgelebt werden.  W ir müssen 
zum Beispiel jenen, d ie die Meisterprüfung abge­
legt haben ,  zumindest e ine ähnl iche Chance ge­
ben, in den öffentlichen Die nst gestellt zu wer­
den, wie jenen, die eine Matura gemacht haben.  

Ich glaube, auch da könnten wir deutlich ze i­
gen, daß es uns darum geht, daß Hand und Herz 
gemeinsam einen Weg gehen können.  Ich halte es 
daher für notwendig, daß wir in  dieser Richtung 
eine Erneuerung machen. 

Eines ist in  diesem ausgezeichneten Bericht je­
doch nicht ausreichend dokumentiert, und das ist 
die Frage der Familie. Ich gehe auf diese noch 
einmal deshalb ein, weil ich glaube, daß es gerade 
für den Bundesrat eine Aufgabe sein könnte, dar ­
auf hinzuweisen, daß von den Mitteln,  die in 
Österreich zur Verfügung stehen - aus dem Fa­
mi lienlastenausgle ich zum Beispiel - einiges wie­
der zurück an die Länder gehen sollte, um dort 
spezifische Maßnahmen ergreifen zu können. 
Das Geld kommt ja schließl ich aus den Ländern, 
und wir müssen uns in dieser F rage mehr für un­
sere Länder einsetzen. 

Bange ist mir doch etwas für die Zukunft, wenn 
ich die Euphorie bemerke, die vor allem in  eurer 
Gruppe ( in Richtung FPÖ weisend) herrscht und 
d ie aus dem " Programm des sozialen E ngage­
ments für die Zukunft" zu ersehen ist. Ich habe 
d iese blau-grüne Broschüre sehr aufmerksam ge­
lesen, und ich stelle fest: Wenn man unter Sozial­
polit ik - abgesehen von der "Tyrannei der So­
zialpartnerschaft" - dort anführt, daß "überzo­
gene Schutzbestimmungen" abzuschaffen sind, 
daß "die beinahe undurchsetzbare Kündigung be­
st immter Arbeitnehmer ein typisches Beispiel fal­
scher Sozialpolitik" ist, so halte ich das für eine 
unzumutbare Aussage den österre ichischen Ar­
beitnehmern gegenüber. 

Ich muß das deshalb mit al ler Deutlichkeit sa­
gen, weil  wir uns immer dazu verstanden haben, 
für die Sc hwächeren einzutreten ,  und weil wir im­
mer der Meinung waren, daß wir in d ieser Arbeit 
gemeinsam vorgehen müssen.  Ich würde daher 
ersuchen, in der Überarbeitung dieses Pro­
gramms auch in Zukunft einen gemeinsamen 
Weg einzuschlagen ,  denn dieser gemeinsame Weg 
ist sicher der bessere für die österreichischen Bür­
ger, weil jeder etwas davon hat, wen n  es uns ins­
gesamt gut geht. (Beifall bei der ÖVP. - Bundes­
rat R u m  p o l  d: Diese Aussage deckt sich aber mit 
jener des Wirtschqftsbundes, H..err Kollege! -
Zwischenrufe bei O VP und FPO.j Ich sehe hier 
a llerlei , was entwick lungsbedürftig ist. 

Weil  heute von Ihnen von der FPÖ darauf hin­
gewiesen worden ist ,  daß der Herr Kol lege Haider 
sozusagen der Vater der Sozialpolit ik  sei, meine 
ich, daß das nach d iesen Enunziationen , die hier 
in dieser B roschüre drinnen sind, kein österrei-

chischer Arbeitnehmer glauben wird. Wir - das 
ist unsere Aufgabe - m üssen den österreichi­
schen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
sagen,  daß es eine kreative Entwicklung im öster­
reichischen Arbeitsrecht und eine weitere gute so­
ziale Lage geben wird. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ. )  12.59 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeld ungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Sch luß­
wort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht der 
Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s l i m m u n g wird der Berichl 
über die soziale Lage 1 988 e i Tl S t i m  m i g zu.r 
K e n n l n i s genommen. 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Jänner 1990 betreffend eine Vereinbarung 
gemäß Art. I Sa B-VG zwischen dem Bund und 
dem Land Wien über einen gemeinsamen Hub­
schrauberdienst ( 1 087 und 1 1 85/NR sowie 
3806/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 2. Punkt der Tagesordnung: Ver­
einbarung gemäß Artikel I Sa B-VG zwischen 
dem Bund und dem Land Wien über einen ge­
meinsamen Hubschrauberdienst. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Tmej . Ich 
bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Norbert Tmej :  Sehr geeh rter 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Sehr ge­
ehrte Damen und Herren!  Die gegenständliche 
Vereinbarung sol l  dem Umstand Rechnung tra­
gen ,  daß zur Verbesserung der ärztlichen Versor­
gung von Notfallpatienten ,  zur Hi lfeleistung bei 
drohenden Gefahren und als Vorsorge für Aufga­
ben des Zivilschutzes und der Katastrophenh ilfe 
als Ergänzung der bodengebundenen Hilfs- und 
Rettungsdienste der E insatz von Rettungshub­
schraubern erforderlich ist. 

Mit Unterstützung der Sozialversicherungsträ­
ger und anderer Kostenträger sollen der Bund 
und das Land Wien für Rettungsflüge geeignete 
Hubschrauber des B undesminister iums für I nne­
res auch für Rettungs- und Ambulanzflüge sowie 
für den Zivilschutz und die Katastrophenhilfe 
einsetzen. 

Die rechtliche Fundierung dieser Zusammen­
arbeit sol l  dabei derart gestaltet werden, daß das 
Bundesministerium für Inneres das Flugpersonal ,  
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die Hubsch rauber und d ie Infrastruktur be istellt 
u nd die für Rettungs- und Ambulanzflüge anfal­
lenden Hubschrauberbetriebskosten von den So­
zialversicherungsträgern, privaten Versicherun­
gen und anderen Kostenträgern finanziert wer­
den, sodaß im laufenden Finanzjahr und auch im 
B udgetprognosezeitraum d ie Mehrausgaben 
durch Mehreinnahmen kompensiert werden .  

Der Rec htsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom .30. Jänner 1 990 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
sch lossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben.  

Als  Ergeb nis se iner Beratung stellt der Rec hts­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle besc hl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Jänner 1 990 betreffend eine Vereinbarung ge­
mäß Artikel  I Sa Bu ndes-Verfassungsgesetz zwi­
schen dem Bu nd und dem Land Wien über einen 
gemeinsamen Hubschrauberdienst wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat  sich Herr Bundesrat 
Helmut Klomfar. Ich erteile ihm dieses. 

Bevor B undesrat Klomfar zu Wo rt kommt. 
darf ich Herrn Bundesminister Dr.  Foregger bei 
u ns begrüßen .  (A llgemeiner Beifall. ) 

Bitte, Her r  Bundesrat. 

1 3.02 

Bundesrat Helmut Klomfar (ÖVP, Wien) :  Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Herren Bundesminister!  Sehr geehrten Damen 
u nd Herren ! D iese Vereinbarung zwischen dem 
B u nd und dem Land Wien über den gemeinsa­
men Hubschrauber-Rettungsdienst ist d ie letzte 
abgeschlossene Vereinbarung, d ie eine flächen­
deckende F l ugrettungsversorgung in Österreich 
gewährleistet. 

Die Flugrettung in Österreich ist ein bereits be­
währtes System.  Unabhängig von den finanziellen 
Möglichke iten eines Verunfallten kann erste Hil­
fe d urch den Notarzt geleistet werden ,  können 
Spitalstransporte durchgefüh rt werden ,  d ie Hub­
schrauber stehen aber auch für Katastrophenh ilfe 
zur  Verfügung. Es werden bereits seit dem Jahre 
1 954 Flugrettungse insätze geflogen, und es ist 
d iesbezüglich in Österreich e ine sehr große Er­
fahrung im Verhältnis zu anderen Länder vor­
handen. Es wurden in den letzten Jahren über 
22 000 Menschen d urch Flugrettungseinsätze ge­
rettet, und ich glaube, wir können stolz darauf 
sein ,  daß w i r  das einzige Land in Europa sind, das 

nun eine flächendeckende Flugrettungsversor­
gung hat. (Bundesrat G a r g i  t t e  r :  Die Schweiz.') 

Zur Pflichentei lung zwischen dem B und und 
dem Land Wien e inige Bemerkungen: Der Bund 
stellt das Fluggerät zur Verfügung, o rganisiert 
den Flugbetr ieb, stel lt d ie P i loten zur Verfügung, 
d ie Infrastruktur u nd die logistischen Maßnah­
men. Natürlich obl iegen dem Bund auch die Luft­
verkehrsregeln.  Da möchte ich nicht unerwähnt 
lassen, daß es, gena uso wie im Straßenverkehr ,  
natü rlich der  Fall ist, daß Flugzeuge und Hub­
schrauber für Notfälle auch in den Luftverkehrs­
regeln Vorrang haben. Auch d ie Hubschrauber­
betriebsstunden obliegen dem Bund u nd den So­
zialversicherungen, ebenso d ie Mittelaufbringung 
auch durch private Versicherungen .  

Das Land Wien h ingegen stellt d i e  Rettungsleit­
stelle, die Ärzte und Sanitäter mit der h iefür not­
wendigen Ausbildung zur Verfügung, koordiniert 
den Flugrettungsdienst mit dem bodengebunde­
nen Rettungsdienst, sorgt für die Wartung und 
Betreuung der medizinischen Einr ichtungen und 
natürl ic h  auch für den Nachschub von Medika­
menten.  Weiters stellt das Land Wien Bergungs­
spezial isten und, wenn nötig, auch d ie Feuerweh­
ren zur Verfügung. 

Ich glaube, wir s ind uns alle darüber einig, daß 
für d iese Versorgung und für d iesen Vertrag 
humanitäre Gründe erstrangig und vorrangig sein 
müssen. Volkswirtschaft lich betrachten müssen 
wir natürlich auch d ie Kosten .  Die Mehrkosten 
eines Flugrettungsdienstes gegenüber der boden­
gebundenen Rettung sind ja nicht u nerheblich. 

Aber ich glaube und ich bin überzeugt davon,  
daß die Rettung von Tausenden von Menschenle­
ben, eine Reduktion von bleibenden Gesundheits­
schäden und durch d ie raschere Rettung ziemlich 
sicher auch eine Reduktion bleibender Invalidität 
im Verhältnis zu den Mehrkosten mehr als ver­
tretbar sind. Ich glaube, auch aus d iesem Grund 
kann man d ieser Vereinbarung nur  z ustimmen. 
- Danke schön.  (Allgemeiner Beifall. ) /3.06 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldung l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
n icht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e in Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abst immung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Be-
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schluß des Nationalrates k e i n  e n E i n -
s p r Cl c h zu erheben. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Jänner 1 990 betreffend einen Vertrag zwi­
schen der Republik Österreich und der B undes­
republik Deutschland über den Verlauf der ge­
meinsamen Staatsgrenze in der Sektion III des 
Grenzabschnittes "Scheibelberg-Bodensee" so­
wie in einem Teil des Grenzabschnittes "Drei­
eckmark-Dandlbachmündung"' und des Grenz­
abschnittes "Saalach-Scheibelberg" samt Noten­
wechsel und Anlagen 1 bis 13 ( 1 1 1 3 und 1 187/NR 
sowie 3808/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 3. Punkt  der Tagesordnung: Ver­
trag zwischen der Republik Österreich und der 
Bundesrepublik Deutsch land über den Verlauf 
der gemeinsamen Staatsgrenze in der Sektion III  
des Grenzabschnittes " Scheibelberg-Bodensee" 
sowie in einem Teil des Grenzabschnittes "Drei­
eckmark- Dandlbachmündung" u nd des Grenzab­
schnittes "Saalach-Scheibelberg" samt Noten­
wechsel und Anlagen 1 b is 1 3. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Mag. Bösch. 
Ich bitte ihn  um den Bericht. 

Berichterstatter Mag .  Herbert Böseh: Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Meine Herren Bundesmi­
nister! Hohes Haus!  Mit  dem gegenständlichen 
Staatsvertrag soll e ine  Berichtigung des Grenz­
verlaufes der Staatsgrenze dadurch erfolgen , daß 
einerseits Vermarkungsmängel beseitigt, anderer­
seits neuzeitliche Gre nz urkundenwerke geschaf­
fen werden.  

Inhaltlich weist der vorl iegende Vertrag u nter 
anderem folgende Schwerpunkte auf: 

Neuerstelltes Grenzurkundenwerk beseitigt 
Unklarheiten im Grenzverlauf in der Sektion I I I  
des Grenzabschnittes "Scheibelberg-Bodensee" ; 

Grenzberichtigung i m  Grenzabschnitt "Drei­
eckmark-Dandlbachmündung" wegen des 1976 
fertiggestellten Ranna-Stausees durch Austausch 
von Gebietsteilen; 

Grenzberichtigung im Grenzabschnitt "Saa­
lach-Scheibelberg" wegen des 1 982 und 1 983 auf 
deutschem Gebiet erfolgten Ausbaus der Berch­
tesgadener Straße (B 1 60) durch den Austausch 
von Gebietsteilen; 

Da nach Artikel 3 Abs. 2 Bundes-Verfassungs­
gesetz für die vereinbarten Gebietsänderungen 
übereinstimmende Verfassungsgesetze des Bun­
des und der betroffenen Länder Oberösterreich 
und Salzburg sowie Tirol und Vorarlberg erfor­
derlich sind, war von der Bundesregierung gleich­
zeitig mit der diesbezüglichen Regierungsvorlage 
der Entwurf eines entsprechenden Bundesverfas-

sungsgesetzes e ingeb racht worden, der d urch den 
Nationalrat  ebenfalls in seiner S itzung am 
24. Jänner 1 990 der verfassungsmäßigen Behand­
lung zugefüh rt wurde. 

I m  Sinne des Artikel 49 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz beschlo ß  der Nationalrat, daß die An­
lagen 1 bis 13 des vorl iegenden Vertrages in  der in 
den Erläuterungen zur gegenständlichen Regie­
ru ngsvorlage beschriebenen Weise k undzuma­
chen sind. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in se iner Sitzu ng vo m 30. Jänner 1 990 i n  
Verhandlung genom men und einstim mig be­
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen,  i m  
Sinne des Art. 5 0  Abs. 1 Bundes-Verfassungsge­
setz die Zust immung zu erte ilen.  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der  Rechts­
ausschuß som it den A n  t I' a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Dem Beschluß des Nationalrates vom 24. Jän­
ner 1 990 betreffend einen Vertrag zwischen der 
Republik Österreic h  und der Bundesrepublik 
Deutschland über den Verlauf der gemeinsamen 
Staatsgrenze in  der Sektion III  des Grenzab­
schnittes " Scheibelberg-Bodensee" sowie in ei­
nem Teil des Grenzabschnittes " Dreieckmark­
Dandlbachmündung" und des Grenzabschnittes 
" Saalach-Scheibelberg" samt Notenwechsel und 
Anlagen 1 bis  1 3  wird im Sinne des Artikels 50 
Abs. 1 B undes-Verfassu ngsgesetz die Zustim­
m ung ertei lt .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte e in .  

Ich ertei le Herrn B undesrat Jürgen Weiss das 
Wort. 

13JJ9 
Bundesrat Jürgen Weiss (ÖVP, Vorarlberg) :  

Herr Präsident! Meine Herren Bundesminister l  
Hohes Haus!  Dem Antrag des Berichterstatters 
konnten Sie entnehmen , daß nicht beschlossen 
werden sol l ,  keinen E inspruch zu erheben,  son­
dern daß die Zustim m ung nach Artikel  50 Abs. 1 
des Bundes-Verfassu ngsgesetzes erteilt wird. 

Das ist e i n  bemerkenswerter Unterschied, be- . 
merkenswert auch deshalb , weil i n  den E rläutern­
den Bemerkungen der Regierungsvorlage noch 
die Auffassung vertreten wurde, daß die Zust im­
mung des B undesrates gemäß Artikel 50 Abs. 1 
2. Satz Bun des-Verfassungsgesetz nicht verfas­
sungsrechtl ich geboten sei . 

Ich glaube, es ist zweckmäßig, für das Protokoll 
und für die Zukunft sowie allfäl l ige Auslegungs­
schwierigkeiten ein b ißchen die Entsteh ungsge­
schichte des heutigen Beschlußantrages zu be-
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leuchten, wei l  sie dem Ausschu ßbericht allein 
nicht entnommen werden könnte. 

Die Rechtsansicht der Bundesregierung ist si­
cherlich d iskussionswürdig, weil man davon aus­
gehen kann - und das hat der Verfassungsdienst 
des Bundeskanz leramtes ja auch getan - ,  daß bei 
der Veränderung von Staatsgrenzen übereinstim­
mende Verfassungsgesetze des Bundes und der 
betreffenden Länder erforderlich s ind und damit 
dem Schutzbedürfnis der Länder genügend Rech­
nung getragen se i, we il es einem Lande zumindest 
theoretisch möglich wäre, ein so lches Verfas­
sungsgesetz nicht zu besch ließen. 

Auf der anderen Seite steht die rechtliche Posi­
tion, die von Länderseite, insbesondere vom Land 
Vorarlberg, vertreten wurde, daß sehr wohl in 
den Zuständigkeitsbereich der Länder eingegrif­
fen wird, eben in der Weise, daß der Bundesge­
setzgeber etwas regelt, was nicht ausschließlich 
ihm, sondern zumindest teilweise a uc h  dem Lan­
desgesetzgeber vorbehalten ist. 

Der Ausschuß des Nationalrates hat sich dieser 
Rechtsansicht der Länderseite angeschlossen, und 
schon im Ausschußbericht des Ausschusses für 
innere Angelegenheiten des Nationalrates ist sehr 
dezent - für den Außenstehenden fast nicht 
merklich, was damit gemeint wäre - festgehalten 
- ich zitiere - :  

"Außerdem stellt der Ausschuß für in nere An­
gelegenheiten anläßlich seiner Beratungen über 
den gegenständl ichen Staatsvertrag einvernehm­
l ich  fest, daß der letzte Satz des fünften Absatzes 
im Allgemeinen Teil der Erläuterungen der Re­
gierungsvorlage entbehrlich ist ."  - Ende des Zi­
tats. Der zitierte letzte Satz war eben jener, daß 
das Gesetz nicht zustimmungspfl ichtig wäre. 

Wir haben dem Ausschuß des Nationalrates zu 
danken für diese Einsicht, we i l  gerade h ier im 
Bundesrat im Zweifel zwischen zwei versch iede­
nen Rechtspositionen natürlich jene der Länder 
woh l  stärker zählen muß.  Das ist für mich,  wenn 
man immer von der Stärkung des Bundesrates re­
det, ein Beispiel, daß man in kleinen Schritten 
doch auch im Nationalrat ernst genommen wird .  

Ich darf aus einem Schreiben des Bundesmini­
steriums für auswärtige Angelegenheit vom 
1 7. Jänner an das Amt der Vorarlberger Landes­
regierung zitieren, in dem die ganzen Positionen 
dargestellt werden und dann am Schluß geschrie­
ben wird : 

"Aufgrund der obzitierten dortamtlichen Stel­
lungnahme haben die Abgeordneten Partik-Pable 
und Ermarcora die Streichung der diesbezügli­
chen Passage in den Erläuterungen erwirkt, weil" 
- und das muß man jetzt doppelt unterstreichen 
- "sonst d ie begründete Gefahr bestünde, daß 

der Vertrag im Bundesrat auf gro ße Schwierigkei­
ten sto ßen würde." 

Wir freuen uns, daß es zu diesen Schv.::ierigkei­
ten nicht kommen muß.  (Beifall bei O VP und 
SPÖ. )  13.13 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist gesc hlossen. 

Wird vom Herrn Beric hterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfal ls nic ht der 
Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m Cl n g beschließt der Bu/!­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit. im Sinne des Arti­
kels 50 Abs. 1 Bundes- Verfassungsgesetz die Z u ­
S t i m  m Cl n g zum Beschluß des Nationalrates zu 
erceilell. 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Jänner 1990 betreffend ein Bundesverfas­
sungsgesetz über den Verlauf der Staatsgrenze 
zwischen der Republik Österreich und der Bun­
desrepublik Deutschland in der Sektion 111 des 
Grenzabschnittes "Scheibelberg-Bodensee" so­
wie in einem Teil  des Grenzabschnittes "D rei­
eckmark-Dandlbachmündung" und des Grenz­
abschnittes "Saalach-Scheibelberg" ( 1 1 06 und 
1 1 86/NR sowie 3807/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 4. Punkt der Tagesordnung: 
Bundesverfassungsgesetz über den Ve rlauf der 
Staatsgrenze zwischen der Republik Österreich  
lind der  Bundesrepubl ik Deutsch land in der  Sek­
tion I I I  des Grenzabschnittes "Scheibelberg-Bo­
densee" sowie in einem Tei l  des Grenzabsch nittes 
"Dreieckmark-Dandlbachmündung" und des 
Grenzabschnittes "Saa lach -Scheibelberg" . 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Mag. 
Herberg Bösch übernom men. Ich b itte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Mag. Herbert Böseh: Herr Prä­
sident! Herr Bundesmi nister ! Hohes Haus! Durch 
den gegenständlichen Beschluß des Nationalrates 
soll dem Erfordernis des Artikels 3 Abs. 2 Bun­
des-Verfassungsgesetz e ntsprochen werden ,  wo­
nach eine Änderung des B undesgebietes, die zu­
gleich Änderung eines Landesgebietes ist, nur 
durch übereinstimmende Verfassungsgesetze des 
Bundes und jener Länder - das sind im gegen­
ständlic hen Fall  die B undesländer Oberöster­
reich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg - erfolgen 
kann,  deren Gebiet eine Änderung erfährt. 
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Der am 3. April 1 989 in Wien unterzeichnete 
Vertrag zwischen der Republik Österreich und 
der Bundesrepublik Deutsch land über den Ver­
lauf der gemeinsamen Staatsgrenze in der Sek­
tion III  des Grenzabschnittes "Scheibelberg-Bo­
densee" sowie in e inem Teil des Grenzabschnittes 
"Dreieckmark-Dandlbachmündung" und des 
Grenzabsch nittes " Saalach-Scheibelberg" so ll vor 
allem bewirken, daß die österreichisch-deutsche 
Staatsgrenze im Bereich der Sektion III des 
Grenzabsch nittes "Scheibelberg-Bodensee" (dies 
ist der Bereich vom Lech bis zur Einmündung der 
Leiblach in den Bodensee) nur durch ein neues, 
den heutigen Anforderungen entsprechendes 
Grenzurkundenwerk bestimmt wird. Weiters hat 
sich die Notwendigkeit von Grenzberichtigungen 
durch Straßenbauarbeiten im Bereich des Stra­
ßengrenzüberganges Hangendenstein (Salzburg) 
- Sc hellen berg in Grenzabschnitt "Saalac h­
Scheibelberg" und durch die Errichtung des Ran­
nasees (Stausee/Oberösterreich) im Grenzab­
schnitt " Dreieckmark-Dandlbachmündung" er­
geben. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage i n  seiner Sitzung vom 30. Jänner 1 990 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, den Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den A n  t r a g . der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Jänner 1 990 betreffend ein Bundesverfas­
sungsgesetz über den Verlauf der Staatsgrenze 
zwischen der Republik Österreich und der Bun­
desrepublik Deutschland in  der Sektion III des 
Grenzabsch nittes "Scheibelberg-Bodensee" sowie 
in einem Teil  des Grenzabschnittes "Dreieck­
mark-Dandlbachmündung" und des Grenzab­
schnittes "Saalach-Scheibe lberg" wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke. 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies n icht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt  der Bun­
desrat mir Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1 990 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und der Tsche­
choslowakischen Sozialistischen Reeublik über 
die Errichtung und Tätigkeit eines Osterreichi-

sehen Kulturinstitutes in Prag und eines Kultur­
und Informationszentrums der Tschechoslowa­
kischen Sozialistischen Republik in Wien (98 1 
und 1 134/NR sowie 3809/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 5. Punkt der Tag��ordnung: Ab­
kommen zwischen der Republik Osterreich und 
der Tschechoslowakisc hen Sozialistischen Repu­
blik über die Errichtung und Tätigkeit e ines 
Österreichischen Kulturinstitutes in Prag und ei­
nes Kultur- und I nformationszentrums der 
Tsc hechoslowakischen Sozialistischen Republik 
i n  Wien. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Mi­
lan Unzer übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Dr. Mi lan Linzer: Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister !  Hoher Bundesrat! 
Das gegenständ liche Abkommen sieht die Errich­
tung eines Österreichischen Kulturinstitutes in 
Prag und eines Kultur- und Informationszen­
trums der CSSR in Wien vor. Hiedurch sol len  die 
beidseitigen Beziehungen in den Bereichen Kul­
tur, Wissenschaft und Bi ldungswesen - auch im 
Sinne der von der Bundesregierung angestrebten 
För�erung der gutnach barLichen Beziehu ngen 
zur CSSR - intensiviert werden.  

K ulturinstitute unterstehen dem Bundesmini­
sterium für auswärtige Angelegen heiten und wer­
den in ku lturellen Zentren des Auslandes errich­
tet: sie haben die Aufgabe, die Kenntnis über 
österreich ische Leistu ngen auf den Gebieten der 
Kultur, der Wissenschaft und des Bi ldungswesens 
zu vermitteln und die Kontakte zwischen entspre­
chenden Einrichtungen Österreichs u nd des Gast­
landes zu fördern. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Absch lusses des vorl iegenden Abkom­
mens d ie Erlassung von besonderen B undesgeset­
zen i m  Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz zur Überführung des Vertragsin­
haltes in  die innerstaatl ic he Rec htsordnung n icht 
erforderlich. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 30. Jän­
ner 1 990 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig  besch lossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen,  keinen Einspruch zu erheben .  

A l s  Ergeb nis seiner Beratung stellt der Außen­
pol itische Ausschuß som it den A n  t r a g, der 
Bundesrat wol le beschließen: 

Gege n  den Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1 990 betreffen d  ein Abkommen zwi­
schen der Republ ik Österreich und der Tschecho­
slowakischen Sozialistischen Rep'ubl ik  über d ie 
Errichtung und Tätigkeit e ines Osterreichischen 
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Kulturinstitutes in Prag und eines Kultur- und In­
formationszentrums der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik in Wien wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat  s ich Herr Bundesrat 
Albrecht Konecny. Ich erteile es ihm.  

13.:'0 .. 
Bundesrat Albrecht Konecny (SPO. Wien) :  

Herr Präsident! Herr Bundesminister !  Meine Da­
men und Herren ! Die österreich ische Auslands­
ku lturpolitik hat sich über lange Phasen eher auf 
d ie großen Hauptstädte der Weltmächte konzen­
triert, auf gewisse Kulturzentren von Regionen .  
und hat über eine lange P hase - was sicherlich 
mit den politischen Verhältnissen erklärbar ist -
in unserer unmittelbaren Nac hbarschaft wenig 
Aktivitäten gezeigt. Wir haben traditionellerweise 
Kulturinstitute in Rom, in Paris, in London. in 
Kairo. in New York, in  Istanbul,  i n  Teheran, und 
wir haben vor dieser Beschlu ßfassung bisher nur 
in Zagreb, in Warschau, in B udapest und nun­
mehr eben in Prag in unserer unmittelbaren 
Nachbarschaft solche Einr ichtungen geschaffen. 

Ich glaube , da ß Kulturinstitute doch auf ver­
schiedenen Ebenen Aufgaben zu erfül len haben. 
Natürlich sind sie in Regionen,  in denen die Ver­
trautheit mit österreichischer, mit europäischer 
Kultur n icht so groß ist, anders zu strukturieren 
als in Nachbarstaaten, wo es darum geht, kulturel­
le Beziehungen und Wechselbeziehungen, d ie seit 
vielen Jahrhunderten bestehen, n icht neu zu or­
ganisieren, nicht neu zu erfinden, sondern ihnen 
eben eine Infrastruktur zur Verfügung zu stellen. 
die gerade jetzt das Wiederaufleben dieser Wech­
se lbeziehung erleichtert und verstärkt. 

Ich halte es für richtig, daß wir mit diesem Be­
schluß - und wir werden natürlich diesem Ver­
trag zustim men - eine Maßnahme zur richtigen 
Zeit setzen,  sehr viel richtiger , als das zum Zeit­
punkt absehbar war. als die Gespräche darüber 
mit einer tschechoslowakischen Arbeitsgruppe im 
Ju li 1 987 begonnen haben. Es ist schließlich auch 
das Abkommen, das wir heute zu behandeln ha­
ben, bereits im Dezember 1 988 beschlossen wor­
den. Die Dynamik der E ntwicklung hat uns so­
woh l  die Unterzeichner  von damals auf der ande­
ren Seite abhanden kommen lassen, was a uch si­
c herlich dazu führen wird, daß wir auf eher admi­
nistrativem Weg den Titel jener Republik,  mit  der 
wir den Vertrag abgeschlossen haben, im Nach­
vol lzug auf jenen Standard oder in jene Richtung 
verändern werden,  die unsere tschechoslowaki­
schen Freunde sich selbst geben. 

Ich glaube, daß die österreichische Auslands­
k ulturpolit ik gerade angesichts dieser dynami-

sehen Entwicklung n icht nur in der Tschechoslo­
wakei, nicht nur in Ungarn ,  nicht n ur in Polen 
und nicht nur in  Jugoslawien - ich nenne d iese 
Staaten deshalb. weil es eben dort Kulturinstitute 
gibt - eine ganz besondere Aufgabe hat, sonder n  
e s  wäre sicherl ich auch verdienstvoll ,  jene ande­
ren osteuropäischen Staaten,  zu denen traditio­
nelle Beziehungen bestehen, ebenfalls in  d ieses 
Spektrum von Kulturinstituten aufzunehmen, 
österreichischerseits Bemühungen z u  unterneh­
men, zu vertragl ichen Regelungen zu kommen. 
um in jenen Staaten ,  in denen das noch nicht der 
Fall ist .  ebenfalls so lche Kulturinstitute zu schaf­
fen .  

Ich glaube , d a ß  wir uns im Zusammenhang mit  
dem zahlenmäßigen Wachstum der österreichi­
schen Kulturinst itute einmal mehr mit jener F ra­
ge beschäftigen müssen. die auch der Herr Au­
ßen minister im Nationalrat angeschnitten hat, 
näml ic h  mit der Frage: Ist es wirk lich das Außen­
ministerium. das am besten a ls - wie sol l  ich sa­
gen - gastgebendes Ressort für diese Aktivität 
geeignet ist? Wäre das nicht vielleicht beim B il­
dungsressort anzusiedeln? Oder sollten wir uns 
gerade mit dem Wachstum d ieser Aktivi tät nicht 
überlegen,  e ine eigenständige Körperschaft zu 
schaffen, d ie in der Gesamtverantwortung der 
Bundesregierung steht und für diese die Aus­
landskulturtätigkeit durchführt? 

Ich wi l l  in dieser Phase dazu keinen konkreten 
Standpunkt vertreten.  aber i ch  glaube , daß es not­
wendig ist. die Diskussion unter den Gesichts­
punkt�n der Effizienz, der Sparsamkeit, aber vor 
allem auch einer flexiblen Nutzung der möglichen 
Ressourcen zu führen. 

Wenn der Herr Außenminister im Nationalrat 
gemeint hat. eines der Probleme der Kulturinsti­
tute l iege darin ,  daß die d ienstrechtl iche, finan­
zielle und entlohnungsmäßige Einstufung der 
Kulturattaches und auch der Kulturinstitutsleiter 
diese Tätigkeit für die Diplomaten,  a lso für das 
eigentl iche Corps des Außenministeriums, nicht 
besonders attraktiv macht, dann sollte man das 
doch als Ansatz für einen negativen Kom petenz­
konfl ikt von seiner Seite betrachten und wirkl ich 
weiterdenken. 

Es wäre aber mit Sicherheit unvollständig , 
wenn man zu d iesem Vertrag Stellung nimmt,  
n icht auch zu dem Hintergrund, vor dem nun d ie 
Real isierung eines österreichisches Kulturinstitu­
tes in  Prag möglich erscheint, ein paar Worte zu 
sagen.  

Zunächst e ine eher technische Bemerkung. Ich 
hoffe, daß es  gerade bei den jetzt laufenden Ge­
sprächen mit den tschechoslowakischen Spitzen­
vertretern möglich sein wird , die Frage des für 
das österreichische Ku lturinstitut in Aussicht ge­
nommenen Geländes oder Gebäudes möglichst 
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rasch zu klären,  damit das nicht eine leere Ver­
tragsbestimmung bleibt, sondern damit wir  tat­
säc hlich als Österreicher möglichst rasch die 
Möglichkeit bekommen,  etwas einzurich ten und 
den Betrieb aufzunehmen. 

Ich möchte eine zweite Bemerkung anschl ie­
ßen .  Gerade angesichts des Tenors der Gesprä­
che, d ie gestern geführt wurden, scheint  es mir 
sinnvoll zu sein ,  zu überlegen, ob wir diesem K ul­
turinstitut nicht eine ganz best immte Unterabtei­
lung anschließen sollten,  näml ich eine U nterab­
te i lung - und auch das ist Kultur. zumindest in 
einem gesel lschaftspolit ischen Sinn - ,  die d ie 
tschechoslowakische Öffentlichkeit ein bi ßehen 
über u nseren Wissensstand über die Gefahren der 
Kernenergie aufklärt, um dazu beizutragen ,  daß 
es zu einem Gesinnungswandel in der tschecho­
slowakischen Energiepolitik kommt, zu  einem 
Gesinnungswandel ,  an dem wir aus ureigenem Si­
cherheitsinteresse gro ßes Interesse haben.  (Allge­
meiner Beifall. ) 

Die Tschechoslowakei hat von allen osteuropäi­
schen Staaten bis jetzt - und wir wünschen unse­
ren Freunden jenseits dieser Grenze, daß es so 
bleibt - den Wandel mit den geringsten Verlu­
sten sowohl an politisch-stru ktureller S ubstanz 
als auch an Leiden h inter sich gebracht.  Die 
Tschechoslowakei hat gezeigt, daß es möglich ist, 
diesen Wandel ohne das Risiko des Chaos zu be­
werkstell igen, und daß es erst rec ht möglich ist. 
d iesen Wandel zu bewerkste lligen, ohne in harte 
und in anderen Fällen sogar bl utige Auseinander­
setzungen eintreten zu müssen. 

D ie Tschechen - gerade sie - haben im Vor­
urtei lsbild des Österreichers sehr oft ein I mage, 
das so ein b ißchen - ic h sage es jetzt fre undlich 
- in Richtung auf vorsichtig u nd anpaßlerisch 
geht .  Aber ich glaube, daß diese Monate, in denen 
der Wandel in der Tschechoslowakei stattgefun­
den hat, ein eindrucksvol ler Beweis dafür sind, 
daß die klare Zielsetzung, das k lare Wissen um 
das, was zuoberst auf der politischen Tagesord­
n ung steht  - und das ist eben der Wandel des 
Systems und n ic ht das Beziehen der Startpositio­
nen für den Kampf u nd die Macht nac hher - ,  
daß das Wissen u m  die Notwendigkeit der Auf­
rechterhaltung staatlicher, verwaltungsmäßiger, 
aber auch ökonomischer Strukturen für d ie Be­
völkerung d ieses Landes den Wandel sehr viel po­
sitiver  gemacht hat, auch mit seh r  viel posit iveren 
Zukunftsaussichten versehen hat, als das in ande­
ren Oststaaten der Fall war. 

Diese ruh ige E ntwicklung, die in dem, was sie 
erreicht, um nichts h inter anderen osteuropäi­
schen Ländern zurückbleibt, diese ruhige Ent­
wicklung bietet günstige Voraussetzungen dafür, 
daß die Tschechoslowakei sehr rasch wieder jenen 
Platz - kulturell, aber nicht nur ku lturel l  - in 
Europa einnehmen kann, den sie insbesondere in 

der Zwischenkriegszeit gehabt hat, und bietet -
gerade aus unserem B lickwinkel  betrachtet - d ie 
allerbesten Voraussetzungen dafür,  daß die engen 
Beziehungen zwischen Österreich und der Tsche­
choslowakei, die es u nter verschiedenen Aspekten 
immer gegeben hat, nunmehr  einen ganz beson­
deren qualitativen Aufschwung nehmen. 

Möge es dazu kommen, daß d ie Errichtung die­
ses Kulturi nstitutes möglichst bald ein kleines Ge­
burtstagsgeschenk fü r die freie demokratische 
Republik Tschechoslowakei ist. Möge dieses Kul­
turinstitut einen kleinen Bei trag dazu liefern kön­
nen, nicht nur Kultur im Sinn von Kunst unseren 
tschechoslowakischen Freunden zu präsentieren, 
sondern auch einen kleinen Beitrag dazu leisten ,  
daß  die demokratische polit ische Kultur in unse­
rem Nac hbarland sich so entwickelt u nd in jener 
demokratischen E ntwicklung entwickelt, die wir 
für unser e igenes Land vor seh r  viel längerer Zeit  
erre icht und verteidigt haben und die die Tsche­
chen und Slowaken jetzt wiedererrungen haben .  

Es  hat lange gedauert, aber das Motto, der 
Wahlspruch des Gründers der Tschechoslowaki­
schen Republ ik  Thomas Masaryk ,  "pravda zv ite­
zi" , " Die Wahrheit siegt" , hat, nachdem niemand 
b is vor wenigen Jahren daran glauben konnte, 
daß diese Demokratie, daß d iese Republik ihre 
Wiederauferstehung erleben kann, eben tatsäch­
l ich gesiegt. 

Dazu wollen wir den Tschechen und Slowaken 
gratulieren, dabei wollen wir ihnen helfen, und 
deshalb freuen wir uns darüber, daß d ieses Kul­
turinstitut vielleicht ein kleines Zentrum der Dis­
kussion ,  der Anregung u nd der Hilfe werden 
kann. (Allgemeiner Beifall) 13 .33 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich  Herrn B undesrat 
Mautner Markhof das Wort. 

13 .33 
Bundesrat Dr. h .c .  Manfred Mautner Markhof 

(ÖVP, Wien) :  Herr Präsident !  Herr Bundesmini­
ster !  Hoher Bundesrat! Es l iegt uns heute diese 
Regier�ngsvorlage vor übe\, das Abkom men zwi­
schen Osterreich und der CSSR, das die Errich­
tung des gerade besprochenen Kulturinstituts i n  
Prag und eines tschechoslowakischen Kultur- und 
Informationszentrums in Wien zum Gegenstand 
hat. 

Grundsätzlich geht es dabei u m  die Festlegung 
des Rechtsstatus, der Befugnisse sowie des Tätig­
keitsbereiches dieser Institutionen, durch d ie die 
beiderseitigen Bezieh ungen in  den Bereichen 
Kultur, Wissenschaft und B i ld ungswesen intensi­
viert werden .  

Wir alle, sehr geehrte Damen und Herren, ste­
hen unter dem Eindruck der E reignisse in Mittel ­
und  Osteuropa, d ie  binnen weniger Monate Ver-
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änderungen gebracht haben, an die noch vor e i­
nem Jahr selbst kühnste Optim isten n icht zu den­
ken wagten .  

Es  bereitet mir  daher eine ganz besondere 
Freude, daß wir uns heute mit e inem Abkommen 
befassen, das einen wesentlichen Beitrag zum ge­
genseitigen Kennenlernen und damit zu e iner 
besseren Verständigung mit unserem Nachbarn, 
der CSSR. leistet. 

Wie wichtig persön liche Kontakte. gegenseiti­
ges Ken nenlernen, ja einfache Gespräche zwi­
schen Mensc hen sind, zeigen uns nicht zuletzt Er­
folge wie beispielsweise jene der Konferenz über 
S icherheit und Zusammenarbeit in  Europa. Auch 
bei der jüngst abgehaltenen Veransta ltung " Run­
der Tisch Europa" , an der 1 60 Delegierte aus 
Ost- und Westeuropa, aus den USA und Kanada, 
ja sogar aus Australien und Neuseeland te ilge­
nommen haben,  kam deutlich zum Ausdruck, wie 
groß das Bedürfnis nach dem direkten Gespräch, 
nach e inem Forum der Begegnung und des Er­
fahrungsaustausches ist. 

Unsere Erfahrungen, meine sehr geehrten Da­
men und Herren,  sind ein nicht zu unterschätzen­
des Gut. Diesen Erfahrungsschatz den um Refor­
men und Demokratie bemühten Kräften in den 
osteuropäischen Staaten zur Verfügung zu stel­
len, sollte uns nicht nur ein Anliegen se in ,  son­
dern sol l te vielmehr als eine Art Ve rpflichtung 
angesehen werden. 

Dazu bedarf es jedoc h geeigneter Plattformen 
und Stätten der Begegnungen. Bedeutende Ein­
richtungen dieser Art stellen unter anderem die 
österreich ischen Kulturinstitute im Ausland dar. 
Man kann gar n icht oft genug darauf hinwei sen ,  
wie sinnvoll u nd positiv d ie  Einrichtungen von 
Kulturinstituten sind. 

Die derzeit bestehenden zehn österreich ischen 
Kulturinstitute - auf die ja mein Vorredner 
schon h ingewiesen hat, sie befinden sich in  Rom,  
Paris, London, Agram, Kairo, New York, War­
schau, B udapest, Istanbul und Teheran - bewei­
sen immer wieder den völ kerverbindenden Effekt 
derartiger Institutionen. Der Wert der vielfältigen 
Aktivitäten der Kulturinstitute, die von Ausstel­
lungen, Vorträgen,  Konzerten und Sprachkursen 
über die Organisation von Österreich-Tagen bis 
zur Betreuung von Professoren ,  Studenten und 
Künstlern re ichen, kann gar nicht hoch genug 
eingeschätzt werden. 

Erlauben Sie mir an dieser Stelle auch die Be­
merkung, daß d ie Aufstockung der finanziel len 
Dotierung der Kulturinstitute von 23 auf 33 Mil­
l ionen Schil l ing zwar eine erfreuliche Tatsache 
ist, die aber n icht  darüber hinwegtäuschen sol l ,  
daß die geldmäßige Ausstattung der Institute 
noch nicht die al lerbeste ist. 

Im H inblick auf das neuzuschaffende Kultur in­
stitut in Prag möchte ich meiner Hoffnung Aus­
druck verleihen, daß es sich hiebei sozusagen um 
die I nitialzündung zu zahlreichen Kontakten,  Ge­
dankenaustauschen und Kooperationen handeln 
wird. Denn was ist nahel iegender als d ie Zusam­
menarbeit mit  einem Land, dessen Geschichte so 
eng m it der unseren verbunden ist, e ine m  Land, 
mit dem uns so v iele Gemeinsam keiten geistig­
kultureller Art verbinden, das heute noch dazu 
von e inem bedeutenden Schriftsteller als Staats­
oberhaupt repräsentiert wird. 

Sol lte es e inem Eisernen Vorhang gelungen 
sein ,  gänzlich zu beseitigen, was die gegenseitige 
geistige Befruchtung in Jahrhunderten geschaffen 
hat? Ich brauche nicht erst Namen wie Ri lke, Kaf­
ka oder Werfel zu nennen, um die engen Bezie­
hungen zwischen Prag und Wien zu veranschauli­
chen.  Es genügt schon, die Namen i m  Wiener Te­
lefonbuch durchzugehen, um die Verbundenheit 
zwischen den Menschen der beiden Länder zu se­
hen. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte die Gelegenheit nützen und an d ieser 
Stelle auch auf den wirtschaft l ichen Aspekt der 
österreichisch-tschechoslowakischen Beziehun­
gen e ingehen .  So meine ich, daß kulturelle Ge­
meinsamkeiten eine gute Grundlage für wirt­
schaftl iche Beziehungen sind,  

In Parenthese sei h ier  vermerkt: Es ist  ein be­
sonderes Anliegen des Forums Schwarzenberg 
der Vereinigung östen'eichischer Industrieller, 
ein besseres Verständn is von ge istig-intel lektuel­
len Anliegen gegenüber wirtschaftl ichen Notwen­
digkeiten zu vermitteln .  

Wirtschaftl iche Betätigungen also in  e inem 
Land, dessen Werdegang lange Zeit mit dem un­
seren verknüpft war, fäl l t  sicherlich leichter als in 
einer vo llkommen fremden Kultur. Ich glaube, 
daß sicherlich v iele hier im Raum schon d iese Er­
fahrung gemacht haben.  

In  der Tschechoslowakei wird damit  begonnen, 
erste Schr itte weg von der P lanwirtschaft in Rich­
tung Marktwirtschaft z u  setzen .  Ich glaube, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, daß es in  die­
ser für unseren Nachbarn so schwierigen Über­
gangsphase falsch wäre, wenn wir Österreicher 
uns zurücklehnten,  um erst einmal zu warten ,  wie 
die D inge sich entwic keln, bevor wir zu konkre­
ten Taten schreiten. Jetzt - jetzt ! - ist es not­
wendig, den Menschen in u nserem Nac hbarland 
zu helfen. 

Wovor ich aber eindringlich warnen möchte, ist 
ein Auftreten in der Manier e ines Allesbesserwis­
sers mit erhobenem Zeigefinger. Wer sich am be­
sten e infühlen kann, wird auch im wirtschaftl i-
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chen Bereich zu den besten Ergebnissen beitra­
gen .  

Wir  dvürfen nicht vergessen ,  daß  die Menschen 
in der CSSR nach 40 Jahren P lanwirtschaft mit 
Begriffen wie "Ertrag" , "Gewinn" oder "Verlust" 
wenig anzufangen wissen. Diese Erfah ru ng mach­
te ich bei Gesprächen in der Tschec hoslowakei 
nicht nur einmal. 

Unsere Aufgabe muß es unter anderem sein ,  
den Menschen Erkenntnisse organ isatorischer 
Natur zu vermitteln .  Dies gi lt  sowohl  für den Be­
reich der Industrie als auch für die Landwi rt­
schaft . Wir müssen u nser Wissen ,  unsere Erfah­
rungen weitergeben und erklären ,  welche Mecha­
nismen am Markt wirken, was Arbeitstei lung ist, 
was Internationalisierung bedeutet und noch vie­
les mehr. An uns l iegt es, unseren Nachbarn eine 
neue Welt zu präsentieren und sie bei ihren Re­
formen zu unterstützen. 

Es ist leider unvermeidbar, daß der Umstel ­
lungsprozeß von der Plan- zur Marktwirtschaft 
zunächst in ein gewisses Tal ,  wie ich es nennen 
möchte, führen wird. Da muß die westliche Welt 
und damit auch Österreic h wirk lichen Beistand 
leisten . Nur mit unserer vollen Unterstützung 
können wir dazu beitragen, d ieses Tal so kurz wie 
möglich zu halten und d amit ein baldiges Berg­
aufgehen zu bewirken. 

Meine Damen und Herren ! In  diesem Zusam­
menhang gestatten Sie m ir, i n  al ler Kürze auf das 
Thema Europa und Europäische Gemeinschaft 
einzugehen. 

Ich meine, wir Österreicher sollten nicht bei je­
der Äußerung, die EG-Vertreter in  bezug auf 
eventuelle zukünftige Beitrittsansuchen treffen ,  
ich würde fast sagen eifersüchtig reagieren. Vie l ­
mehr sollten wir u ns bemühen, daß unser Auf­
nahmeantrag schon vor 1 993 behandelt  wird, so­
daß die konkreten Verhandlungen so bald wie 
möglich beginnen können. Als hochentwickeltes 
Industrieland paßt Österreich jedenfalls nahtlos 
in die sozio-ökonomischen Strukturen der Ge­
meinschaft. 

Und was unsere Neutral ität betrifft, so hat d ie  
Entwicklung in Osteuropa in  EG-Kreisen, die e i ­
nem neutralen EG-Mitglied bisher eher  kritisch 
gegenüberstanden, einen gewissen U mdenkpro­
zeß eingeleitet. Dies kam vor allem bei den jüng­
sten Äußerungen des belgischen Außenmin isters 
Eyskens zum Ausdruck. 

Um aber wieder auf die Tschechoslowakei zu­
rückzukommen, möchte ich betonen, daß ich die 
Bewältigung der wirtschaftl ichen Probleme gera­
de in diesem Land für e ine durchaus lösbare Auf­
gabe halte, denn die CSSR hat im Vergleich zu 
anderen RGW-Staaten ungleich bessere Voraus-

setzungen. Vergessen wir nicht, meine Damen 
und Herren, dieses Land war einst d a s  I ndu­
striegebiet sch lechthin . Es ist doch gar nicht so 
lange her, daß die Tsch echoslowakei in Sparten 
wie Optik ,  Erzeugung von Nähmaschinen, S te ue­
rungssystemen, Kristal l  und Porzellan zur Welt­
spitze zählte. 

Natürl ich erfordert die Einführung eines 
marktwirtschaftlichen Systems enorme Anstren­
gungen und so manches Opfer der Bevölkerung. 

Auch die Redimensionierung der veralteten , 
kaum wettbewerbsfähigen Schwerindustrie ist 
eine zwar notwendige, aber äußerst schwierige 
Aufgabe. So wird es der Staatsführung - wer im­
mer be i  den Wahlen als  Sieger hervorgeht -
noch v iel  Geschick und Fingerspitzengefüh l  ab­
verlangen, wen n  sie der Bevölkerung klarmachen 
muß, daß Hoffnung auf eine schnelle Besserung 
des Lebensstandards noch verfrüht ist. 

An dieser Stelle möchte ich ein Thema an­
schneiden, das mir ganz besonders am Herzen 
liegt: die Umwelt. Die gro ßen Umweltprobleme 
der Tschechoslowakei - erinnern Sie sich nur  an 
die schrecklichen Bilder von den toten Wäldern 
- können n u r  mit unserer Nachbarschaftsh ilfe 
gelöst werden. Österreich verfügt im Bereich der 
Umwelttechnik über ein beträchtliches Know­
how. Ich halte die Bereitstellung dieses Know­
hows u nd des entsprechenden wissenschaftl ichen 
Datenmaterials für unabdingbar. 

Sch l ie ßlich profitiert auch Österreich davon,  
wenn unser Nachbarstaat Maßnahmen zur Ret­
tung von Luft und Wasser ergreift . Ich denke in 
diesem Zusammenhang insbesondere an das 
Waldviertel ,  wo eine Entlastung von drohenden 
und bereits e i1}getretenen Schäden nur möglich 
ist, wenn die CSSR rasche und wirksame Maß­
nahmen zur L uftreinhaltung ergreift. Desglei­
chen bedarf die March,  die infolge tschechoslowa­
kischer Abwässereinleitungen schwer belastet ist, 
dringend einer Sanierung. 

Umwe ltverschmutzung kennt keine Grenzen, 
auch keinen E isernen Vorhang. U mso erfreuli­
cher ist es, daß nun auch die Gesprächsbereit­
schaft zwischen Österreich und der Tschechoslo­
wakei sozusagen keine Grenzen mehr kennt. 

Meine sehr geehrten Damen u nd Herren ! Die 
Lösung der Vielzahl anstehender Probleme wird 
nur d urch ein gemeinsames Vorgehen, durch ein 
Miteinander, d urch gegenseitige U nterstützung 
zu bewerkstel ligen sein .  Auf den vielfältigen ku l ­
turellen Gemeinsamkeiten zwischen der Tsche­
choslowakei und unserem Land aufbauend, sol lte 
es uns nicht al lzu sch werfallen, auch wirtsc haft­
lich Hand in Hand zu gehen . 
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H ier schl ießt sich auch schon wieder der Kreis 
zu meinem Ausgangsthema, der Errichtung des 
Kulturinstituts in Prag beziehungsweise in Wien . 
Meiner Ansicht nach sol lten die von österreichi­
schen Kulturinstituten gebotenen Möglichkeiten 
zur Präsentation Österreichs im Ausland noc h  
viel stärker genützt werden.  Das Kennenlernen 
u nd Verstehen - ich darf es nochmals wiederho­
len - einer anderen Kultur, die Achtung und der 
Respekt vor den Le istungen anderer Völker s ind 
letztendlich auch die Basis für das Anknüpfen 
wi rtschaftlicher Kontakte. 

Meine Fraktion und ich erachten d ie Errich­
tung eines österre ich ischen K ulturinstituts in 
Prag und eines tschechoslowak ischen Kultur- und 
Informationszentrums in Wien als e inen wichti­
gen Schritt zu einer Intensivierung unserer nach­
barlichen Beziehungen. Wir erheben daher gegen 
das Abkommen ke inen Einspruch.  - Ich danke. 
(Allgemeiner Beifall. ) 13.-15 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächste zu Wort gemeldet ist Frau Bundesrätin 
Dr .  Schmidt. Ich erteile ihr dieses . 

13  . ../5 
Bundesrätin Dr. Heide Schmidt (FPÖ, Wien) :  

Herr Präsident! Herr Bundesmin ister !  Meine Da­
men und Herren!  Ich widerstehe der Versuc hung ,  
h ier  jetzt eine außenpolitischen Rede zu halten ,  
obwohl i ch  zugebe , daß  die E reignisse im Osten 
dazu verleiten würden.  Aber ich will es kurz ma­
c hen und m ich wirk lich nur auf eine Bemerkung 
zu diesem Kulturinstitut beschränken. 

Es ist sehr schön, daß wir ein solches Kulturin­
stitut errichten, es ist  ebenso schön , daß d ie 
Tschechoslowakei eines in Wien errichtet. Das ist 
e ine Anknüpfung an eine alte kulturelle Tradi­
t ion.  

Nur: Es wird uns nicht viel  bringen, wenn wir  
d ieses Kulturinstitut in Prag so behandeln, wie 
wir  unsere anderen Kulturinstitute auch behan­
deln, wenn wir sie f inanziell aush ungern und 
wenn wir sie letztlich nur als eine Alibiaktion se­
hen . 

Jeder ,  der ein Kulturinstitut führt, wird das sa­
gen können, und es gibt dann Interviews u nd der­
gleichen mehr, aus denen wir wissen,  wie d iese 
Kulturinstitute zu kämpfen haben ,  um das z u  
transportieren, was u nser Anliegen sein müßte. 
Wir haben ja einiges zu bieten. Es ist ja nicht nur  
der Sport, den wir a ls  Exportartikel betrachten 
so l lten ,  sondern wir sollten u ns v iel mehr um die 
Kultur k ü mmern. 

Wenn wir uns die Budgetzah len anschauen und 
sehen, daß für die Kulturinstitute - und es sind 
jetzt dann elf - 24 Millionen zur Verfügung ste­
hen von e inem Kulturbudget - und das nehme 
ich in  Relation dazu - von 700 Mi l l ionen , so sind 

das rund 3 ,5 Prozent. Ich glaube, daß das ein Pro­
zentsatz ist, der nicht angemessen ist u nd der vor 
allem den Intentionen, die umgesetzt werden soll­
ten ,  nicht entsprechen kann .  

Daher: Ja zum Kulturinstitut, aber nur dann 
ein überzeugtes Ja, wenn es auch arbeiten kann ,  
und wenn e s  das machen kann, was wir von ihm 
erwarten. 

Es ist n icht nur der B udgetansatz ein Hemm­
schuh für diese Institute, e s  ist meiner Meinung 
nach auch die falsche Kompetenzzuwendnung. 
Ich halte es einfach nicht für richtig, daß diese 
Budgetpost eine Budgetpost beim Au ßenamt ist 
und daß das Stellen des Au ßenamtes s ind . 

Erstens glaube ich, daß es ein B udgetposten ist , 
der beim Unterrichtsminister ium besser aufgeho­
ben wäre, weil ich es für vernünftiger halte, Kul­
turpolitik i n  einer Hand zu koordinieren und von 
einer Hand lenken zu lassen,  wenn es überhaupt 
notwendig ist. 

Mir wäre aber weit lieber, würde man diesen 
Instituten mehr Autonomie zugestehen, würde 
man ihnen zum Beispiel Teilrechtsfäh igkeit ge­
ben.  Ich glaube . daß dann ihr Aktionsrad ius e in 
größerer wäre , daß s ie mehr In itiativen setzen 
könnten,  daß mehr Verantwortung da wäre und 
daß wir vielleicht auch einen Anreiz für andere 
Leute bieten könnten,  diese Kulturinstitute zu be­
treuen, dort zu arbeiten. 

Ich freue mich sehr ,  daß Kollege Konecny - er 
ist jetzt nicht mehr da - davon gesprochen hat, 
daß wir uns über die Konstruktion dieser Kultur­
institute Gedanken machen sollen . Er hat zwar 
kein konkretes Konzept vorgelegt, und auch mei­
nes ist kein konkretes Konzept. Es ist aber wich­
tig,  daß man überhaupt einsieht, daß nicht alles 
gut ist, so wie es jetzt ist. Daher hoffe ich, daß es 
auch e ine Weiterentwicklung geben wird, denn 
mit dem Reden allein kann es ja n icht getan sein ,  
es müssen dann In i tiat iven gesetzt werden.  

Wenn man s ich al lerdings e inen Vorschlag des 
Herrn Abgeordneten Bergmann anhört, der zwar 
auch sagt, es muß etwas geändert werden, aber 
davon spricht, man möge die I nstitute auflösen 
und den Außenhandelsstel len angliedern, so glau­
be ich, daß das eine Initiative in d ie falsche Rich­
tung wäre. Ich glaube, daß die Tendenz damit 
verändert wird,  die Gefahr ,  daß dann wirklich nur  
noch der  Fremdenverkehr im Vordergrund steht, 
ist eine zu große . 

Und dann kommt für mich noch dazu, daß ich 
wirklich keine Lust habe, den Kammerstaat -
schlimm genug, daß wir i hn  in Österreich haben 
- auch noch ins Ausland zu tragen und dort im­
mer mehr dazuzugeben, sodaß wir das Bild ent­
weder eines Beamtenstaates oder eines Kammer-
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staates im A usland darstellen. (Bundesrat Ing. 
P e  n z: Welche Kammer meinen Sie?) Die Bun­
deswirtschaftskammer wäre es in diesem Fal l  na­
türl ich .  Sie brauchen sich nur d ie Konstruktion 
anzuschauen,  dann wüßten Sie es. (Bundesrat lng. 
P e  n z: Wissen Sie, daß die Bundeskammer die 
Kulturinstitute zum Beispiel fördert? ') Das ist sehr 
erfreul ich. Gegen die Förderung habe ich über­
haupt nichts. Es geht mi r  nur darum. wo etwas 
angegliedert ist und wo etwas dann dazugehört. 
(Bundesrat Ing. P e  n z: Informieren Sie sich über 
die Bildgetansälze lind die Ak tivitäten der einzel­
nen Länder.' Die machen nämlich weitalls mehr. 
als Sie ihnen zumuten.') Das ist abso lut erfreul ich.  
Das wil l  ich ihnen auch gar nicht wegnehmen. 
N ur es ist etwas anderes, wenn ich etwas angliede­
re. statt etwas selbständig zu belassen. 

Und auch eine selbständige Institution mit Au­
tonomie. mi t  Tei lrechtsfähigkeit - zu welcher 
Konstruktion immer wir dann kommen - kann 
ja gefördert werden und sol l  gefördert werden 
von all jenen,  d ie das Geld haben.  Die Kammern 
haben genug Geld, und das haben sie in  erster 
Linie aufgrund unserer Zwangsmitgliedschaft, 
wie wir wissen .  ( Bundesrat Dr. K a u  f m a n  n: 
Ihre Partei wünscht sich die Kammern sehr wo/zl!! 
Aber da kommen wir dann vom Hundertsten ins 
Tausendste. 

Ich glaube - wie gesagt -, dieses wäre der fa l­
sche Weg, unsere Kulturinstitute zu reformieren.  
Aber es ist ja gut,  daß überhaupt darüber disk u­
tiert wird, und das wünsche ich mir, wei l  ich glau­
be, daß wir eine ku lturpol itische Herausforde­
rung zu bestehen haben. 

Ich meine daher, man sol lte sich ernsthaft den 
Kopf darüber zerbrechen, die Kompetenzzuord­
nung neu zu überlegen .  Ich b in  der Meinung, die 
Zuordnung zum Außenamt ist falsch,  ich glaube, 
es gehört zum Unterrich tsmi nisterium, weil dort 
die Kulturpolitik zu machen ist. 

Ich glaube, daß der B udgetansatz ein zu gerin­
ger ist .  3,5 Prozent vom Kulturbudget ist meiner 
Meinung nach lächerl ich für das Ausland. In 
Amerika haben wir ein Kulturinstitut, Deutsch­
land - es ist natürl ich entsprechend grö ßer -
hat zwölf. Wenn man sich diese Konkurrenzsitua­
tion anschaut, wie schwer tun sich unsere Öster­
reicher, unser Kulturprogramm zu transportie­
ren .  Sie können immer nur neidvol l  zu den Goe­
the-Instituten schauen .  Wenn wir es auch nicht so 
weit bringen können, aber wenigstens ansatzweise 
so llten wir die Initiative setzen. 

Und letztl ich glaube ich,  daß es damit nicht be­
lassen werden sollte, daß wir jetzt ein solches Kul­
turinstitut i m  Osten e inrichten, sondern wir sol l ­
ten d iesen Kulturaustausch auf e ine v ie l  breitere 
Basis stellen. 

Und da haben zum Beispiel die Wiener Frei­
heitlichen eine In itiative gesetzt, die sich wunder­
bar auf die Bundesebene übertragen läßt: Sie ha­
ben den Pflichtschulbereich in erster Linie ge­
nommen, Kindergärten und dergleichen mehr.  
Ich glaube wirklich,  daß der Austausch von Leh­
rern sehr wesentlich wäre für den Kulturbereich, 
daß man Schulpartnerschaften , daß man Univer­
sitätspartnerschaften gründet, daß man in d iesem 
Bereich auch Theatergruppen austauschen kann , 
weit intensiver, als es bislang geschehen ist. Wir 
so llten nur diese Herausforderung jetzt anneh­
men. ( B undesrat Ing. P e  fZ z: Das gibt es seil lan ­
gem/ Sie kommen nur spät darauf. daß es auch 
möglich wäre!) 

Das ist jetzt ins Blitzblaue gesprochen. Aber 
nicht einmal das sti mmt. Das gibt es eben in die­
sem Ausmaß nicht. Deswegen fordern wir es. Das 
ist ein Irrtum. Da müßten S ie sich e inmal die 
Wiener Situation anschauen, das Wiener Budget 
anschauen und die W iener Aktivitäten anschau­
en, dann würden Sie sehen, daß d iese Initiative 
notwendig war. Sie können es natürlich bestrei­
ten,  nur das Bestreiten al le in ist ein b ißchen zu 
wenig, wen n  man es nicht weiß.  (Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n: Es machen sehr viele Lehrer in Wien 
in Ihrer Fre izeit die Schu lparlllerschaft.' ) 

Ja, aber darum geht es mir  doc h, daß wir das 
institutionalisieren. Das ist ja schön, daß wir so 
etwas haben. aber da so llte eben auf der einen 
Seite das Land, auf der anderen Seite der B und 
seinen Beit rag leisten,  daß es eben nicht nur in 
der Freizeit  geschieht und nicht nur der Eigenin­
itiat i ve e inzelner überlassen b leibt, sondern daß 
von Regierungsseite - sei es auf Landes- oder auf 
Bundesebene - ein Beitrag h iezu geleistet wird 
- auch zur Unterstützung d ieser Lehrer, auch 
zur Unterstützung dieser Schulen. Ich weiß n icht, 
warum S ie sich dagegen wehren!  - Nur deswe­
gen, wei l  es von einer anderen Partei kommt? Ich 
verstehe einfach nicht, da ß Sachfragen ,  die doch 
wirkl ich auch bei Ihnen Akzeptanz finden müß­
ten ,  nicht akzeptiert werden ,  und zwar nur deswe­
gen ,  wei l  sie von einer Partei kommen, die Sie 
n icht mögen.  Das werden Sie bei mir  i n  d iesem 
Ausmaß sicher nicht erleben.  Aber daran sieht 
man, daß es Ihnen n icht um Sachfragen geht, son­
dern offensichtlich um Parte ipolit ik.  (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Aber es ändert nichts daran. Ich möchte es nur 
im Protokoll  stehen haben, was mir  am Herzen 
l iegt, und daß Österreich, das heißt d ie im Parla­
ment vertretenen Parteien dieser Herausforde­
rung nach kommen. - Danke schön .  (Beifall be i 
der FPÖ.) 13.53 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 
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Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist gesch lossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der 
Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b  s t i l1l m II fl g beschließt der Bun­
desrat mit Slim menein helligkeit. gegen den Be­
schluß des Nationalrates k e i  11 e il E i /l -
S p r  II c h zu erheben.  

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1990 betreffend ein Bu ndesgesetz, 
mit dem in der Exekutionsordnung die Bestim­
mungen gegen Gewalt in der Ehe erweitert wer­
den (302/A - 11-8936 und 1 159/NR sowie 3803 
und 3810/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 6. Punkt der Tagesordnung: Be­
sch luß des National rates vom 25. Jänner 1990 be­
treffend ein Bundesgesetz, m it dem in der Exeku­
tionsordnung die Bestimmungen gegen Gewalt in 
der Ehe erweitert werden .  

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Mag. Kul­
man. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Mag. Alexander Kulman: Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Der Gewalt in der Familie kann mit den Mitteln 
des Strafrechts al lein nicht wirksam begegnet 
werden. 

Derzeit bietet das Famil ienrecht dem bedroh­
ten oder mißhandelten Ehegatten nur die Hand­
habe, die Ehewohnung zu verlassen.  Nur im Zu­
sammenhang mit einem Scheidungsverfahren ist 
eine einstwei lige Verfügung des Gerichts mög­
lich, mit der dem gewalttätigen Ehegatten der 
weitere Zutritt zur Ehewohnung untersagt wird. 

Mit dem gegenständlichen Besch luß  des Natio­
nalrates sol l  daher die in  der Exekutionsordnung 
vorgesehene Möglichkeit, daß das Gericht durch 
einstweilige Verfügung dem gewalttätigen Ehe­
gatten den Auftrag zum Verlassen der Wohnung 
erteilt, auch außerhalb e ines Scheidungsverfah­
rens zulässig sein .  

Allerdings sol l  dabei dahin gehend Vorsorge 
getroffen werden, daß eine derartige Verfügung 
nicht bei aufrechter E he unbegrenzt lang wirk­
sam bleibt und es nicht etwa zu einer "Scheidu ng 
von Tisch und Bett" neuen Typs kom mt, bei der 
das E heband formell aufrecht. das Zusam menle­
ben der Ehegatten aber - wenn auch aus guten 
Gründen - geradezu gerichtl ich verboten ist. 

Der Rechtsausschu ß  hat die gegenständliche 
Vorlage in  seiner S itzung vom 30. Jänner 1 990 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen,  dem Hohen Haus zu empfehlen, kei­
nen E inspruch zu erheben .  

Als Ergebnis se iner  Beratung stellt der  Rechts­
ausschuß somit den A n t r a g, der B undesrat 
wol le beschl ießen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
25 .  Jänner 1 990 betreffend ein Bundesgesetz. mit 
dem in  der Exekutionsord nung die Best immun­
ge n gegen Gewalt  i n  der Ehe erweitert werden,  
wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: \Vir ge­
hen in die Debatte e in .  

I ch  erteile Herrn Bundesrat Dr .  Linzer das 
Wort. 

/3.56 
Bundesrat Dr. M ilan Linzer (ÖVP, Burgen­

land) :  Herr Präsident!  Herr Bundesminister !  Ho­
her Bundesrat! Meine Damen und Herren ! Die 
Tatsache des vielfachen Vorhandenseins der Ge­
walt in der Familie,  in  der Ehe ist bedauerlicher­
weise nicht zu leugnen. Oft ausgelöst durch 
Mil ieuprobleme. Wohnungs- oder Arbeitsplatz­
probleme, Alkohol ,  U neinigkeit in der Kinderer­
ziehung und vieles anderes mehr kommt es le ider 
nur zu oft zu ehelichen Auseinandersetzungen, 
begleitet von Bedrohung, Gewalttätigkeiten unter 
den Partnern. 

U nabsehbar sind dabei natürlich die Folgen aus 
solchen Szenen der ehelichen Auseinanderset­
zungen für die Kinder, wobei diese Szenen für die 
Kinder oft zu Schockerlebnissen werden,  unter 
denen sie Jahrzehnte,  mitunter oft ein Leben lang 
zu leiden haben. 

Meine Damen und Herren! Die rechtspoliti­
schen Initiativen der Bundesregierung und des 
Parlaments in dieser Gesetzgeb ungsperiode be­
treffend einen besseren Schutz des Ehepartners, 
Sch utz der Kinder vor Kindesrnißhandlung, er­
strecken sich vom Strafrechtsänderungsgesetz 
1 987  über die Strafsanktion der Vergewaltigung 
in  der Ehe und die Besserstel lung des Ehepart­
ners im Erbrecht - ich erinnere an die Zusiche­
rung der ehelichen Wohnung - bis zum heutigen 
Gesetzesbeschluß, mit  welchem eine E indäm­
mung der Gewalt in der Ehe erreicht werden sol l .  

Meine Damen und Herren!  Bisher war eine 
einstweilige Verfügung auf Untersagung des Zu­
trittes des bedrohenden oder gewalttätigen Ehe­
partners zur ehel ichen Wohnung nur gleichzeitig 
mit einer Scheidungsklage oder Klage auf Aufhe­
bung oder Nichtigerklärung der Ehe möglich. 
Hinderlich dabei war zweifellos der Umstand, daß 
der gefährdete Ehepartner oft gar keine Schei-
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dung - wegen seiner sch lechten sozialen Lage 
oder einer zu erwartenden  finanziel len Schlech­
terstellung - wol lte. Er  war somit gezwungen,  
die Bedrohung oder Mißhandlung h inzunehmen 
oder - nolens volens - doch die Scheidungskla­
ge einzubringen .  

Nunmehr aber soll der gefährdete E hepartner 
die Möglichkeit haben, ohne Scheidungsklage 
eine einstwei l ige Verfügung dahin gehend zu be­
antragen,  daß der gefährdende Ehepartner den 
Zutritt zur ehelichen Wohn ung untersagt erhält 
beziehungsweise daß ihm aufgetragen wird, diese 
Wohnung zu räumen ,  wie wir gehört haben aller­
d ings zu räumen nur für die Dauer von drei Mo­
naten, wei l  wir nicht erreichen wollen, daß es 
während der Zeit der einstweil igen Verfügung zu 
einer dauernden Trennung kommt. Es soll eben 
nur eine begrenzte Zeit der Probe beziehungswei­
se des Schutzes für den gefährdeten Ehepartner 
se in .  

Bei e iner positiven Entscheidung über se inen 
Antrag wird dem gefährdeten Partner auch Ko­
stenersatz zugesprochen .  Das ist vor allem dann 
wichtig, wen n  eine sozial schlechte S ituation des 
Ehepartners, oft der Gatti n  eben, gegeben ist, da­
mit sie nicht durch hohe Kosten abgeschreckt 
wird beziehungsweise ihr die Möglichkeit ver­
wehrt ist, diesen Antrag auf einstweil ige Verfü­
gung einzubringen. ( Vizepräsidem Dr. 5 c h a m  -
b e  c k übernimmt den Vorsitz.)  

Meine Damen und Herren !  Die Wirkungen 
dieser neuen Gesetzesbestimmungen l iegen nun 
darin, daß s ie  einerseits e inen absch reckenden,  
präventiven Charakter haben,  andererseits doch 
für die Dauer der einstweiligen Verfügung den 
E hepartnern, insbesondere dem gefährdenden 
Ehegatten Gelegenheit einer Nachdenkphase ge­
geben ist, nach der es dann vielleicht doch in der 
Folge zu e iner gütlichen Einigung, zu  e iner Ver­
söhnung kommen kann.  Es kann durchaus sein ,  
daß so  e in  Hinausschmiß auf  Zeit e ine  Probezeit 
ist, die dann heilsame Wirkung hat. 

Meine Damen und Herren ! Entscheidend wird 
natürlich in e rster Linie sein - und da appell iere 
ich an den Herrn Minister - , daß d ie aufgrund 
dieser neuen gesetzlichen Bestimmungen zu er­
wartenden anhängigen Verfahren n ic ht nur in  er­
ster Instanz, sondern auch darüber h inaus - es 
wird eine Menge Rechtsmittelverfahren geben -
beschleunigt und ohne jedwede Verzögerung 
durchgeführt werden.  Nur dann wird es möglich 
sein ,  e ine bestimmte Effizienz dieses Gesetzes 
auch in Wirklichkeit. in der P raxis, also drauße n  
im Leben zu erreichen. 

Meine Damen u nd Herren !  Ich kom me schon 
zum Schluß .  Zusammenfassend möchte ich aus­
drücklich bemerken,  daß u nser gesamtes Straf­
recht mit seinen zusammenhängenden Nebenge-

setzen allein für sich keineswegs eine gewaltlose 
Gesellschaft, vor allem keine gewaltfreie Fami l ie 
bringen kan n .  Manche I l lus ionisten träumen da­
von, aber ich glaube, wir dürfen uns dieser Illu­
sion keineswegs hingeben. 

Vielmehr ist es unsere Pflicht ,  die Pflicht für 
uns al le ,  insbesondere aller staatlichen Einrich­
tungen, alles z u  tun, und zwar im Zusammenwir­
ken mit allen beratenden ,  aufklärenden, helfen­
den, religiösen ,  sozialen Hilfsei nrichtungen, um 
die Gewalt i n  der Fami lie e inzudämmen. Wir 
brauchen eine gesunde Familie als Basis , als 
Ke imzelle unse rer Kulturgesel lschaft. 

Meine Fraktion wird daher diesem Gesetzesbe­
schluß gerne d ie Zustimmung geben. (Allgemei­
ner Beifall. ) 14.03 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist weiters gemeldet Frau Bundesrat Dr. 
Irmtraut Karlsson. Ich erteile es ihr .  

J..I.03 
Bundesrätin Dr. Irmtraut Karlsson (SPÖ, 

Wien):  Sehr geehrter Herr Minister !  Sehr g.eehr­
ter Herr Präsident! Hoher B undesrat ! Jede Ande­
rung, egal in welchem Gesetzesrahmen, sei es auf 
strafrec htlichem, zivilrechtlichem Gebiet, d ie 
wirksam die Gewalt in  der Familie eindämmen 
kann, ist zu begrü ßen. Besonders dort, wo es um 
konkrete Ma ßnahmen geht, ist e ine derartige Än­
derung zu begrüßen, und daher werden wir von 
unserer Fraktion keinen Einspruch gegen diese 
Gesetzesände rung e rheben. 

Im Bericht des Justizausschusses, den wir ge­
hört haben, wird zu Recht  festgestellt, daß Gewalt 
in der Famil ie mit den Mitteln des Strafrechts al­
lein n icht wirksam begegnet werden kann .  Die 
Frage ist aber über diese Gesetzesänderungen 
hinaus: Kann jener Apparat der Justiz, der in 
manchen Fäl le n  qualvoll langsam arbeitet, in  ei­
ner Situation, in der es um schnelles und rasches 
Handeln geht ,  wirksam werden? Und vielleicht 
wäre in  diesem Zusammenhang auch zu überle­
gen - es wurde das ja von meinem Vorredner 
schon angedeutet - ,  wie langwierig Verfahren 
mit Berufung  sein können,  wie lange es dauert, 
b is dann ,  wenn man den M ann aus der Wohnung 
weist und er geht nicht, d ie Exekution durchge­
führt werden kann und so weiter. Vielleicht sind 
drei Monate zu kurz. 

Jene Besorgnis, daß eine eigene Form der 
Trennung von Tisch und Bett gegeben sein könn­
te, hat mich schon überrascht, handelt es sich hier 
doch um eine Situation ,  wo es wirklich um Ge­
walttätigkeit geht. Man hätte also d iese Gefahr 
eher in Kauf nehmen müssen,  als  daß eine Frau 
monatelang i m  Frauenhaus s itzen muß, nur weil 
sie den Mann n icht aus der Wohnung kriegt. Die­
se d rei  Monate scheinen mir etwas zu kurz gegrif-
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fen zu sein ,  aber Gesetze sind auch da, um verbes­
sert und verändert zu werden; viel leicht geschieht 
das in einem nächsten Anlauf. 

Ein Punkt kommt außerdem noch dazu. Es 
gibt seit Ende 1 989 einen U NO-Bericht über 
"Violence against Women in  the Family" , der die­
sen Punkt auch sehr  gut herausarbe itet und fest­
stel lt ,  daß die lmplementation der Gesetze in die­
sem Zusammenhang, die Durchführbarkeit von 
Einstellungen der im Gesetzesvollzug Besc häftig­
ten abhängig ist: der Polizei .  der Gerichtsvol lzie­
her, der Richter und Staatsanwälte. 

Diese Berufe sind, wie wir wissen. vo n Män­
nern mit ihren E instel lungen ,  von tei lweise selbst 
gewalttätigen Männern dominiert, und es besteht 
- und das stellt der UNO-Bericht fest - eine 
gewisse Zurückhaltung, in Fällen von fam iliärer 
Gewalt zu interven ieren .  Auch sind die in den 
Gesetzesvollzug involvierten Personen nicht ge­
nügend informiert über die Dynamik des Prozes­
ses der Gewalt in der Familie .  

Auch als ich in der Ausschu ßsitzung am Diens­
tag anfragte , wie weit denn bereits Gespräche 
zwischen Exekutive und Gerichtsvollziehern und 
so weiter stattgefunden hätten ,  da ja hier eine 
neue P roblematik auf d ie Beamten,  die den Vol l ­
zug durchzuführen haben, zukommt, bekam ich 
ke ine zufriedenstellende Antwort. Es wurde eher 
gesagt. es gibt da ohnehin ein Verfahren, und das 
läuft halt. Nur ist das etwas anderes. ob ein Ge­
richtsvollzieher eine Exekution macht. u m  einen 
Fernseher zu pfänden ,  oder ob er einen gewalttä ­
tigen Ehemann möglichst schnel l  aus der Woh­
nung hinausbekommen soll .  

Ich würde wirklich bitten,  Herr Minister, daß 
weitere Gespräche geführt werden ,  damit d ie Mit­
arbe iterin nen von einschlägigen sozialen E inrich ­
tungen,  damit Mitarbeiterinnen von Frauenhäu­
sern in  die Information und Weiterbildung dieser 
Beamten einbezogen werden und so eine Mög­
lichkeit der Aufklärung gegeben ist. 

Der UNO-Bericht sagt auch,  daß in bezug auf 
die Gewalt in der Familie d ie F rauenhäuser noc h 
immer die einzigen adäquaten Einrichtungen 
sind. Sie sind jederzeit offen,  sie b ieten konkrete 
Hilfe an - auch anonym - ,  und sie b ieten die 
Möglichkeit der Herausnahme des Opfers aus der 
gewalttätigen S ituation.  D iese Arbeit der F rauen­
häuser wird zwar übera l l  hochgerühmt, aber sie 
sind sehr u ns icher finanziert und sie sind im Ver­
gleich zu anderen Institutionen sehr schlecht aus­
gestattet. 

Ich möchte von dieser Stel le aus den Mi tarbei­
ter innen in  den Frauenhäusern, die nunmehr in 
Österreich schon seit über zehn Jahren mit vie len  
unbezahlten Überstunden, mit viel Einsatz, der 
weit über ihre Tätigkeit hinausgeht, die e inzige 

wirkl ich wirksame H ilfe gegen gewalttätige Situa­
tionen in  der Famil ie bieten,  den Dank ausspre­
chen . (Beifall bei der SPÖ und Beifall der Bundes­
rätin Dr. Schmidt.) 

Wir sind hier in der Länderkammer und darum 
möchte ich doch noch etwas mehr über die Frau­
enhäuser sprechen .  Wie schaut denn d ie F inan­
zierung aus? Die F inanzierung erfolgt über die 
Länder und über einzelne Städte, und jedes Jahr 
müssen diese Einrichtungen um ihre S ubventio­
nen bangen und raufen. Nur in Wien .  nur in  ei­
nem B undesland, ist die Finanzierung der Frau­
enhäuser durch eine eigene Budgetpost abgesi­
chert, das heißt, es muß nicht jedes Jahr die 
Grundsatzdiskussion geführt werden, ob sie nun 
eine Förderung bekommen oder nicht. 

Ich möchte auch nicht verabsäumen, hier in 
Wien, wo es 1 978 das erste Frauenhaus gegeben 
hat, des ersten Vorsitzenden des Trägervereins 
dieses Frauenhauses zu gedenken, dessen Todes­
tag sich heute zum dritten Mal jährt, nämlich des 
große n  Humanisten und Rechtsreformers Chri­
stian B roda. 

1978 ,  in einer Zeit, in der es noch n icht selbst­
verständl ich  war, in der das Problem der Gewalt 
in der Famil ie noch nicht anerkannt war, in  der es 
von vielen Seiten geradezu läc herlich gemacht 
wurde, in  einer so lchen Zeit hat Christian Broda 
ohne Zögern den Vorsitz über d iesen Verein 
übernommen. Er war immer da ,  wen n  wir  ihn  
brauc hten, und er hat woh lwollend beobachtet, 
wenn wir glaubten, allein mit den Problemen fer­
tigwerden zu können. 

Und d iese Probleme waren groß!  Ein Problem 
war vor al lem - ich habe es schon gesagt -, daß 
die Gewalt in  der Familie in  der Offentlichkeit 
und auch unter den Politikern - aller po l itischen 
Lager, muß ich sagen - nicht anerkannt war. Bei 
den Frauen gab es darüber Übereinstimmung, 
und auch das ging durch alle politischen Lager. 

Es gab organisatorische Schwierigkeiten, denn 
es war dies eine Form der sozialen Arbeit, die 
ganz anders gestaltet war, die davon a usgegangen 
ist, daß Betroffene kommen konnten .  Es gab kei­
ne Amtshierarchie, es gab keine Absicherung, 
und vor allem waren keine Erfahrungswerte da, 
wie diesen Problemen der Gewalt gegen Frauen 
in der Familie am wirksamsten begegpet werden 
könnte. Und es gab das Problem der U berfül lung 
dieser Einrichtungen vom ersten Tag an! Und es 
gibt es heute noch. 

In den zehn Jahren der Frauenhausarbeit hat 
sich die Anerkennung durchgesetzt. Es  hat kaum 
Pressemeldungen in der Öffentlichkeit gegeben ,  
die gegen d ie  Berechtigung dieser Einrichtungen 
gesprochen haben. Gelegentliche Ausrutscher -
zum Beispiel auch hier in diesem Haus oder an-
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läßlich der Nat ionalratsdebatte bezüglich Gewalt 
gegen Frauen - wollen wir gnäd ig übersehen. 
Aber es hat sich auch in al len pol itischen Parteien 
über Parteigrenzen hinweg die E rkenntnis durch­
gesetzt, daß d ieses Problem ein sehr ernstes Pro­
blem ist .  (Bundesrat S a t  c l  b e  r g e r: Sie ist groß­
zügig heute.' Das ist im Zuge der Emanzipation.') 
Strapazieren S ie jetzt n icht den guten Willen, den 
wir I hnen im Moment gerade bestätigen. 

D ie organisatorischen Schwierigkeiten sind 
überwunden . E igene Methoden der Sozialarbeit 
wurden entwickelt, und es begann eine rege Auf­
klärungstätigkeit der Frauenhausmitarbeiterin­
nen auch im Z uge der Ausbildung der Pol izei , der 
Justi z  und so weite r .  Es ist dies zuwenig! Es ist 
dies immer nur  punktuel l  und zuwenig. 

Die Überfül lung ist nach wie vor vorhanden. 
Eine Forderung des E uroparates hat festgestellt, 
daß ein Platz pro 10 000 Einwohner in einem 
Frauenhaus ausreichende Versorgung gewährlei­
sten würde . In Österreich sind wir weit unter die­
ser Zahl .  

H ier brauchen wir Unterstützung! Deshalb 
richten wir einerseits an das Justizministeri um. an 
das Innenministerium d ie dringende Aufforde­
rung, me hr Information und a ndererseits die 
dringende Aufforderung an Sie, die Sie hier als 
Vertreter Ihrer Länder sitzen, in  d iesen Ländern 
die Unterstützung, die finanzielle Absicherung 
der E inrichtungen der F rauenhäuser zu gewähr­
leisten und zu fördern. - Dan ke.  (A llgemeiner 
Beifall. ) / .J./5 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Frau Bundesrätin Dr. Heide 
Schmidt.  Ich erteile es i hr .  

14.15 
B un desrätin Dr. Heide Schmidt (FPÖ, Wien) :  

Herr Präsident !  Meine Herren B undesminister!  
Meine Damen und Herren! Wir sind uns h ier si­
cherl ich einig.  Ich kann daher nur  wen iges ergän­
zen ,  denn alles, was Sie gesagt haben, kann ich 
eigent l ich unterstreichen und unterschreiben. 
Wir haben vor uns einen Gesetzesbeschluß ,  der 
den Versuch darstellt, e inen weiteren Schritt in  
Richtung Verhinderung oder Schutz vor Gewalt 
in der Ehe zu gehen. Es kann nur  ein Versuch 
sein ,  denn mit Gesetzen kann man  Gewalt n icht 
verh indern, aber man kann jedenfalls bewußt­
sei nsbildend wirken, und man kann jenen ein 
Netz b ieten, die sonst auf der Straße stünden oder 
ausgeliefert wären. 

Da hat man b islang den Unterschied gemacht, 
ob ein Scheidungsverfah ren bereits eingeleitet ist 
beziehungsweise eine Scheidungsklage einge­
reicht wurde oder nicht. Das ist e in  Unterschied, 
der mir  nie e insichtig war, denn es ist zwar schon 
r ichtig,  daß man das Instrumen t  der Scheidung 

nicht durc h  ein anderes Rechtsinstitut u nterlau­
fen sollte, aber der Schritt zur Scheidung ist wohl  
einer, der hoffentlich doch länger überlegt wird 
und wo viel  mehr abzuwägen ist - sei  es jetzt die 
finanzielle Situation, seien es die Kinder oder was 
immer alles da mitspielt - und wo wahrschein­
lich eine längere Nachdenkphase notwend ig ist als 
bei der augenblicklichen Bedrohung durch Ge­
walt, wo es darum geht, sich oder auch die Kinder 
vor dem Gewalttäter zu schützen. 

Ich halte daher d ie jetzige Regelung für eine 
sinnvolle,  würde aber sogar meinen, daß die dre i  
Monate durchaus ausreichen müßten ,  um sich 
darüber k lar zu werden. ob man sich vom E he­
partner endgültig trennt oder nicht, wobei ich 
schon weiß ,  wie schwierig das oft ist, d iese Ent­
scheidung letztlich zutreffen ,  eben aus jenen 
Gründen, d ie ich vorher angeführt habe. Und da 
ist nun einmal die finanzielle Abhängigkeit zu­
meist der F rau ein sehr  wesentliches Moment da­
bei. Aber alles kann man eben nicht unter einen 
Hut bringen, und diese Abwägung ist jedenfalls 
eine für mich nachvollziehbare. 

Was ich aber noch viel wichtiger finde - wenn 
wir schon beim Zeitfaktor sind - ,  das ist die Not­
wendigkeit, d ieses Verfahren, diese einstwei lige 
Verfügung zeitlich zu straffen .  Ich halte es für 
dringend notwendig - auch wenn es möglicher­
weise dann nur auf dem Papier steht, wei l  die Pra­
xis es wahrscheinlich n icht wird halten können - ,  
eine Frist zu setzen .  innerhalb derer die E ntschei­
dung zu treffen ist und Maßnahmen zu treffen 
sind, damit dann auch der Vollzug bin nen kürze­
ster Ze it gewährleistet ist. 

Ich wei ß  schon, es ist im mer so, daß Theorie 
und Praxis auseinanderk laffen. Das ist auch beim 
Verwaltungsverfahrensgesetz so, daß d ie Ver­
pflichtung, innerhalb von sechs Monaten eine 
Entscheidung zu treffen ,  graueste Theorie ist, die 
auch nicht e ingehalten wird, aber das ist zumin­
dest eine Richtschnur,  die nachher d ie Möglich­
keit gibt ,  mit  rechtlichen Instrumenten dagegen 
ankämpfen zu können. Und das gleiche wäre h ier  
noch weit  notwendiger als i n  anderen Verfahren. 
Das scheint mir die wichtigste Forderung in  die­
sem Zusammenhang zu sein ,  die man e inbinden 
müßte in eine Verbesserung d ieses Gesetzes. 

Ich habe mich durchaus auch mit der persönli­
chen Stel lu ngnahme der Grünen, die im Zusam­
menhang mit diesem Gesetz abgegeben wurde, 
auseinandergesetzt. S ie bemängeln, daß die Ge­
walt gegen Kinder keinen N iederschlag in dieser 
Gesetzesstelle findet u nd daß d ie Lebensgemein­
schaften nicht berücksichtigt würden . - Ich glau­
be nicht, daß die Gewalt gegen Kinder n icht be­
rücksichtigt ist in diesem Gesetz, denn wenn es 
darum geht, daß der Antrag nicht nur bei körper­
licher Bedrohung, sondern auch dann gestellt 
werden kann,  wenn die Lebensgemeinschaft eine 
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unzumutbare geworden ist, dan n  ist es doch 
selbstverständlich ,  daß die Gewalt gegen Kinder 
zumindest miti n k l udiert ist. 

E ine Mutter, d ie sich n icht davorstellt ,  wen n  
das Kind gesch lagen wird , und auf diese Weise 
wahrsc heinl ich  auch Schläge bekommt, wird auch 
keine Ambition haben , einen Antrag e inzubrin-
8.en .  Daher glaube ich, daß das e ine unnötige 
Uberrege lung wäre, da noch etwas hineinzu­
schreiben,  denn es ist e infach Bestandteil  dieses 
Gesetzes, daß auch bei Gewalt gegen Kinder ein 
solcher Antrag gestellt werden kann .  Das ist mei­
ne Überzeugung, und das ist klar aus dieser Ge­
setzesstelle herauszulesen.  

Was die Lebensgemei nschaften betrifft, so 
glaube ich ,  daß es andere I nstrumente gibt, wenn 
man nicht das K ind mit dem Bade ausschütten 
wil l .  Wenn man bezweckt, vor al lem e ine rasche 
Durchführbarkeit dieses Verfahrens zu sichern, 
dann muß auch e ine rasch e  Überprüfbarkeit ge­
geben sein .  Alles andere wäre wieder e ine Farce.  
Wenn man die rasche Überprüfbarkeit gewährlei­
sten wil l ,  so hat man bei der Lebensgemeinschaft 
schon ernste Probleme. 

Man m üßte sowieso darauf abstellen, daß nur 
derjenige , der Wohnungsi n haber ist, der also der 
Hauptgemeldete ist, den Antrag stel len kann ,  
denn ansonsten würden s ich Ver kehrungen erge­
ben, die sicher n icht  die vom Gesetzgeber gewoll­
ten sind, näml ich daß dann jemand, dem d ie 
Wohnung gar nicht gehört, den Wohnungsinha­
ber hinausbringen will .  

Ich glaube daher, daß wir mit den derzeitigen 
Instrumenten das Auslangen finden - ich würde 
sogar meinen,  daß  eine Besitzstöru ng im Fall der 
Lebensgemeinschaft den gle ichen Effekt haben 
könnte - und daß es daher nicht notwendig ist. 
auf diesem Weg,  auf diesem Umweg, möchte ich 
sagen ,  i rgendwelche anderen gese llschaftspolit i­
schen Zwecke zu verfolgen ,  als d urch e in Gesetz 
wirkl ich nur d ie Gewalt in der Ehe entsprechend 
zu d iskr iminieren und eine entsprechende Hi lfe­
stel lung zu bieten .  

Meine Forderung hinsichtlich einer Novelle 
wäre daher, nicht zu erweitern auf andere Tatbe­
stände, sondern einzig eine Frist einzubauen .  
Aber das a l les ist ja wirk l ich z u  wenig, das sind 
immer n ur jene Schritte, d ie wir setzen , wenn wir 
vor dem Ergebnis stehen .  Man m u ß  ja weit früher 
ansetzen .  

Aber bevor ich noch dazu komme - da ist mir  
nämlich jetzt vorhin e in  Schreiben übergeben 
worden -, möchte ich festhalten,  daß die vorl ie ­
gende gesetzl iche Regelung alle in  noch z u  wen ig 
ist. Daneben gehören noch alle flank ierenden 
Maßnahmen, die es bereits gibt, weit stärker un­
terstützt und wei t  stärker gefördert. Auch ich b in  

der  Meinung, daß zum Beispiel d ie  Budgetierung 
der Frauenhäuser ein ernsteres Anliegen sein sol l­
te,  als das derzeit der Fall ist. 

Ich habe h ier das Schreiben einer Gruppierung, 
sie nennt sich "Notruf und Beratung für verge­
walt igte Frauen" . Ich habe keine Ahnung, wie sie 
po l itisch zuzuordnen ist, es ist mir  auch vö l lig  
egal, wie s ie  politisch zuzuordnen ist. Das unter­
scheidet mich vielleicht  von dem einen oder ande­
ren hier in d iesem Hause. Tatsache ist . daß sie 
davon sprechen . . .  (Bundesrat 5 a t t l  b e  r g e r.' 
Das ist eine Unterstellung!) Bezweifeln Sie es? 
Dann hören Sie mir n ie zu, wen n  Sie es bezwei­
feln .  (Bundesrat 5 a t t I b e r g e r: Sie können das 
ganz einde utig zuordnen!) 

Aber ich lese Ihnen das vor - das scheint mir 
jetzt das Wichtigere zu  sein  - ,  damit Sie sich mit 
dem auseinandersetzen u nd versuchen, sich da 
h ineinzudenken.  Ich lese Ihne n  nur eine Passage 
aus diesem Schreiben vor : .  

"Für uns  völ lig unverständlich, hat sich die An­
zahl der subvention ierenden Min isterien von vier 
auf drei verringert. Außerdem kürzte das Fami­
lienminister ium seine Subvention um die Hälfte, 
und gerade das Gesundheitsmin isterium erachtet 
sich plötzl ich n icht mehr für zuständ ig. Seitens 
des lust izministeriums konnte nie mit finanzieller 
Unterstützung gerech net werden.  Es stellt dies 
eine so bedrohl iche finanzielle S ituation dar, daß 
wir unsere Arbeit voraussic htlich n icht mehr lan­
ge werden durchführen können." 

Ich werde mehrere Anfragen an die betroffe­
nen Minister richten, was die Ursache für diese 
Kürzungen waren. Ich möchte wissen ,  wieso das 
Gesundheitsmi nisteriu m  diesbezüglich überhaupt 
keine Zuständigkeit sieht. ich finde es auch trau­
rig, daß das lustizministerium keinen Anlaß sieht, 
derartige Gruppierungen zu u nterstützen .  Wie 
immer auch die Gründe sind, ich bin überzeugt, 
der Herr Bundesminister wird u ns das hier erklä­
ren .  

Ich halte es für notwendig, auch von dieser 
Stelle aus zur Unterstützung aufzurufen und der­
artigen E inrichtungen ,  derartigen Gruppierunge n  
entsprechend finanzie l l  zu helfen u n d  ihnen auch 
jenen Stellenwert in u nserem Denken zu geben ,  
der ihnen zukommt. Es  besteht die Notwendig­
keit, Hilfeste l lung zu  b ieten für jene, mit  denen 
Sie wahrscheinlich sehr wenig zu tun haben .  
Auch ich habe sehr wen ig damit zu tun, und da­
her fehlt uns das Vorstel lungsvermögen. 

Es ist aber eine Tatsache - wen n  Sie sich die 
entsprechenden Stati st iken anschauen, dann se­
hen Sie das - ,  daß da n icht von grauer Theorie 
geredet wird, sonder n  daß das beinharte Praxis 
ist. 
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Es scheint mir,  wie gesagt, sehr wesentlich zu 
sein,  die Ursac hen von Gewalt in der Familie zu 
bekämpfen. Nur ,  wie wollen Sie orten, was die 
eigentliche Ursache für die Zunahme der Gewalt 
ist. Da gibt es sicher so viele Facetten und so viele 
Punkte, die dann alle miteinander dieses Bi ld aus­
machen. Ich glaube aber, daß eine der wesentlich­
sten Ursachen jedenfalls d ie ist, daß die Achtung 
vor dem anderen nicht mehr selbstverständlich 
ist .  Es ist nicht nur das Bild, das die Medien zeich­
nen, obwohl  gerade die elektron ischen Medien da 
einen sehr  wesentl ichen Antei l  an Verantwortung 
mittragen,  denn sobald einmal Gewalt zur Selbst­
verständlichkeit und zur Alltäglichkeit wird, so­
bald selbstverständlich wird - auch in Kinder­
und Jugendsendu ngen - ,  Gewalt einzusetzen, 
um ein Recht oder auch nur ein vermeintl iches 
Recht durchzusetzen,  Gewalt einzusetzen, um 
sich zu  verteidigen und sich nicht auf andere Wei­
se ause inanderzusetzen.  so entsteht eine Ab­
stumpfung und eine Selbstverständlichkeit, wo 
d ie Grenzen immer flie ßender werden und über­
sehen wird, wen n  sie dann zur Katastrophe füh­
ren .  

Voraussetzung ist daher für  mich, wieder zu  ei­
nem Menschenb i ld zurückzukommen, bei dem 
d ie Achtung vor dem anderen eine Selbstver­
ständlichkeit ist und an erster Stelle steht. Ich 
glaube. daß man d iese Achtung  nur haben kann .  
wenn auch ein entsprechendes Selbstwertgefühl 
da ist .  Dieses Selbstwertgefühl hat man meiner 
Meinung nach nur dann.  wen n  man auch als 
selbstbewußter Mensch behandelt wird - von der 
Gesel lschaft. aber auch vom Staat. Dieser Gedan­
kengang ist für mich nicht weit hergeholt, es wäre 
unberechtigt zu sagen,  man kommt vom Hun­
dertsten ins Tausendste, sondern hier schl ießt 
sich für mich der  Kreis: Der e igenverantwortli­
che ,  selbständige Mensch ist derjenige, der sich 
n icht gängeln läßt. Das ist nicht derjenige, der 
sich von einer Bürokratie überverrechtlichen und 
überorganisieren läßt, sondern das ist der, der 
Selbstverantwortung haben wil l .  Und wenn auf 
der einen Seite Bürger herangezogen werden, die 
gegängelt werden sollen, wei l  das halt praktisch 
ist für die politischen Parteien, dann d ürfen wir 
u ns nicht wundern, wenn sie eben n icht jene 
Selbstachtung und jenes Selbstwertgefüh l  haben ,  
das dann auch Voraussetzung dafür ist, um Ach­
tung vor dem anderen zu haben .  

Das heißt, es sind so viele Facetten da und so 
v iele Dinge in Angriff z u  nehmen, die in jeden 
Bereich h ineinreichen und die so hart an die 
Wurzel gehen, wo dann letztl ich die Gewalt eines 
der grausl ichsten und eines der sch l immsten Er­
gebnisse ist .  Daher, so meine ich, haben wir viel 
zu tun und sollten uns nicht auf einzelne Berei­
che, wie wir das hier jetzt machen, fixieren und 
glauben ,  daß wir damit die P robleme schon gelöst 

haben. - Danke schön .  I Allgemeiner Beifall.) 
14.26 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr B undesmi nister Dr.  For­
egger .  Ich erteile es ihm. 

14.26 
Bundesminister für Justiz Dr. E gmont Foreg­

ger: Herr P räsident! Hoher Bundesrat! Meine Da­
men u nd Herren! Vieles von dem. was ich I h nen 
sagen möchte,  ist bereits in den Diskussionsbei­
trägen vorhin angeklungen,  aber ich hoffe, S ie 
werden es mir  nicht verübeln, wen n  ich auch in 
einigen wenigen und kurzen Sätzen meine Vor­
stel lungen zu der vorliegenden Gesetzesmaterie 
darlege. 

Ich habe im Nationalrat schon gesagt, es wäre 
sehr  schön, wenn man bei einer V ielzahl von Ge­
setzen einen durchgehenden S inn erbl icken 
könnte, eine gemeinsame rechtspolitische Lin ie .  
Nun,  jeder, der in der Gesetzgebung tätig ist, und 
jeder aufmerksame Bürger weiß ,  daß es viele sehr 
verschiedene Materien gibt, und daß man nicht 
i mmer d iesen roten Faden - oder wie immer der 
entsprechende Faden gefärbt sein mag - er­
kennt. 

Aber hier haben wir eine klare Linie .  die allein 
in der vorl iegenden Gesetzgebungsperiode vom 
Strafrechtsänderungsgesetz 1 987 über das Kind­
schaftsrechtsänderungsgesetz zur Neuordnung 
eier Strafbestimmungen h insichtl ich Vergewalti­
gung und letztl ich zu dem vorliegenden Gesetz 
führt. 

Das Strafrechtsänderungsgesetz hat die Straf­
best immung gegen Kindesmißhandlung und 
Wehrlosenmißhandlung h inaufgesetzt, das K ind­
schaftsrechtsänderungsgesetz hat das Beke nntnis 
zur gewaltfreien Erziehung gebracht, und die 
Neuordnung des Strafrechtes h insichtlich der 
Vergewaltigung war ein weiteres S ignal im Kampf 
der Gesetzgebung gegen die Gewalt im vertrauten 
Kreis, im Familienkreis oder überhaupt gegen d ie 
Gewalt zwischen Menschen .  

Und nun haben wir  h ier  eine neue Materie, e in  
an s ich kleines Gesetz, e in  nicht spektaku läres 
Gesetz, aber e ines, aus dem wieder k lar hervor­
geht, daß der Gesetzgeber ein weiteres Mal der 
Ausübung von Gewalt eine Absage erte ilen 
möchte. 

Wir m üssen uns im k laren darüber sein - und 
auch das haben wir soeben gehört -, daß natür­
lich Gesetze allein die Welt nicht bewegen ,  und 
wir  m üssen uns auch immer vor A ugen führen, 
daß Gesetze nicht ein Alibi  und schon gar nicht 
e in  Ruhekissen sein dürfen, auf dem wir uns aus­
ruhen ,  i ndem wir sagen: Es ist ohnedies al les vor­
gekehrt, u nd wir haben alles getan .  Gesetze al lein 
nützen nichts. 
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Aber als e iner, der so lange, d ie weitaus über­
wiegende Zeit davon als Beamter, in der Legisti k  
tätig war, möchte ich auch den Satz nicht gelten 
lassen, daß Gesetze gar n ichts vermögen. Gesetze 
spiegeln die Meinung der Allgemeinheit in be­
stimmten Fragen, wie sie schon gegeben ist, wi­
der, Gesetze weisen auch immer ein wenig  in  d ie 
Zukunft, und sie formen für die Zukunft die al l ­
gemeine Meinung zu bestimmten Fragen.  Sie ha­
ben also eine Wirkung. 

Ich glaube, wir können gerade auf dem Gebiete 
der Bekämpfung von Gewalt feststellen, daß da 
schon ein Wandel zum Besseren eingetreten ist. 
Ein sehr  gro ßer Tei l  junger Famil ien bekennt sich 
zur gewaltfreien Erziehung. Wie die P raxis dann 
im einzelnen aussehen mag, ist sicher noch ver­
schieden und da und dort auch sicher n ic ht ideal. 
Aber al lein das Bekenntnis dazu, daß man sagt: 
Ja, wir streben eine gewaltfreie E rziehung an ! ,  ist 
doch schon etwas. Und ungeachtet aller betrübli­
chen Vorfälle, die sich zeigen - auch angesichts 
der betrübl ic hen Notwendigkeit von Frauenhäu­
sern und ähnlichen Einrichtungen - ,  können 
wir, so meine ich, doch davon ausgehen, daß die 
Gewalt zwischen Partnern, zwischen Ehepartnern 
nicht mehr zum alltägl ichen Erscheinungsbild der 
Partnerschaft gehört. 

Ich glaube, es ist - zumindest wen n  ich die 
Zeit meiner Kindheit und Jugend ins Auge fasse, 
ohne daß ich dort ständig Zeuge von solchen Vor­
kommnissen gewesen wäre, aber man hat doch 
Versch iedenes gehört - doch eine beachtl iche 
und erfreul ic he Zunahme an gegense itigem Re­
spekt, an der Schonung des anderen, an  der an­
ständigen Begegnung, die bekanntlich das Allge­
meine Bürgerliche Gesetzbuch vorschreibt, fest­
zustel len .  

Wir dürfen also d ie Hoffn ung hegen ,  daß wir  
- nicht nur  was d ie Gesetzgebung anlangt, son­
dern auch, was d ie Welt der E rschein ungen an­
langt - auf einem guten Weg s ind, und wir sind 
davon überzeugt, daß wir auf dem richtigen Weg 
sind, der letztl ich zu einer - ich will nicht über­
treiben - Beinahe-Gewaltlosigkeit im Bereich 
der Familie, von Partnerschaften und ähnlichem 
führt. 

Es ist von Frau Bundesrat Dr. Schmielt ange­
führt worden ,  daß im Nationalrat ein Antrag ge­
stellt worden ist - dem ich übrigens von der Ten­
denz her viel  Sympathie entgegengebracht habe 
- ,  Lebensgefährten und Kinder miteinzubezie­
hen im Bestreben, man könne doch in d iesen Be­
reichen Gewalt nicht ohne weiteres zulassen .  
Aber i c h  u nterstreiche das, was meine Vorredne­
rin dazu gesagt hat und was i m  Nationalrat dazu 
gesagt worden ist, und ich möc hte insbesondere 
betonen,  daß wir nicht auf den Gedanken kom­
men sollten, daß etwa im Kinderschutz i rgendei­
ne Lücke bestehe. Das verhindert nicht, daß es 

immer wieder zu betrüblichen Mi ßhandlungen 
von Kindern komm t  und wir erschüttert vor Mel­
dungen stehen ,  wie "entmenschte" - ich glaube, 
in  diesem Zusammenhang ist dieser starke Aus­
druck am Platze - " Eltern" mit ihren Kindern 
mitunter  verfahren. 

Die Gesetzgebung ist aber eine lückenlose, u nd 
- wie ich schon ausgeführt habe - wir können 
die Hoffnung hegen, da ß wir mit den gesetzgebe­
rischen Schritten,  daß wir mit der Tätigkeit im 
öffentlichen Leben immer mehr zu einer Abnah­
me der Gewalt und immer mehr i n  Richtung von 
Gewaltlosigkeit kommen. 

Ich habe den Appell ,  der vo n meinen drei Vor­
rednern im Gegenstand an die Justiz gerichtet 
worden ist, hier für Beschleunigung zu sorgen ,  
sehr wohl zur  Kenntnis genommen und nehme 
diesen seh r  ernst. Ich glaube indes, daß es an sich 
keine größere Versündigung gegen den Grundge­
danken der einstwei l igen Verfügung gibt, als mit 
der Entscheidung lange zuzuwarten und etwa 
auch die Entscheidung zweiter Instanz erst nach 
sehr langer Zeit ergehen zu lassen. Das Wesen der 
einstweiligen Verfügung besteht ja darin,  daß 
man sehr rasch arbeitet. Aber hier ist  auch die 
Theorie von der Praxis mitunter verschieden, und 
ich werde aufgrund dieses Appells sehr genau be­
obachten, ob wir auf diesem Gebiet die Erwartun­
gen, die der Gesetzgeber mit  Recht in die Justiz  
setzt, auch wirklich zu erfü llen bereit sind. 

Mit d ieser Versicherung, daß wir das sehr ge­
nau beobachten und gegebenenfalls die notwendi­
gen Schritte unternehmen werden, und mit der 
Freude über ein weiteres - u mfänglich kleines -
Gesetz i m  Kampf gegen d ie Gewalt möchte ich 
Ihre Geduld n icht länger i n  Anspruch nehmen. -
Ich danke. (Allgemeiner Beifall. ) J..I.34 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e i n  Schluß­
wort gewünscht? - Das ist  ebenfalls n icht gege­
ben. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung.  

Bei der A b  s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n  e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Jänner 1990 betreffend ein Zusatzprotokoll 
zum Abkommen zwischen der Republik Öster­
reich und der Europäischen Wirtschaftsgemein-
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schaft betreffend die Beseitigung bestehender 
und Verhinderung neuer mengenmäßiger Be­
schränkungen bei der Ausfuhr sowie von Maß­
nahmen gleicher Wirkung samt gemeinsamer 
Erklärung der Vertragsparteien ( 1 108 und 
1 1 79/NR sowie 381 1/BR der Beilagen) 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vorn 
24. Jänner 1990 betreffend einen Briefwechsel 
zwischen der Republik Österreich und der Euro­
päischen \Virtschaftsgemeinschaft über die 
Transponierung des Zugeständnisses betreffend 
"Wasserkäse" in das Harmonisierte System zur 
Bezeichnung und Kodierung der Waren ( 1075 
und 1 178/NR sowie 381 2/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 7 und 8 der Tagesord­
nung, über die die Debatte unter einem abgeführt 
wird. Es sind dies Besch lüsse des Nationalrates 
vom 24. Jänner 1 990 betreffend ein Zusatzproto­
koll zum Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft betreffend die Beseitigung bestehen­
der und Verhinderung neuer mengenmäßiger Be­
schränkunge n  bei der Ausfuhr  sowie von Maß­
nah men gleicher Wirkung samt gemeinsamer E r­
klärung der Vertragsparteien und ein Briefwec h­
se l zwischen der Republ ik Österreich und der Eu­
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
Transponierung des Zugeständnisses betreffend 
" Wasserkäse" in das Harmonisierte System zur 
Bezeichung und Kodierung der Waren. 

D ie Berichterstattung über d ie Punkte 7 und 8 
hat Bundesrat lng. August Eberhard übernom­
men.  

Ich bitte ihn um die  Berichte und begrüße 
gle ichzeitig den i m  Hause erschienenen Herrn 
B undesminister Dr .  Wolfgang Schüssel herz­
liehst. (Allgemeiner Beifall. ) 

Berichterstatter lng. August Eberhard: Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Ich 
bringe den Bericht des Wirtschaftsausschusses 
über den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Jänner 1 990 betreffend ein Zusatzprotokoll 
zum Abkommen zwischen der Republik Öster­
reich und der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft betreffend die Beseitigung bestehender 
und Verhinderung neuer mengenmäßiger Be­
sch ränkungen bei der Ausfuhr  sowie von Maß­
nahmen gleicher Wirkung samt gemeinsamer Er­
klärung der Vertragsparteien. 

M it dem vorl iegenden Zusatzprotokoll so ll das 
Freihandelsabkommen Österreich-EWG dahin 
gehend geändert werden ,  daß die Beseitigung be­
stehender Ausfuhrbeschränkungen und das Ver­
bot der Einfuhr neuer Beschränkungen festgelegt 
werden. Für bestimmte, besonders sensible P ro­
dukte, ist eine Übergangsfrist bezüglich des Ab-

baues bestehender Ausfuhrbeschränkungen vor­
gesehen. 

Das gegenständliche Protokoll tritt am ersten 
Tag des zweiten Monates, der auf die Notifikation 
folgt, in  Kraft. 

Dem Protokoll ist als Bestandteil e ine interpre­
tative Erklärung ("joint declaration") beigefügt, 
welche die Anwendung der Artikel 7, 1 3a und 1 38 
des Abkommens zwischen der Republ ik Öster­
reich und der EWG betrifft. 

Dem Nationalrat ersch ien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorl iegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset­
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz zur Überfüh rung des Vertragsin­
haltes in die innerstaatliche Rechtsord nung nicht 
erforderlich. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli­
c he Vorlage in seiner Sitzung vom 30. Jänner 
1 990 in  Verhandlung genommen und einstimmig 
besch lossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung ste llt der  Wirt­
schaftsausschuß den A n t r a g , der Bundesrat 
wolle besch ließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Jänner 1990 betreffend ein Zusatzprotokoll 
zum Abkommen zwischen der Republ ik Öster­
reich und der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft betreffend die Bese itigung bestehender 
und Verhinderung neuer mengenmäßiger Be­
schränkungen bei der Ausfuhr sowie von Maß­
nahmen gleicher Wirkung samt gemeinsamer Er­
klärung der Vertragsparteien wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Weiters erstatte ich den Beric ht des Wirschafts­
ausschusses über den Besc hluß  des N ationalrates 
vom 24. Jänner 1 990 befreffend einen B riefwech­
sel zwischen der Rep ubl ik  Österreich und der Eu­
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
Transponierung des Zugeständnisses betreffend 
"Wasserkäse" in das Harmonisierte System zur 
Bezeichnung und Kodierung der Waren. 

Österreich hat im Jahre 1 977 ein Abkommen 
mit der E uropäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
gemäß Artikel XXVIII des GATT befreffend be­
stimmte Käse abgesch lossen. Der G roßteil der 
Bestimmungen dieses Abkommens wurde zwi­
schenzeitig durch das Abkommen zwischen 
Österreich und der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft über eine gemeinsame Diszi plin beim 
gegenseitigen Handel mit Käse ersetzt. 

Die Regelung für d ie E infuhr von aus Kuh­
mi lch hergestelltem Käse mit einem Wassergehalt 
in  der fettfreien Käsemasse von mehr als 62 Ge-
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wichtsprozent, sogenannter "Wasserkäse" , ist 
nicht Gegenstand des Abkommens aus dem Jahre 
1987. Für diese Konzession betreffend "Wasser­
käse" ist weiterhin das Abkommen aus dem Jahre 
1 977 die geltende Rechtsgrundlage. 

Da Österreich am 1 .  Jänner 1 988 e inen neuen 
Zolltarif in der Nomenklatur des Harmonisierten 
Systems in Kraft gesetzt hat, muß auch dieses Zu­
geständnis an die Nomenklatur des neuen öster­
re ichischen Zol ltarifs angepaßt werden. Dies soll 
d urch den Abschluß e ines Abkommens in Form 
des vorl iegenden Briefwechsels zwischen der Re­
p ubl ik Österreich und der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft erfolgen. 

Dem Nationalrat ersc hien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorl iegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset­
zen im S inne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz zur Überführung des Vertragsin­
haltes in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht 
erforderlich. 

Der Wirtschaftsaussch u ß  hat die gegenständli­
che Vorlage in  seiner Sitzung vom 30. Jänner 
1990 in  Verhandlung genommen und einstimmig 
besch lossen, dem Hohen Hause zu empfehlen. 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt­
schaftsausschuß den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle besch ließen: 

Gegen den Beschlu ß des Nationalrates vom 
24. Jänner 1 990 betreffend einen Briefwechsel 
zwischen der Republik Österreich und der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft über die Trans­
ponierung des Zugeständnisses betreffend "Was­
serkäse" in das Harmonisierte System zur Be­
zeichnung und Kodierung der Waren wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein, die über die zusammenge­
zogenen Punkte unter e inem abgeführt wird. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Ing. 
Georg Ludescher. Ich erteile ihm d ieses. 

l.J...10 
Bundesrat Ing. Georg Ludescher (ÖVP, Vor­

arlberg) :  Herr Präsident !  Herr Min ister!  Liebe 
Kolleginnen und Kollegen !  Die beiden Berichte 
des Wirtschaftsausschusses über Beschlüsse des 
Nationalrates vom 24. Jänner 1 990, welche der 
Berichterstatter vorgetragen hat,  haben eines ge­
meinsam: Sie e nthalten beide notwendige Anpas­
sungsschritte zwischen der Republik Osterreich 
und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Kurz zum ersten Bericht betreffend ein Zusatz­
protokol l  zum Abkommen zwischen der Repu­
blik Österreich und der EG,  mit  dem das Frei-

handelsabkommen Österreich-EWG dah in ge­
hend geändert werden soll ,  daß die Bese itigung 
bestehender und die Verhinderung neuer men­
genmäßiger Beschränkungen festgelegt wird . Für 
bestimmte,  besonders sensible Produkte ist  eine 
Übergansfrist bezüglich des Abbaues bestehender 
Ausfuhrbeschränkungen vorgesehen. 

Beim zweiten Bericht geht es im wesentlichen 
darum, daß bestimmte Käsesorten nicht im Ab­
kom men aus dem Ja hre 1987  sind und nun an den 
neuen Zolltarif vom 1. Jänner 1988 angepaßt 
werden. 

Bei beiden Beschlüssen erfolgt wieder ein klei­
ner Annäherungsschritt in Richtung EG, ein klei­
ner Schritt in Richtung Abbau von Zol lschran­
ken. 

Im Zusammenhang mit diesen Protokollen 
möchte ich auf d ie Diskussion Österreich - Eu­
ropäische Gemeinschaft eingehen .  

Vor einem Jahr noch n icht vorstellbare Ereig­
nisse , Veränderungen im Ostblock,  haben sich in  
den  letzten Monaten vollzogen.  so gro ßartige 
Veränderungen, daß man vor wenigen Monaten 
ja kaum daran zu denken wagte. Diese u mfassen­
den Veränderungen in den Oststaaten, das Aus­
brechen aus der kommunistischen Diktatur und 
der kommunistischen Planwirtschaft bringen für 
Europa völ l ig  neue Gesichtspunkte. 

Der Wunsch ein iger dieser Oststaaten, welche 
sich für das System der Marktwirtschaft entsch ie­
den haben, der EG beizutreten, zeigt, wie wichtig 
der Schritt Österreichs war, am 1 7 . April 1989 
das Beitr ittsansuchen an d ie E uropäische Ge­
meinschaft zu  stellen, welches durch unseren Au­
ßenminister Dr. Alois Mock in Brüssel übergeben 
wurde. Es zeigt sich aber auch, wie wichtig lau­
fende Bemühungen zur Annäherung an den Eu­
ropäischen Binnenmarkt schon vor der Verwirkli­
chung desselben im Jänner 1 993 sind. 

Dem hat nun die österreichische Bundesregie­
rung mit der Konstituierung des Rates für Fragen 
der österreichischen Integrationspolitik am Mon­
tag, dem 29. 1 . 1990, auch Rech nung getragen.  
Dem Rat gehören neben dem im Parlament ver­
tretenen Parteien auch Vertreter der Sozialpart­
ner, der Länder, der Städte und der Gemeinden 
an. 

Bei der Konstituierung dieses Rates stellten 
Bundeskanzler Vranitzky und Vizekanzler Rieg­
ler übereinstimmend einen breiten Konsens über 
den Weg nach Brüssel fest und betonten, daß für 
Österreich die volle Teilnahme am EG-Bin nen­
markt Priorität habe, und dazu b ietet sich als 
klarstes und deutlichstes Mittel d ie Mitgliedschaft 
an. D ies bedeutet, daß intensiv,  auf allen mögli­
chen Ebenen ,  Kontakte zur EG zu pflegen sind. 
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In die gleiche Richtung geht auch die von unse­
rem Außenmin ister Dr. Alois Mock angekündigte 
Informations- und Überzeugungsinit iative, wel­
che er mit den 1 2  EG-Mitgliedsländern füh ren 
wi l l .  Nach den Ereignissen im Osten E uropas, mit 
der Beseitigu�g der Mauer und des E isernen Vor­
hanges, l iegt Osterreich mitten im Herzen E uro­
pas. In der EG mitzureden und mitzubestimmen, 
ist nur einem Mitglied der EG mögl ich. Als 
Nichtmitglied werden wir zu laufendem Nach­
vollzug sämtlicher EG-Maßnahmen gezwungen, 
ohne jedoch mitreden zu dürfen .  Unsere Be mü­
hunge n in Richtung EG-Mitgliedschaft müssen 
daher intensiver sein als nur der Zwang zum 
Nachvollzug. 

Den Empfehlungen des Berichterstatters, den 
beiden Beschlüssen die Zustimmung zu geben be­
ziehu ngsweise keinen Einspruch zu erheben, wer­
den wir gerne Folge leisten .  (Allgemeiner Beifall. ) 
1 ./.46 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist nicht 
der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen.  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Sch luß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht gege­
ben. 

Die Abstimmung über die vorliegenden Be­
schlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b  s l i m -
m u n g beschließt der Bundesrat mit Stimmen­
mehrheit hinsichtlich des Tagesordnungspu.nktes 7 
beziehungsweise mit Slimmeneinhelligkeit hin­
sichtlich des Tagesordnungspu.nkces 8. gegen die 
beiden Beschlüsse des Nationalrates k e i fl e n 
E i n  s p r u c h zu erheben. 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1990 betreffend ein B undesgesetz, 
mit dem das Hochschul-Taxengesetz 1972 geän­
dert w ird ( 1043 und 11 27fNR sowie 3813fBR der 
Beilagen) 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 9. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 25. Jänner 1 990 be­
treffend ein B undesgesetz, mit dem das Hoch­
schul-Taxengesetz 1 972 geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Franz Kamp ic hler übernommen. Ich ersuche ihn  
höflich um den Bericht. 

Berichterstatter Franz Kampichler: Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister!  
Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Durch 

die Novellierung des Allgemeinen Hochschul­
Studiengesetzes, BGBL Nr. 2/1 989, wurden Er­
gänzungsstudien für Absolventen ausländischer 
Universitäten in das AHStG eingefügt. In d iesem 
Zusammenhang sollen durch den gegenständli­
chen Gesetzesbeschluß des Nationalrates die 
rechtlichen Grundlagen zur E inhebung von 
Hochsch ultaxen für solche Ergänzungsstudien 
geschaffen werden. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständl i ­
che Vorlage in seiner Sitzung am 30. Jänner 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen ,  kei­
nen Einspruch zu erheben .  (Der P r ä  s i  d e n  t 
übernimmt H:ieder den Vorsitz. )  

Als Ergebinis se iner Beratung stellt der U nter­
richtsausschuß somit den A n t r a g , der Bundes­
rat wolle beschl ießen :  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1 990 betreffend e in  Bundesgesetz, mit 
dem das Hochschul-Taxengesetz 1 972 geändert 
wird, wird kein E inspruch erhoben .  

Präsident: I ch  danke dem Herrn Berichterstat­
ter. 

Wir gehen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Frau Bundesrat 
Anna Elisabeth Haselbach .  Ich erteile ihr d ieses. 

N../9 
Bundesrätin Anna Elisabeth Haselbach (SPÖ, 

Wien) :  Herr Präsident !  Herr Bundesminister!  
Meine Damen und Herren !  Der uns vorliegende 
Gesetzesbesch luß  des Nationalrates regelt e inen 
Bereich im Rahmen des Organisationsrechtes der 
österreichischen Hochsc hulen,  der sinnvol l  ist, 
den es aber - und ich nehme doch an, daß wir  im 
Ausschuß richtig informiert wurden - in der 
Praxis noch n icht gibt. 

Ich beziehe mich auf die durch den § 1 3b des 
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes geschaf­
fene Möglichkeit, Ergänzungsstudien für Absol­
venten ausländischer Universitäten an österrei­
chischen Universitäten und Hochschulen e inzu­
richten .  Bei d iesem Personenkreis handelt es  sich 
natürlich nicht nur um Ausländer, sondern eben­
so um Österreicher, die im Ausland ein Studium 
abgeschlossen haben .  

Und wei l  hal t  alles seine Ordnung haben muß,  
regelt der Abs. 4 des besagten § 1 3, daß in der 
Studienordnung zu bestimmen ist, an welcher Fa­
kultät oder Universität beziehungsweise Hoch­
schule das Studium einzuri chten ist. 

Die Bezeichnung des Studiums, die Zulas­
sungsvoraussetzungen, die Studiendauer, die Art 
der Prüfungen, die Bezeichnung des zu verle ihen-
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den akademischen Grades und - jetzt sind wir 
bei  der vorl iegenden Gesetzesnovel le - die Höhe 
der allenfalls aufgrund besonderer gesetzlicher 
Vorschriften zu b ezahlenden Hochschultaxen 
sind in der Studienordnung zu bestimmen. So­
weit, so gut, so richtig, so begrü ßenswert. 

Nur: Wo sind die Anträge der Universitäten an 
den Bundesminister, derartige Ergänzungsstu­
dien einzurichten? 

Die erste Überlegung, die man anstellen so l lte, 
ist, daß man die Frage stellt : Liegt es daran, daß 
der Abs. 3 des § 1 3b AHStG voraussetzt, daß mit 
den zu r Verfügung stehenden Kapazitäten der 
Lehr- und Forschungseinrichtu ngen an den be­
treffenden Fakultäten ohne Beeinträchtigung des 
Lehrbetriebes in den bereits e ingerichteten Stu­
dienrichtungen das Auslangen gefund.�n werden 
muß? Soweit mir bekannt ist, leiden Osterreichs 
Universitäten weder an einem Überangebot von 
unterbeschäftigten akademischen Lehrern noch 
an schwindenden Hörerzahlen. 

Die zweite Überlegung, die man in diesem Zu­
sammenhang anstellen sollte: Wie sind die Mög­
lichkeiten für Österreicher. im Ausland zu studie­
ren? Wenn die e ifrigen Studiosi mit enorm gro ß­
zügiger finanzieller Unterstützung ihrer p. t .  Er­
halter rechnen können ,  dann s ind die Möglichkei­
ten unbegrenzt. 

Wie steht es aber für diejenigen, bei denen zwar 
die intellektuelle Kapazität reicht, die pekuniäre 
aber nicht? - Eine kurze und bündige Antwort 
kann man darauf geben: Die für Auslandsstipen­
dien zur Verfügung stehenden Mitte l re ichen 
nicht. Wenn Österreich im i nnovativen Bereich 
nicht zurückfallen wil l ,  dann muß unsere Jugend 
alle Chancen der Horizonterweiterung erhalten.  
Unsere jungen Menschen müssen die Möglichkeit 
haben, auch außerhalb der G renzen unseres Lan­
des zu lernen u nd zu forschen, denn das Wissen 
um Zusammenhänge, das Verstehen anderer, ist 
der beste Garant für e ine friedliche und gute Ent­
wicklung aller. 

Ich nutze daher die Gelegenheit, von h ier aus 
den Herrn Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung aufzufordern - ich weiß ,  er kann 
heute nicht da sein,  aber ich bin überzeugt davon,  
es wird ihm ausgerichtet werden - ,  daß er nicht 
nur, wie es die Entschl ießung im Rahmen der 
AHStG-Novelle verlangt, für die Mittel , die zur 
Verbesserung der Internationalität unserer Uni­
versitäten und Kunsthochschulen dienen ,  Vorsor­
ge trifft, sondern auch für ausreichende Mittel für 
Auslandsstipendien vorsorgt. Denn ich bin über­
zeugt davon: Wen n  e inmal v ie le junge Menschen 
ein Studium im Ausland abgeschlossen haben 
werden ,  dann wird auch der Wunsch,  in Öster­
reich ein Ergänzungsstudium zu absolvieren, stei ­
gen .  

Meine Damen und Herren !  Gestatten Sie mir ,  
d ie Debatte zur Hochschul-Taxengesetz-Novelle, 
bei der ja international wirksame Regel ungen eine 
Rolle spielen, zum Anlaß zu nehmen ,  um auch 
Überlegungen zur internationalen Bedeutung 
österreichischer B ildungseinrichtungen anszustel­
len.  Sie werden meine folgenden Worte vielleicht  
a l s  zu drastisch empfinden, i ch  möchte aber doch 
sehr  deutlich auf die Punkte zu sprechen kom­
men, d ie mir  bedroh lich zu sein scheinen.  

Erstens: Österreichs Universitäten müssen 
mehr sein als eine Auffangstelle für deutsche Stu­
denten, d ie aufgrund des Numerus clausus an 
deutschen Universitäten keine Aufnahme fanden .  

Zweitens: We nn es  uns  nicht rasch ge l ingt, 
österreichische Universitäten zu international ge­
schätzten Bildungseinrichtungen zu machen, 
dann könnte es dazu kommen ,  daß wir zwar das 
geographische Zentrum Europas sind , aber u nse­
re Bildungseinrichtungen zur wenig beachteten 
Peripherie werden .  

Drittens: Es  kann und darf auch keine Lösung 
sein, aus ländische Privatuniversitäten in  Öster­
reich Fuß fassen zu lassen ,  ihnen die Ausbi ldung 
österreich ischer Sudierender zu ermöglichen und 
damit ein paral leles Ausbi ldungssystem zu schaf­
fen, dessen Besuch sich nur K inder Begüterter 
leisten können. (Beifall bei der SPÖ. J  

Meine Damen und Herren! Wenn diese Überle­
gungen nicht e infach verhallen,  sondern bedacht 
werden, dann werden sich u nsere Hohen Schulen 
zu noc h geachteteren und beachteten E inr ichtun­
gen entwickeln. Daher hofft meine Fraktion, daß 
die Möglichkeit der Einrichtung von Ergänzungs­
studien bald gro ßzügig gen utzt wird ,  sieht doch 
das Hochschul-Taxengesetz vor,  daß die Stud ien­
gebühren im autonomen Wirkungsbereich ver­
bleiben, mit dem Ziel, die i nternationale Zusam­
menarbeit der Universitäten zu fördern.  

Weil wir von der Notwendigkeit internationaler 
Zusammenarbeit auch im akademischen Bereich 
zutiefst überzeugt s ind,  stimmen wir dem Antrag, 
keinen Einspruch zu erheben ,  gerne zu. (Allge­
meiner Beifall.) J.+.57 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat s ich ferner 
Herr Bundesrat Siegfried Sattlberger .  Ich erteile 
es ihm.  

14.57 
Bundesrat Siegfried Sattlberger (ÖVP, Ober­

österreich):  Herr P räsident! Herr B undesmini­
ster! Hoher B undesrat! Meine sehr geeh rten Da­
men und Herren! Das Hochschul-Taxengesetz 
wird geändert, und es steht in der Regierungsvor­
lage , daß die Einhebung der Hochschu ltaxen für 
ausländische Absolventen erhöht, und zwar um 
das Doppelte erhöht werden sol l .  
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D ie Novell ierung dieses Hochschul-Taxenge­
setzes resultiert aus der Novellierung des Al lge­
meinen Hochschul-Studiengesetzes für das Er­
gänzungsstudium für Absolventen ausländischer 
Un iversitäten. Vor kurzem haben wir bereits das 
Hochschul-Studiengesetz besch lossen ,  und es ist 
daher diese Ergänzungsstudie notwendig gewor­
den .  

D arf ich noch zum Hochschul-Taxengesetz f ü r  
ausländische Studenten sagen :  Es ist bereits wie­
der ein Begutachtungsverfahren im Gange - ich 
möchte das sehr dezidiert hier sagen,  daß dieses 
Gesetz. das wir heute mit der Novellierung be­
sc hließen, bis zum 1 0. Februar 1 990 der Begut­
achtung unterl iegt und daher auch neue Richtli­
nien erstellt werden .  Es ist ein Betrag von 3 bis 
4 M ill ionen Schill ing vorgesehen, der für diesen 
Bereich ausgegeben wird. Im besonderen handelt 
es sich dabei um die Kunsthochschulen und um 
die  Musikschulen. 

In d iesem Sinne stimmen wir von der ÖVP­
Fra ktion diesem Hochschul-Taxengesetz gerne 
zu. (Allgemeiner Beifall. ) 14.58 

Präsident: Weiters zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Prof. Dr. Ogris. Ich erteile es 
ihm.  

N.58 
Bundesrat Dipl . - Ing.  Dr .  Harald Ogris (SPÖ, 

Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bun­
desminister!  Meine Damen und Herren !  Mir  
scheint es, daß zwei P unkte d ieses Taxengesetzes 
e in  b ißchen zuwenig beleuchtet wurden, deshalb 
möchte ich mich kurz zu Wort melden. 

Es ist etwa ein Jahr her,  als wir hier über die 
Novell ierung des Allgemeinen Hochschul-Stu­
d iengesetzes gesprochen haben ,  in  der unter an­
derem eine Verstärkung der I nternational ität un­
serer Universitäten vorgesehen war. 

D ie jetzt vorl iegende Novelle schließt eine Lük­
ke in diesem Gesetz, nämlich d ie, wie man Stu­
diengebühren für die Zusatzstudien einheben 
kann .  

Nach einer ersten Überlegung bei der Gesetz­
werdung wäre die i n  F rage stehende Studienge­
bühr  von In- und Ausländern in gleicher Weise 
aufzubringen gewesen .  Da sich jedoch bei näherer 
Betrachtung herausgestellt hat, daß sich bei der 
E inforderung von Studiengebühren von In län­
dern eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes 
ergeben würde, mußte die Vorschreibung einer 
Studiengebühr auf ausländische Absolventen be­
schränkt bleiben. Dies hat zur Folge, daß d ie auf­
gebrachten Mittel sehr bescheiden sein werden .  

E ine weitere Begren zung d ieser Mittel ergibt 
sich aus den vielen für d ie verbleibenden Auslän­
der geschaffenen Möglichkeiten, im Rahmen des 

Zulassungsverfahrens um Erlaß oder Ermäßi­
gung der Studiengebühren anzusuchen. 

So ist beispielsweise die Studiengebühr für 
Konventionsflüchtlinge, für Staatenlose mit mehr 
als fünf jährigem Wohnsitz in Österre ich ,  für Stu­
dierende aus E ntwicklungsländern, für Stipendia­
ten einer Körperschaft öffentlichen Rechtes mit 
bestim mten M indestvoraussetzungen sowie für 
Studierende, die selbst oder deren U nterhalts­
pflicht ige we nigstens durch fünf Jahre vor Auf­
nahme des Studiums in Österreich unbeschränkt 
einkommensssteuerpflichtig waren,  zu erlassen.  
- Dies zeigt, wie k lein der Kreis ist, der von die­
sen neuen Taxen betroffen sein  wird .  

Unter Berücksichtigung a l l  dieser Umstände -
und wir haben es ja  auch schon gehört - werden 
d ie M ittel eher sehr  bescheiden sein .  Doch mu ß 
man dieser Novelle auf jeden Fall zugute halten, 
daß sie eben eine offengeb l iebene Gesetzeslücke 
schl ießt. 

Aber über Hochschultaxen zu reden,  hei ßt im­
f!1er auch, über Grundsatzfragen der Bi ldung in  
Osterreich zu  reden.  Wir  Sozialisten bekennen 
u ns uneingeschränkt zur Chancengleichhei t  und 
zu einem allgemeinen Zugang zu dem B ildungs­
angebot. Wir  sind gegen jede Form des Numerus 
c lausus, vor allem dann, wenn er versteckt durch 
soziale Hürden eingebracht werden so llte. Damit 
ist nun nicht dieses Taxengesetz gemeint, das ja 
Ausländer betrifft, aber allgemein müssen wir das 
schon zu r Debatte stel len. Wir sind deshalb gegen 
Studien kautionen, wie sie in letzter Zeit ins Ge­
spräch gebracht wurden, und alle in d iese Rich­
tung gehenden Überlegungen. 

Wir sind auch gegen Privatuniversitäten - das 
ist hier schon gesagt worden - ,  aber nicht nur 
gegen Privatuniversitäten, d ie aus dem Ausland 
kommen und hier Niederlassungen schaffen,  son­
dern auch gegen Pr ivatuniversitäten in Österreich 
selbst. Warum? - Wei l  sie aufgrund der Studien­
gebühr, d ie sie e inheben, einen sozialen Numerus 
clausus schaffen können. Wir sind nicht dagegen, 
daß private u niversitätsähnl iche E inr ichtungen 
geschaffen werden ,  die zum Teil  - und es gibt sie 
ja bereits - sehr hohe Gebühren einheben,  aber 
wir sind dagegen ,  daß diese u niversitätsähnlichen 
Einrichtungen einen öffentlichen Charakter an­
nehmen, denn das würde den Gleichheitsgrund­
satz verletzen .  Es gibt Bestrebungen dieser Art, 
und wir werden damit n icht e inverstanden sei n  
können. 

Wir sind der Ansicht, daß man Gruppenbildun­
gen, wie sie in  solchen Einrichtungen entstehen, 
besser vermeiden sollte. Der Anspruch ,  El ite zu 
sein ,  kann n icht dadurch entstehen, daß man sich 
selbst zu e iner Gruppe bekennt, die d iesen An­
spruch erhebt, sondern nur dadurch, daß man be­
sondere Leistungen erbringt. E lite ist man nicht 
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dadurch, daß man Forderungen an die Gesell­
schaft, sondern dadurch,  da ß man Forderungen 
an sich selbst stellt . Maßnahmen oder E inrichtun­
gen,  die Elite n  im Sinne von Gruppenbi ldung be­
günstigen, lehnen wir ab. Privatisierung mag in 
vielen Bereichen der Wirtschaft und auch in an­
deren Sparten der Gesellschaft Berechtigung ha­
ben, im Bereich des Bildungsangebotes, des staat­
lich anerkannten Bild ungsangebotes jedoch nicht. 

Hochschulpolitik ist im mer auch langfristig 
wirksame Gese llschaftspo litik .  Wir Sozial isten 
sind für offene Hochschulen, offen für al le, wie 
wir ebenso für eine offene Gesel lschaft sind. Mit 
dem Aufbruch der Gesellschaften im Osten Eu­
ropas, mit dem Fallen der Grenze n  und dem Zu­
sam menrücken Europas kommen auf uns und 
unsere Hochschulen so viele neue Aufgaben zu, 
daß wir auf d iesem Sektor wesentlich mehr  tun 
müßten und n icht unbedingt auf dem Sektor der 
Privatuniversitäten. 

Der vorliegenden Novelle jedoch werden wir -
wie wir schon gehört haben - unsere Zustim­
mung erteilet? .. (Beifall bei der SPÖ und bei Bun­
desräten der O VP.) 1 5JJ3 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist damit geschlossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e i n  Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall .  

Wir kommen daher zur Abstimm ung. 

Bei der A b  s t i m  m II  n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Gesec­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n e f1 E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

10. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das B undesgesetz über geisteswissen­
schaftliche und naturwissenschaftliche Studien­
richtungen geändert wird ( 1 107 und 1 1 28/NR 
sowie 3814/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 1 0. Punkt 
der Tagesordn u ng: Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über geisteswissenschaftliche und 
naturwissenschaftliche Studienrichtungen geän­
dert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Putz übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Erich Putz: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrter Herr Bundesminister! 
Hoher Bundesrat! Das am l .  September 1 9 7 1  in 

Kraft getretene Bundesgesetz über geisteswissen­
schaftl iche u nd naturwissenschaftl iche Studien­
richtungen ist durch eine Vielzahl von S tudien­
richtungen gekennzeichnet. Die Erlassung der 
entsprechenden Studienordnung, der Studienplä­
ne und das zunächst schwerfäll ige und formelle 
Genehmigungsverfahren zur P rüfung der Gesetz­
mäßigkeit der Studien pläne erstreckte sich über­
dies über einen längeren Zeitraum.  Die neue Ent­
wicklung auf wissenschaftlichem Gebiet in e inzel­
nen Fachbereichen beziehu ngsweise das E ntste­
hen neuer Schwerpunkte soll nunmehr im gegen­
ständlichen Gesetzesbesch luß durch Änderung 
der Bestimmungen über d ie Studienrichtung 
Pharmazie sowie durch die Aufnahme des neuen 
Studienzweiges Ökologie berücksichtigt werden . 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner S itzung am 30. Jänner 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Unter­
ric htsausschuß somit den A n  t r a g, der Bundes­
rat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
25.  Jänner 1 990 betreffend ein B undesgesetz, mit 
eiern das Bundesgesetz über geisteswissenschaftli­
che und naturwissenschaftl iche Studienrichtun­
gen geändert wird, wird kein  Einspruch erhoben. 

Präsident: Ich danke eiern Herrn Berichterstat­
ter. 

Wir gehen i n  die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
\1ag. Alexander Kulman . Ich erteile ihm dieses. 

/ 5 .08 

Bundesrat Mag. Alexander Kulman (SPÖ. Bur­
genland): Werter Herr Präsident!  Herr B undes­
minister! Hohes Haus! Vorneweg möchte ich mit 
großer Genugtuung begrüßen, daß es in Zukunft 
in Österreich möglich sein wird, Ökologie als ei­
genes Studienfach zu studieren .  Mit dieser E in­
richtung wurde eine langjährige Forderung  zahl­
reicher Naturwissenschafter und B iologen erfüllt. 

Andererseits wird mit der E inrichtung dieses 
Studienfaches einer sehr wichtigen gesel lschafts­
politischen Frage Rechung getragen .  Wir a l le wis­
sen ,  daß die Ö kologie in den letzten Jahren eine 
ungeheuer große Bedeutung erfahren hat. Vor ei­
nem Jahrzehnt haben nicht einmal  die Ökologen 
und die Naturschutzbewegu ngen geahnt - wenn 
auch sti l l  gehofft -,  daß d ie Verwendung dieses 
Wortes E ingang nicht nur in d ie Tagespre��e, 
sondern auch in das Vokabular der breiten Of­
fentlichkeit finden wird. 

525. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 65 von 70

www.parlament.gv.at



23774 B undesrat - 5 2 5 .  S itzung - 1 .  Februar 1 990 

Mag. Alexander Kulman 

Man ist versucht, zu sagen, daß der heutige 
Mensch meh r  über Öko logie weiß  als über Öko­
nomie, wen n  man dieses am Gebrauch von Fach­
begriffen vergleicht. Ständig neu entstehende Be­
griffskombinationen zeigen ,  daß moderne Ent­
wicklungen in  Gesellschaft u nd Politik zur Ö ko­
logie in  Verbindung gebracht werden. Solche 
neuentstandenen Wortverbindungen sind bei­
�pielsweise: Ö kokrise, Ökoplanung, die von der 
OVP ins Spiel gebrachte öko-soziale Marktwirt­
schaft . Ökologiereferat und so weiter .  - Jede sich 
modern gebende Bewegung,  jeder Politiker, der 
etwas auf sich hält, und jede Zeitung, die ihre 
Auflagenzahlen erhöhen will ,  verwendet das 
Wort "Ökologie" . 

Dabei bin ich davon überzeugt, daß 80 Prozent 
derjen igen, die das Wort verwenden ,  gar nicht 
wissen,  was es heißt, denn es ist eine Fehlannah­
me, zu glauben, der Begriff " Ökologie" sei e ine 
Wortbildung des sogenannten Zeitgeistes. Es ist 
auch eine Fehlannahme, zu glauben, daß Ökolo­
gie gleichzusetzen ist m it Politik oder mit grüner 
Polit ik .  Ökologie ist ein Wissenschaftszweig, der 
schon mehr als hundert Jahre alt ist. Der Begrün­
der dieser Wissenschaft war ein deutscher Zoolo­
ge, Professor Ernst Haec kel, der damals versucht 
hat, i n  die Naturwissenschaft eine neue Denk­
und Arbeitsweise einzuführen .  

Was ist n u n  die Ökologie? - Ökologie ist eine 
Wissenschaft, d ie sich mit den Wechselbeziehun­
gen zwischen Umwelt und Lebewesen befaßt. d ie 
vom Stoffhaushalt und den Energieeinflüssen auf 
die Lebewesen berichtet und versucht, Zusam­
menhänge zu  erk lären beziehungsweise aufzuzei­
gen ,  Zusammenhänge, die das Leben auf der 
Erde ermöglichen .  

Die Aufgabe e ines Ökologen wird also darin 
bestehen , solche Zusammenhänge und Alternati­
ven aufzuzei gen,  die notwendig sind, wenn Stra­
ßen gebaut werden, wenn andere Bauten errichtet 
werden. Ökologen werden überall dort mitreden 
müssen ,  wo E ingriffe in die Natur gep lant sind. 

B isher war es allerdings n icht möglich, dieses 
Studienfach,  d iese Wissenschaft als selbständigen 
Studienzweig an einer österreichischen Universi­
tät zu belegen.  Der interessierte Student konnte 
zwar verschiedene Vorlesungen besuchen u nd 
konnte im Rahmen des B io]ogiestudiums sein  
Wissen auf d iesem Gebiet erweitern. So konnte er 
oder kann er zum Beispiel Vorlesungen des be­
kannten Ökologen Bernd Lötsch oder des be­
kannten Wildbiologen Antal Festetics an der Un i  
besuchen , aber einen eigenen Studienzweig hat es 
nicht gegeben. Er hat auch die Mögl ichkeit, daß 
er auf Exkursionen und Lehrausgängen ökologi­
sche Zusammenhänge erforschen kan n .  

N u n  soll e in  neuer Studienzweig Abhilfe schaf­
fen.  Um das Diplom zu erlangen,  sind zwei Prü-

fungen notwendig. Einerseits sol len  die Grundla­
gen der Öko logie gelehrt werden, andererseits 
soll der Absolvent die al lgemeine, spezielle und 
an gewandte Ökologie beherrschen .  

Die Absolventen dieses Ökologiestudiums sol­
len jene Bereiche abdecken, in denen es um die 
Beurtei lung der ökologischen Voraussetzungen 
für die Erhaltung oder Wiederherstel lung natur­
naher Lebensräume und deren Lebensgemein­
schaften geht. Dafür braucht er e ine biologische 
Grundausb ildung sowie eben a llgemeines u nd 
spezielles ökologisches Wissen. Die  Aufgaben ei­
nes Ökologen l iegen darin, ökologische Gegeben­
heiten ,  also Zusammenhänge zwischen Natur und 
Lebewesen,  zwischen Umwelt u nd Lebewesen, 
und Abläufe methodisch zu untersuchen und zu 
beurte ilen. 

In Anbetracht  der fortschreitenden Zerstörung 
der natürlichen Umwelt und de r dadurch drohen­
den Gefahr auch für den Menschen werden wir 
von der sozial istischen Fraktion der Errichtung 
eines neuen Studienzweiges Ökologie u nsere Zu­
stimmung erte i len.  (Allgemeiner Beifall. ) /5.13 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr B undesrat Dr. V incenz Liechtenstein.  Ich 
ertei le ihm dieses. 

15 .13 

B undesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (ÖVP, 
Steiermark) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Bundesmin ister! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen !  Ich darf dazu ein paar kurze Be­
merkungen machen. 

Evident ist - es wurde von meinem Vorredner 
schon erwähnt - ,  daß die Natur, unsere Umwelt, 
durch die Formen unserer Zivi l isation gefährdet 
se in  kann . 

Evident ist sicher weiters, daß  längst n icht 
mehr nur die Landwirtschaft die Natur braucht, 
sondern auch d ie Städter aus den d urch Lärm und 
Abgasen i mmer mensc henfeindlicher werdenden 
Ballungsräumen unserer Städte die Natur zur Er­
holung braucht. 

Aber evident ist auch, daß die Natur krank ist. 
Dies stellt für u ns eine eminente Bedrohung, aber 
auch e ine gro ße Herausforderung dar. Die Ge­
sellschaft ist aufgefordert, diese Herausforderung 
anzunehmen. 

Das ist für uns alle aber n ichts Neues. Das Pro­
blem bezüglich der Sanierung der gefährdeten 
Umwelt wurde ja schon vor einiger Zeit als ein 
vordringlich zu lösendes Problem erkannt. Es 
wurden ja diesbezüglich schon Maßnahmen ge­
troffen,  die ich hier nicht im einzelnen anzufüh­
ren brauche. 
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Was jedoch bisher gefehlt hat, war die Schaf­
fung der Voraussetzung zur wissenschaftlich­
theoretischen Aufbereitung der Problematik aus 
der Wechselwirkung zwischen Mensch und Um­
welt. 

Deshalb begrüßen wir die vorl iegende Novel lie­
rung, mittels derer nunmehr d ie Einrichtung ei­
nes Studienzweiges Ökologie als Tei lbereich der 
Bio logie geschaffen wi rd . Uns werden in  Zukunft 
akademisch ausgeb ildete Ökologen zur Verfü­
gung stehen, die in der Lage se in werden, ökologi­
sche Gegebenheiten und Abläufe methodisch 
richtig zu untersuchen und zu beurteilen. Sie wer­
den uns Prognosen hinsichtlich der Auswirkun­
gen von beabsichtigten Ma ßnahmen auf die Um­
welt erstellen und daher insgesamt befäh igt sein, 
jene Bereiche wissenschaftlich abzudecken, in de­
nen es um die Beurteilung der ökologischen Vor­
aussetzungen für die Erhaltung oder Wiederher­
stel lung naturnaher Lebensräume geht. 

L iebe Kol leginnen und Kollegen! Abschließend 
meine ich,  daß mit d ieser Regierungsvorlage ein 
wichtiger und allgemein zu begrüßender erster 
Schritt unternommen wurde , auch wen n  es be­
dauerlicherweise zunächst nur an den Universitä­
ten Wien und Innsbruch zu dieser Stud ienerwei­
terung kommen wird . Als Steirer bedaure ich. 
daß wir es in Graz noch n icht bekommen . Ich 
würde es auch den Salzburgern gönnen und den 
Linzern und so weiter (Bundesrat Mag. L a  k 11 e r: 
Und Klagen/uni) und den K lagenfurtern.  (Bull­
desrat F a  r t h o / e r: Und Niederösterreich.') Es 
muß uns aber klar sein ,  daß d ieser Begin n  nur ein 
erster Schritt ist ,  dem noch viele andere folgen 
so llen. 

D ie ÖVP wird dieser Regierungsvorlage mit 
Freude zustimmen. - Ich danke sehr. (Bei/all bei 
der ÖVP. ) 15.16 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Mag. Georg Lakner. Ich erteile es 
ihm.  

15./6 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz­

burg) :  Herr Präsident! Herr Minister!  Hohes 
Haus! Ich freue mich ganz besonders, daß ich po­
sitiv zu einem positiven Punkt reden kann .  (All­
gemeiner Beifall. ) Es ist schade, daß der Herr Mi­
n ister nicht da ist, ich würde ihn gerne loben. 
Aber vielleicht geben Sie ihm das mit, er hat sehr 
gute innovatorische Ideen , die mir gefallen. (Bun­
desrat S a t t l b e r g e r: Herr Kollege! Das können 
Sie schriftlich machen!) Gut. Das machen wir. 

Zum Pharmaziestudium ist nicht viel zu sagen. 
Wunderbar, zeitgemäß ,  europareif, es war höch­
ste Zeit. Man könnte sich höchstens fragen,  ob es 
nicht schon längst so hätte sein können. (Bundes­
rat S t r u t z e n b e r g e r: Das war aber jetzt nicht 

positiv!) War das schon zu negativ? Entschuldi­
gung! Es war aber n icht auf den neuen Minister 
bezogen.  (Bundesrat S t r u  t z  e n b e r g e r: Geht 
schon!) 

Ökologie ist der richtige Schritt, den die Um­
welt b raucht. Ich wil l  mich nicht wiederholen.  
Unsere Sorglosigkeit hat z u  schl immen Auswir­
kungen geführt, die unsere Kinder nicht spüren 
so llen. Unser Umweltbewußtsein ist manchmal 
halt leider nur so eine Art Krisenmanagement 
und nicht vorausschauend. Und da soll eben das 
Studium dazu dienen,  einen umfassenden Ein­
blick in das gesam te Öko-System zu vermitteln ,  
um Maßnahmen im vorhinein planen zu können 
und um die Auswirkungen dieser Maßnahmen 
abschätzen zu können .  

Bei e iner  guten und fundierten Ausbildung, d ie 
dazu notwendig ist, darf al lerdings nicht von 
vornherein gespart werden .  Ich möchte also b it­
ten ,  daß Sie den Appell weitergeben, daß man 
gerade bei diesem Studium eben nicht sparen sol l­
te . 

Das Studium wird ja großtei ls aus bereits vor­
handenen Veranstaltungen bestehen. Dazu wer­
den gewisse Rah menbedingungen kommen und 
neue Veranstaltungen .  Es wird also eine verstärk­
te Koordination notwendig sein.  es werden Aus­
stattungen notwendig sein und natü rl ich Perso­
nalerfordernisse. 

Es ist meiner Meinung nach ein notwendiges, 
zukunftsorientiertes Studium und kein Modestu­
dium. Modestudien sind ganz andere. Ich wil l  
aber,  um niemandem nahezutreten ,  keine Mode­
studien aufzäh len .  S icher gehört aber nicht das 
Studium der Ökologie dazu. Man merkt das, 
wenn man es mit den Ergebnissen an der Univer­
sität in Berlin vergleicht, wo schon während des 
Studiums die Leute in  den Beruf engagiert wer­
den. 

Ich darf mich aber sehr gerne dem Appell mei­
nes Vorredners anschl ießen, die U niversitäten -
ich weiß ,  das hat etwas mit dem F inanzminister 
zu tun - nicht n u r  auf Wien und Innsbruck zu 
beschränken, sondern sie zumindest auf Graz,  wo 
schon sehr v iel in der Pflanzenphysiologie gear­
beitet wird, und besonders auch auf Salzburg aus­
zudehnen - ich bitte meine Kollegen ,  mich da zu 
unterstützen - ,  wo es bereits 70  studia irregu la­
ria gibt, die in  d iese Kerbe schlagen .  Also b itte 
nicht zu knapp dotieren, damit das auch möglich 
ist .  

Ich darf noch ganz kurz den nächsten P unkt 
streifen .  Ich darf ihn gleich mitnehmen, sonst 
muß ich noch e inma l  herauskommen. Die Lö­
sung bei den Rechtswissenschaften ist ein b ißehen 
sehr gro ßzügig, u nd ich hoffe, daß es nicht auf d ie 
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anderen Studienrichtungen ähnlich gro ßzügig 
übergreift. 

Das Hochschul-Taxengesetz - das war der vo­
rige Punkt - finde ich auch sehr positiv. Da woll­
te ich den M in ister eben loben. Es gelingt mir 
jetzt zum zweiten Mal nicht .  Ich wollte es schon 
einmal tun.  Vor allem dieser autonome Wir­
kungsbereich der Universitäten ,  den er geschaf­
fen hat, gefällt mir sehr gut. Der hat sich auch 
schon bei M useen.  bei Instituten und so we iter 
bewährt. Wir werden ja irgendwann einmal eine 
dieser Früchte sehen .  

I ch  darf aus  Salzburger Sicht noch eines vor­
wegnehmen: Es so l l  ja ein Al lgemei nes Hoch­
sch ul-Studiengesetz kommen (Bundesrat Dr. 
o g r i s: Das gibt es schon.' ) .  das heißt, es ist der­
zeit in  Begutachtung, und da kommt es zu  einigen 
Liberalisierungen .  Das ist für Salzburg u nter Um­
ständen seh r  wichtig. Wir bemühen uns ja schon 
seit langem um die Volluniversität oder um den 
dritten Stud ienabschnitt Medizin.  Es gab leider 
negtive Stel lungnahmen dazu. Wir sind auch 
nicht so einhell ig in unserer Stel lungnahme. Aber 
es gäbe jetzt durch die Liberal isierung die Mög­
l ichkeit, eine Medizinische Akademie in Salzburg 
zu instal l ieren. Ich b itte, Herr Minister, das Ihrem 
Kol legen auszurichten .  Angeblich hat  er s ich dazu 
negativ geäußert. Vielleicht kann er diese Haltung 
noch einmal überdenken. Ich würde meine Salz­
burger Kollegen bitten ,  da auch besonders in die­
ses Horn zu stoßen. um in Salzburg, wo eine Zu­
sam menarbeit mit München möglich ist, i n  der 
Medizin etwas weiterzubringen.  Ich glaube, da 
geht es vor al lem um den § 40a, der drinnenblei­
ben muß in  diesem Allgemeinen Hochschul-Stu­
diengesetz. - Vielen Dank. (A llgemeiner Beifall. ) 
15.21 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist daher gesch lossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Sch luß­
wort gewünscht? - Das ist auch n icht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

1 1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1990 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das B undesgesetz über das Studium der 
Rechtswissenschaften geändert wird ( 1 1 05 und 
1 1 29/NR sowie 3804 und 381 5/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 1 1 . Punkt 
der Tagesordnung: Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz . über das Studium der Rechtswis­
senschaften geändert wird . 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin 
T herese Lukasser übernom men. Ich bitte sie um 
den Bericht .  

Berichterstatterin Therese Lukasser: Herr Prä­
sident! Die derzeitige Rege lung des § 15 des Bun­
desgesetzes über das Studium der Rechtswissen­
schaften sieht ein Auslaufen der . ,alten" Studien­
vorschriften für Studierende der Rechtswissen­
schaften mit  30. September 1 990 vor. Das Ziel 
des gegenständlichen Gesetzesbeschlusses besteht 
in der Verlängerung des .,alten" Studienrechts für 
jene Studierende , d ie bis zum 30. September 199 1  
bereits eine bestimmte Vorleistung a n  Prüfungen 
erbracht h aben. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
c he Vorlage in sei ner Sitzung am 30. Jänner 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der U nter­
richtsausschuß som it den A n  t r a g, der Bun­
desrat wol le  beschl ie ßen :  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das B undesgesetz über das Studium der 
Rechtswissenschaften geändert wird , wird kein 
E inspruch erhoben.  

Präsident: Ich danke der Frau Berichterstatte­
rin .  

Herr Professor Schambeck hat s ich zu Wort ge­
meldet. Ich erteile ihm dieses. 

/5 .24 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP , Nie­

derösterreich) :  Herr Präsident !  Herr Bundesmini­
ster! Meine  Damen und Herren!  Mein Kollege 
u nd Freund Ing. Penz hat mich gefragt, ob ich 
jetzt lange sprechen werde. Darauf habe ich ge­
sagt: Ein kurzes Stündchen .  (Heiterkeit. ) Sie 
b rauchen aber nicht entsetzt zu sein ,  es wird nicht 
so lang sei n ,  aber ich möchte n icht die Gelegen­
heit versäu men, zu diesem so wichtigen Gesetz 
für die Ausbi ldung der Juristen doch einige kurze 
F ußnoten anzubringen , von denen ich glaube, 
daß wir al le einer Meinung sind. 

In  einem demokratischen Rechtsstaat, in dem 
die Vollziehung aufgrund der Gesetze stattfindet, 
in e iner Zeit,  in der der Staat immer mehr über 
den hoheitlichen Bereich auch als Träger von Pri­
vatrechten in  der P rivatwi rtschaftsverwaltung tä­
tig wird - Auftragsvergabe, eigenunternehmeri­
sche Tätigkeit des Staates und Subvent ionsverga-

525. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)68 von 70

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 525 . S itzung - l .  Februar 1 990 23777 

Dr.  Herbert Schambeck 

be - ,  ist es von größter Wichtigkeit, daß sich 
auch die N icht juristen mit der Ausbildung der Ju­
risten beschäftigen, denn sie haben die Verant­
wortung für d ie Aufrechterhaltung und Herstel­
lung von Ruhe, Ordnung und Sicherheit, o hne 
daß wir in eine ideologisierte Sicht, in  eine Law­
and-Order-Ideologie verfal len wollen. Was wir 
wollen, ist ,  daß Legalität mit Humanität verbun­
den wi rd, da ß die Ordnung in unserem Staat u nd 
damit auch der Rechtsstaat eine menschl iche 
Form annimmt und daß man sich vor der Gesetz­
gebung, vor der Verwaltung und auch vor der Ge­
richtsbarkeit nicht zu fürchten braucht. sondern 
daß - im Gegenteil - alle Repräsentanten und 
Organe des Staates als Freund und Helfer - so 
wie es Josef Holaubek ei nmal für die Pol ize i  for­
mulierte - empfunden werden. 

Und darum kommt es sehr darauf an, daß wir 
nicht allein vorschreiben und dem einzelnen sa­
gen, was er zu tun hat, sondern auch,  warum er es 
zu tun hat. Wenn wir heute im privaten Leben 
viele Menschen vorfinden, die einfach mit dem 
Leben nicht fertig werden, wei l  sie die Sinnfrage 
des Lebens nicht beantwo rten können, leiden wir 
alle in dem Staat vielfach darunter, daß die Sinn­
frage von manchem Gesetz nicht beantwortet 
werden kann, weil d ie Umsetzung nicht so er­
folgt, wie es heute aufgrund der Quantität und oft 
auch der Qualität der zu regelnden Materien 
möglich ist. 

Umso wicht iger ist die Ausbildung der Juristen. 
Es ist äußerst erfreu lich , daß wir u ns in den letz­
ten Jahren über die Parteigrenzen hinweg bemüht 
haben,  zeitgemäße Vorschriften für die Ausbil­
dung der Juristen zustandezubringen, und die 
heute vorliegende Gesetzesmaterie beschäftigt 
sich ja damit, Übergangsbestimmungen entspre­
chend in den G riff zu bekommen. 

Da ich sowoh l  die a lte Studienordnung als Stu­
dent, a ls Assistent, als Dozent und als Professosr 
jahrelang erlebt habe und die neue Studie nord­
nung im Unterricht zu beachten habe, möchte ich 
Ihnen bei dieser Gelegenheit sagen: Es war wirk­
lich notwendig, daß ein ige Materien einen neuen 
Stellenwert bekommen haben,  daß sie nicht a ls 
Annexe etwa zum Verwaltungsrecht gelaufen 
sind, wie das Arbeitsrecht oder das Sozialversi­
cherungsrecht, daß es e ine e igene Pflichtvorle­
sung geworden ist. Und ich könnte viele andere 
Fächer in  e iner neuen Rangordnung der Werte 
diesbezüglich nennen. 

Ich bedaure n ur e ines außerordentlich - und 
ich möchte h ie r  auch mea maxima culpa sagen,  
denn ich hätte es damals sicherlich auch mehr be­
einflussen können,  als ich es v ielleicht getan habe; 
das ist n icht schüchterner Respekt gegenüber dem 
Nationalrat, sondern es war die Annahme, daß 
man sich dort beim Status nascendi darum küm-

mern wird - ,  nämlich die Handhabung des Fa­
ches der Rechts- und der Staatsphi losophie.  

Der Herr Bundesminister wird sich sicherlich 
- m it e inigen anderen in  diesem Raum - an sein 
eigenes Studium erin nern. Da waren mindestens 
vier Stunden Hauptvorlesung Rechtsphi losophie 
als Pfl ichtfach vorgeschr ieben,  während wir leider 
heute feststel len m üssen, daß das n icht e in mal 
mehr mit e iner Stunde der Fall ist und es e in aus­
gesprochenes Wahlfach geworden ist, in dem man 
zwar disse rtieren kann ,  aber nicht jeder Jur ist, der 
�lagister oder Doktor wird ,  hat sich mit der Ge­
schichte der Rechts- und Staatsphilosophie von 
Homer bis zur  Gegenwart besc häftigt. Das hei ßt, 
man kann ohnewei ters Magister der Rechtswis­
senschaften und Doktor iur .  werden, ohne sich 
jemals mit P lato oder mit Kant oder auch mit 
Hans Kelsen und seiner Reinen Rechtslehre, die 
bekanntlich internationale Anerkennung gefun­
den hat, beschäftigt zu haben. 

Daher möchte ich mir erlauben, dem Herrn 
Bundesminister Dr. Schüssel ,  der Bundesminister 
Dr. B usek vertritt, m itzugeben, daß es ganz wert­
voll wäre aus meiner Sicht und der Sicht v ieler 
meiner Kollegen, wen n  man sich bemühen könn­
te, vielle icht mit e in oder zwei Stunden Pflicht­
vorlesung Rechtsphilosophie bei der nächsten 
Novell ierung dieses Gesetzes über die Rechtswis­
senschaft diesen Ste l lenwert neu zu best immen, 
wei l  ich glaube. im Jahre 1990 sol lten wir das Gut 
an abendländischem Rechtsdenken nicht total 
aufgeben, das wir bisher durch Jahrhunderte hin­
durch zu entwickeln imstande waren, besonders 
auch ,  Hohes Haus, durch die Wiener rechtstheo­
ret ische Schule, die Weltruf er la'ngt hat , nämlich 
mit e inem Hans Kelsen, einem Adolf Merkl ,  ei­
nem Alfred Verdross und vor allem auch einem 
Ludwig Adamovich .  

Ich möchte die Namen Ludwig Adamovich, 
Adolf Merkl und Alfred Verdross vor allem bei 
unserer heutigen ersten Sitzung im Jahre 1 990 
aussprechen, wei l  sich in diesem Jahr zum hun­
dertsten Mal  der Geburtstag d ieser drei  gro ßen 
Persönlichkeiten jährt ,  die internationalen Ruf 
haben und für die Republik Österreich viel gelei­
stet haben.  Ich nenne h ier die Jahre 1 9 1 8  und 
1945 .  Es ist sehr erfreulich, daß i m  In- und Aus­
land dem auch ein Gedenken gewidmet wird. Es 
ist verdienstvoll ,  daß der Herr Direktor des 
Österreichischen Kultur instituts in Rom, Univer­
sitätsprofessor Dr. K resten, mit  Universitätskrei­
sen in Rom für Verdross und Merkl Ende Febru­
ar an der G regoriana einen Festakt abhalten wird, 
und ähnliches wird in  Österreich geschehen am 
Hans-Kelsen-Institut, und das war gestern bei der 
Niederösterre ichischen Juristischen Gesellschaft 
der Fall .  

Herr Justizminister !  Ich habe dir  und auch dem 
Herrn Bundesminister Dr. B usek gesagt - und 
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ich wiederhole das h ier in al ler Öffent l ichkeit - ,  
daß ich die Wiener Rechtsfakultät aufgefordert 
habe, und zwar schon rechtzeitig vor e inigen Mo­
naten ,  daß man an der  Wiener Universität recht­
zeitig Initiativen ergreift, damit für L udwig Ada ­
movich, für Alfred Verdross u n d  f ü r  Adolf Merkl  
entsprechende Gedenkste ine und P laketten im 
Arkadenhof der Wiener Universität, wo das seit 
Jahrzehnten geschieht, geschaffen werden. 

Zu  Ludwig Adamovich sen ior möchte ich sa­
gen, daß er mitbegründend war für das Universi­
tätsleben nach Beendigung des Zweiten Weltkrie­
ges und als Präsident des Verfassungsgerichtsho­
fes den Weg des wiedererstandenen Osterre ichs 
nach 1 945 und al le Fragen der Rechtsüberleitung  
und das Verfassungs- Uberleitungsgesetz mitge­
prägt hat. Seine Schr iften und seine Bücher ha­
ben Generationen von Juristen die G rundlage ih­
rer späteren Rechtstätigkeit eröffnet. 

Alfred Verdross, der e iner  der berühmtesten 
Völkerrechtler der Welt wurde, hat bereits gegen 
Ende des Ersten Weltkrieges über die Rechtsun­
terworfenheit des Gesetzgebers geschrieben, was 
sich später dann als eine besondere Notwendig­
keit erwiesen hat.  Außerdem hat er mit seinem 
Werk über d ie  Einheit des rechtlichen Weltbi ldes 
- während Planck über die Einhe it des physikal i ­
schen Weltbi ldes schrieb - schon damals e ine 
gro ßartige Konzeption der Rechtsordnung ent­
wickelt. 

Adolf Merkl als Mitsc höpfer des B undes- Ver­
fassungsgesetzes und als weltberühmter Vater des 
Stufenbaus der Rechtsordnung u nd auch als e i n  
Kämpfer gegen den Nationalsozial ism us und f ü r  
die Lehre vom Frieden und dem Widerstand -
von Merkl stammt bekanntlich der Satz, daß es 
Zeiten geben kann,  wo es ehrenwerter sein kan n ,  
durch den Staat als für den Staat z u  sterben - ,  
d ieser Mann, der allgemein anerkannt war, der  
1 9 1 8  der  Rechtsberater des letzten Ministerpräsi­
denten Lammasch genauso war wie der Rechtsbe­
rater des Staatskanzlers Dr.  Kar! Ren ner. hätte es 
sich wahrlich verdient, an dieser h istorischen 
Stätte auch festgehalten zu werden. 

Ich kenne die positive Einstel lung der Herrn 
Bundesminister Dr. Busek und Dr .  Schüssel dazu.  
Ich freue mich sehr, daß zwei Schüler dieser gro­
ßen Rechtslehrer heute i n  der Bundesregierun g  in 
verantwortlichen Ressorts sind. Ich habe meine 
Kollegen an der Wiener Rechtsfakul tät gebeten,  
auch dazu die nötigen Anträge zu stellen, wobei 

ich weiß ,  daß es nicht leicht ist, weil es eine Vor­
schrift ist, daß so etwas erst 30 Jahre nach dem 
Tod erfolgen soll, aber man sol l  Verdross nicht 
dafür bestrafen ,  daß er 90 Jahre alt geworden ist 
und seit seinem Ableben erst zehn Jahre vergan­
gen sind. Ich würde daher b itten, daß sich das, 
was an O rdnung und Meschlichkeit notwendig ist, 
verbindet mit Gedenken u nd Takt und daß wir in 
diesem Jahr 1 990 zeigen ,  daß es zur politischen 
Kultur gehört - was meistens Mangelware ist - ,  
auch Dank zum Ausdruck zu bringen. 

Diese heutige Gesetzesmaterie ermöglic ht es 
mir, das auszusprechen,  und ich darf die F raktio­
nen bitten, dem auch ihre Zustimmung zu geben, 
wenn ich den Herrn Bundesminister b itte , dazu 
die Initiative zu ergreifen.  

Meine F raktion wird dieser Übergangsbestim­
mung gerne die Zust immung geben .  - Ich danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Allgemeiner 
Beifall. ) 15 .34 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

Dam it kommen wir zur Abstimmung. 

Bei der A b s l i m  m U Tl g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des NationaLrates k e i TZ e n E i Il -
S p r  u c h zu erheben. 

Präsident: D ie Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten be­
ziehungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt 
drei Anfragen ,  672 bis 674/J, eingebracht wurden. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf sch riftlichem Wege erfo l­
gen .  Als Sitzungstermin ist Donnerstag, der 
8. März 1 990, 9 Uhr in  Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung dieser S itzung kommen 
jene Vorlagen in  Betracht, die der Nationalrat bis 
dahin verabschiedet haben wird, soweit sie dem 
Einspruchs- beziehungsweise Zustimmungsrecht 
des Bundesrates unterliegen. 

Die Ausschu ßvorberatungen sind für Dienstag, 
den 6. März 1 990, ab 1 5 .30 Uhr,  vorgesehen. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung: 15 Uhr 35 Minuten 

Österreichische Staatsdruckere i .  90 0154 
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